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Verordnung über die Leistungsangebote der Familien-, Kinder- und Jugendförderung (FKJV; 
BSG 860.22) / Teilrevision / 01.01.2024 

Datum RR-Sitzung: 15. November 2023 

Direktion: Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion 

Geschäftsnummer: 2022.GSI.1445 

Klassifizierung: Intern 

 

Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

014 Gemeinde-

rat Bern 

  Grund-

sätzli-

ches, Be-

merkun-

gen aus 

Begleit-

brief 

Bemerkungen aus Begleitbrief 

 

Der Gemeinderat der Stadt Bern be-

dankt sich für die Möglichkeit zur 

Stellungnahme zu den beabsichtig-

ten Änderungen in der Verordnung 

über die Leistungsangebote der Fa-

milie-, Kinder- und Jugendförderung 

(FKJV). Die FKJV ist für die Stadt 

Bern von grosser Bedeutung, da sie 

die Rahmenbedingungen für eine fa-

milienfreundliche Stadt wesentlich 

prägt. 

 

Daher äussert sich der Gemeinderat 

nicht ausschliesslich zu den vorge-

schlagenen Anpassungen, welche er 

grösstenteils unterstützt. Er propa-

giert auch weitere Anpassungen, die 

Keine Berücksichtigung 

 

Die vorgesehenen Änderungen der FKJV müssen per 1. Januar 

2024 in Kraft treten können, da gemäss Art. 139 SLG zu die-

sem Zeitpunkt die Bestimmungen zur Bewilligung und Aufsicht 

über TFO sowie zur Aufsicht über Tagesfamilien in Kraft treten 

werden. Um dies sicherstellen zu können, sind eine vertiefte 

politische und rechtliche Prüfung von weiteren grundlegenden 

Änderungen, als mit dem vorliegenden Entwurf vorgeschlagen 

worden sind, oder gar eine erneute Konsultation nicht möglich. 

Daher werden keine Änderungsvorschläge berücksichtigt, die 

Regelungen betreffen, die nicht Gegenstand der Konsultations-

vorlage sind. 
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sich aus dem Vollzug der seit 1. Ja-

nuar 2022 geltenden FKJV im Be-

reich der vergünstigten Betreuung in 

Kindertagesstätten aus seiner Sicht 

aufdrängen. 

 

Er macht insbesondere darauf auf-

merksam, dass die Tarife der Kitas 

in den letzten Jahren und ganz be-

sonders in der aktuellen Situation 

vielerorts deutlich angestiegen und 

Erziehungsberechtigte mit tiefen Ein-

kommen davon überproportional be-

troffen sind. Die Gesundheits-, So-

zial- und Integrationsdirektion und 

der Regierungsrat werden darum ge-

beten, eine Erhöhung der maximalen 

Vergünstigungen ernsthaft zu erwä-

gen. 

014 Gemeinde-

rat Bern 

  Grund-

sätzliches 

Der Gemeinderat der Stadt Bern be-

grüsst grundsätzlich die angestrebten 

Anpassungen der FKJV, insbesondere 

betreffend die Bewilligungspflicht von 

Tagesfamilienorganisationen (TFO) 

und die Aufsicht über Tagesfamilien 

und TFO. Er bringt gerne einzelne Vor-

schläge dazu unten stehend ein. 

Er weist aber darauf hin, dass mit dem 

Verzicht auf eine Indexierung der maxi-

malen Höhe der Betreuungsgutscheine 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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oder einer Unterstellung der Gut-

scheinhöhe unter die durch den Regie-

rungsrat beschlossene Teuerung für 

das Kantonspersonal wichtige Ziele der 

Entwicklungsförderung und der sozia-

len und sprachlichen Integration nicht 

genügend erfüllt werden können.  

 

So bedeutet ein Preisaufschlag bei den 

Kita-Tarifen von beispielsweise Fr. 15.- 

pro Tag für Einkommen über Fr. 

140'000.- eine Erhöhung des Elternbei-

trags um 15 %, für die tiefsten Einkom-

men eine Erhöhung um 200%. Damit 

wird riskiert, dass Kinder aus sozioöko-

nomisch benachteiligten Familien von 

den Fördermassnahmen nicht profitie-

ren. Diese Preisentwicklung betrifft 

nach Auswertungen der Stadt Bern bis-

her nicht die Tarife für Kinder unter 12 

Monaten. 

Zudem regt der Gemeinderat an, nach-

gewiesene regelmässige Freiwilligenar-

beit bei der Bemessung des Betreu-

ungsbedarfs ebenfalls zu 

berücksichtigen. 

 

Vorschlag: 

Die Höhe des maximalen Gutscheins 

für Kinder ab zwölf Monaten (bis zum 

Abschluss des Kindergartens) ist um  
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10% zu erhöhen (Art. 56), um der tat-

sächlichen Preisentwicklung bei den 

Tarifen Rechnung zu tragen.  

Zudem ist die maximale Vergünstigung 

grundsätzlich dem Landesindex der 

Teuerung oder der Teuerung bei den  

Lohnkosten beim Kantonspersonal zu 

unterstellen. 

 

Regelmässige, freiwillig und unentgelt-

lich geleistete Arbeit bis zu 6 Stunden 

pro Woche sind an den Bedarf  

gemäss Art. 36 anzurechnen. 

017 Stadt Burg-

dorf 

  Grund-

sätzliches 

Wir begrüssen die Anpassungen und 

danken für die Umsetzung der ge-

wünschten Änderungen in den meisten 

Bereichen. 

 

Auch für die Gemeinde ist die familien-

ergänzende Kinderbetreuung teurer 

geworden. 

 

Die Betreuung von Kindern mit beson-

deren Bedürfnissen ist aus unserer 

Sicht nicht ausreichend geregelt und 

sie lässt sich auch nicht zufriedenstel-

lend mit zusätzlich abgegoltenem Be-

treuungsaufwand umsetzen. Ausser-

dem sollte der zusätzliche 

Betreuungsaufwand rasch und ohne 
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Fachstellenbestätigung ermöglicht wer-

den, da Eltern sich oft dagegen weh-

ren, Fachstellen aufzusuchen. Gerade 

nach den beiden Corona-Jahren lässt 

sich eine Zunahme von Kindern mit 

Entwicklungsverzögerungen feststel-

len. 

 

Da die frühkindliche Sprachbildung für 

fremdsprachige Kinder in der Tagesbe-

treuung umgesetzt werden soll, erwar-

ten wir, dass das Personal diesbezüg-

lich- analog Basel-Stadt- geeignet 

geschult wird und bereits bei der Be-

rufsbildung ein Schwerpunkt in dieser 

Thematik gesetzt wird. 

 

Vorschlag: 

- Zusätzliche Beiträge zur Förde-

rung von Integrationskitas 

- intensivere Lehrgänge zur früh-

kindlichen Sprachförderung fi-

nanziell unterstützen 

- Fokus: frühkindliche Sprachför-

derung in der Berufsschule 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

020 Gemeinde-

rat Interla-

ken 

  Grund-

sätzliches 

Per 01.01.2024 wechselt die Zustän-

digkeit der Pflegekinderaufsicht PKA 

von der KESB zum KJA. Wir halten es 

für sinnvoll, professionell und ressour-

Die PKA sind angefragt worden. 
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censchonend, dass die Zuständigkei-

ten für die inhaltlich sehr nahen Fach-

gebiete PKA und Tagesfamilien organi-

satorisch am gleichen Ort angesiedelt 

werden. Aus diesem Grund würden wir 

es sehr begrüssen, wenn die Aufsicht 

über die Tagesfamilien, welche nicht 

einer TFO angeschlossen sind, an die 

regionalisierten PKA-Dienste delegiert 

werden. 

025 Gemeinde 

Lyss 

 

  Artikel 7 

ZAV 

Da das AIS vorsieht, die Aufsicht der 

Tagesfamilienangebote, die nicht einer 

Tagesfamilienorganisation angeschlos-

sen sind, mit einem Leistungsvertrag 

pro KESB-Region an Gemeinden oder 

Dritte zu übertragen, müsste der Ab-

satz g der ZAV Art. 7 «jährlich 480 

Franken für jedes beaufsichtigte Ta-

gesfamilienangebot» in die FKJV über-

tragen werden. 

 

Zudem bräuchte es eine Regelung zur 

zusätzlichen Abgeltung von Reiseauf-

wendungen, da den beauftragten Ge-

meinden durch die Regionalisierung 

höhere Reisezeiten und -spesen anfal-

len und den Gemeinden die Vollkosten 

entschädigt werden sollten. Bezüglich 

Stundenansatz wäre eine Anlehnung 

an den vorgesehenen Artikel 7a Abs. 1 

Keine Berücksichtigung 

Aktuell ist noch nicht festgelegt, wie der Vollzug der Aufsicht 

über Tagesfamilienangebote, die nicht einer Tagesfamilienor-

ganisation angeschlossen sind, ausgestaltet werden soll. Die 

Übertragung mit Leistungsvertrag pro KESB-Region an Ge-

meinden ist dabei nur eine der möglichen Optionen. Bei einer 

Übertragung mittels Leistungsvertrag werden auch die Modali-

täten in diesem Vertrag geregelt – so auch die finanzielle Ab-

geltung. Eine Regelung gemäss heutigem Art. 7 Abs. 1 Bst. g 

ZAV ist somit in der FKJV nicht nötig. Auch nicht bezüglich der 

Reisespesen. Der oder die Dritte ist gesetzlich nicht verpflich-

tet, diese Aufgabe zu übernehmen. Die Bedingungen werden 

somit vertraglich ausgehandelt. 

Es gilt überdies zu beachten, dass diese Revision kostenneut-

ral umgesetzt werden muss. Im Kantonsbudget stehen keine 

zusätzlichen Gelder zur Verfügung. Die Entschädigungen müs-

sen entsprechend im gleichen Umfang wie heute festgesetzt 

werden. Andernfalls ist eine Übertragung der Aufgabe auf Dritte 

nicht möglich. 
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e ALKV mit Fr. 127.- pro Stunde denk-

bar. 

Nicht gelten sollte die Grenze von einer 

Stunde effektiver Wegzeit (für Hin- und 

Rückweg) für die Entschädigung der 

Reisezeit. 

027 Gemeinde-

rat Mün-

chenbuch-

see 

  Grund-

sätzliches 

Die Höhe der Betreuungsgutscheine 

für die Betreuung bei einer TFO ist an-

zupassen. 

 

Vorschlag: 

Anpassung analog Kitas. 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

029 Gemeinde-

rat Muri 

  Grund-

sätzliches 

Etwas erstaunt nehmen wir zur Kennt-

nis, dass eine Verordnung, die seit et-

was mehr als einem Jahr gilt, überar-

beitet werden muss. Zwar begründen 

Sie das damit, dass die kantonalen Zu-

ständigkeiten gewechselt haben. In Be-

zug zu den Anpassungen im Bereich 

der Kita scheint uns aber, dass im Vor-

feld zur Einführung der FKJV wohl zu 

schnell gehandelt und die Betroffenen 

(Kitas, Tageselternorganisationen) zu 

wenig miteinbezogen worden sind. Wir 

vermuten zudem, dass zu viel geregelt 

wird, was zu mehr Unklarheiten führt, 

als wenn ein gewisser Spielraum be-

steht. Aus unserer Sicht ist der vorlie-

gende Entwurf wieder dasselbe. Der 

(rechtliche) "Mut zur Lücke" fehlt. Die 

Gemeinde Muri bei Bern hat viele Kita 

Zur Kenntnis genommen 

Die mit dieser Vorlage vorgeschlagenen Änderungen der FKJV 

sind zwingend erforderlich aufgrund der Übergangsbestimmung 

in Art. 139 SLG. Gemäss dieser Bestimmung treten die Rege-

lungen im SLG zur Bewilligung und Aufsicht über TFO sowie 

zur Aufsicht über Tagesfamilien per 1. Januar 2024 in Kraft. 

Entsprechend müssen per dieses Datum auch die hierfür erfor-

derlichen Ausführungsbestimmungen geschaffen werden. Da-

bei geht es nicht nur um den Wechsel der Zuständigkeiten von 

der DIJ zur GSI, sondern und vor allem um die im SLG vom 

Grossen Rat neu geschaffene Bewilligungspflicht für TFO. 

Dass die FKJV nun also nach kurzer Zeit bereits wieder revi-

diert werden muss, liegt an den vom Parlament geschaffenen 

Gesetzesbestimmungen und nicht im Belieben der Direktion.  

Gleichzeitig soll diese ohnehin erforderliche Verordnungsrevi-

sion dazu genutzt werden, um gewisse Erleichterungen in die 

Betreuungslandschaft zu bringen. So sollen unter anderem den 

Kitas punktuell mehr Freiräume im betrieblichen Ablauf gewährt 
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Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

Anbiete/rinnen. Uns ist es deshalb sehr 

wichtig, dass sie gute gesetzliche Rah-

menbedingungen vorfinden. 

werden. Gleichzeitig wird die Gelegenheit wahrgenommen, ge-

wissen seit Inkraftsetzung von SLG und FKJV gemachten ers-

ten Vollzugserfahrungen Rechnung zu tragen und kleinere er-

kannte Unklarheiten zu bereinigen. Zu guter Letzt werden auch 

noch Anpassungen an revidiertes Bundesrecht vorgenommen. 

030 Gemeinde-

rat Nidau 

  Grund-

sätzliches 

- Die Entschädigung für jährli-

chen Aufsichtsbesuch mit Be-

richt pro Tagesfamilie finden wir 

tief. 

- Die künftige Übernahme von 

Aufsichtsbesuchen bei Tages-

familien, die keiner TFO ange-

schlossen sind, lehnen wir als 

Sozialdienst ab. Ist aus fachli-

cher Sicht nicht sinnvoll, da nur 

noch sehr wenige Tagesfami-

lien betroffen sein werden, bei 

uns als SD keine Routine damit 

entstehen würde (siehe Kapitel 

6 unten). 

 

Entschädigung: Keine Berücksichtigung. Begründung: Die Ent-

schädigung entspricht der bisherigen. Die Revision muss kos-

tenneutral umgesetzt werden. Im Kantonsbudget stehen keine 

zusätzlichen Gelder zur Verfügung. 

Aufsichtsbesuche: zur Kenntnis genommen. 

Die Sozialdienste sind rechtlich nicht verpflichtet, diese Auf-

gabe (Aufsicht) zu übernehmen. 

031 Gemeinde-

rat Oster-

mundigen 

  Grund-

sätzliches 

Die Abteilung Soziales begrüsst die 

Anpassungen im Bereich Kita. Diese 

Anpassungen sind dringend nötig für 

eine effiziente Führung unserer Kita. 

Zu den Betreuungsgutscheinen/Art. 

57 Abs. 2 FKJV:  

Mit der Einführung der FKJV wurde die 

Härtefallregelung, wonach bei einer 

Verschlechterung des massgebenden 

Zum Betreuungsgutscheinsystem:  

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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Einkommens des laufenden Kalender-

jahres um mehr als 20 Prozent das tie-

fere Einkommen die neue Bemes-

sungsgrundlage bildet (vgl. Art. 34m 

ASIV, bis 31.12.21 in Kraft), verschärft, 

indem diese Regelung neu nur dann 

zur Anwendung kommt, wenn das an-

rechenbare Einkommen gemäss Art. 

57 Abs. 1 FKJV weniger als 80'000 

Franken beträgt. Dies führt zu stossen-

den Resultaten. Als Beispiel dient fol-

gender, tatsächlich eingetretener Fall: 

Eine alleinerziehende Mutter reduzierte 

aufgrund ihrer ersten Mutterschaft ihr 

Arbeitspensum und ist auf Drittbetreu-

ung ihres Babys angewiesen. Bevor sie 

Mutter wurde, arbeitete sie zu 100% 

und hatte ein anrechenbares Einkom-

men von rund CHF 116'000.00 pro 

Jahr. Nach dem Mutterschaftsurlaub 

arbeitet sie nun noch zu 60% und hat 

ein anrechenbares Einkommen von 

rund CHF 75'000.00, was eine Ver-

schlechterung ihres Einkommens von 

rund 34% ausmacht. Würde man als 

anrechenbares Einkommen die CHF 

75'000.00 berücksichtigten, so hätte 

sie Anspruch auf Betreuungsgut-

scheine von rund CHF 1'308.00/Monat, 

bei Berücksichtigung von CHF 
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116'000.00 als anrechenbares Einkom-

men deren CHF 663.00/Monat, also 

CHF 645.00/Monat (CHF 7'740.00 im 

Jahr) weniger.  

Weitere Ausführungen beim unten ein-

gefügten Art. 57 Abs. 2. 

035 Gemeinde-

rat Steffis-

burg 

   Verzicht auf Stellungnahme Zur Kenntnis genommen 

037 Gemeinde-

rat Unter-

seen 

  Grund-

sätzliches 

Per 01.01.2024 wechselt die Zustän-

digkeit der Pflegekinderaufsicht PKA 

von der KESB zum KJA. Wir halten es 

für sinnvoll, professionell und ressour-

censchonend, dass die Zuständigkei-

ten für die inhaltlich sehr nahen Fach-

gebiete PKA und Tagesfamilien 

organisatorisch am gleichen Ort ange-

siedelt werden. Aus diesem Grund wür-

den wir es sehr begrüssen, wenn die 

Aufsicht über die Tagesfamilien, wel-

che nicht einer TFO angeschlossen 

sind, an die regionalisierten PKA-

Dienste delegiert werden. 

Die PKA sind angefragt worden. 

042 Geschäfts-

stelle RSTA 

   Verzicht auf Stellungnahme Zur Kenntnis genommen 

043 VBG   Kitas Kitas: 

Dass sich die viel zu restriktiven Be-

treuungsvorschriften der FKJV in der 

Praxis als nicht umsetzbar erweisen 

würden, war zu erwarten. Die nun im 

Entwurf vorgeschlagenen Lockerungen 

Zur Kenntnis genommen 

Keine Bemerkungen zu diesen Ausführungen. 

Konkrete Vorschläge fehlen, inhaltlich wird auf die Regelungen 

bei den jeweiligen Artikeln eingegangen. 
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gehen in die richtige Richtung, genü-

gen aber nicht. Positiv ist beispiels-

weise, dass neu Personen, die wäh-

rend ihrer Ausbildung ein 

fachspezifisches Praktikum in einer 

Kita absolvieren, im Betreuungsschlüs-

sel berücksichtigt werden können. 

Nach wie vor zu restriktiv ist indessen, 

dass Personen ohne fachspezifischen 

Ausbildungsabschluss während min-

destens 3 Jahren in einer Kita arbeiten 

müssen, bevor sie im Betreuungs-

schlüssel berücksichtigt werden. Kein 

Kita-Anbieter wird Personen während 3 

Jahren beschäftigten, wenn er sie nicht 

im Betreuungsverhältnis anrechnen 

kann; genügen müsste z.B. eine ein-

jährige Arbeitserfahrung in einer Kita 

mit entsprechenden Aus- und Weiter-

bildungen). Die restriktiven Vorgaben 

der FKJV erschweren es den Anbietern 

teilweise, überhaupt noch Kita-Leistun-

gen anzubieten. Andererseits sind sie 

unnötig kostentreibend (Personalkos-

ten), wodurch das Produkt Kita künst-

lich verteuert wird – zulasten der öf-

fentlichen Hand und der betroffenen 

Eltern. 

043 VBG   Randregi-

onen 

Randregionen: 

Eine gewisse Professionalisierung im 

Bereich der Tagesfamilien ist mit Blick 

Zur Kenntnis genommen 

Grundsätzlich müssen an alle Tagesfamilien und Tagesfamili-

enorganisationen im Kanton Bern die gleichen Anforderungen 
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auf die Kinder, um die es geht, sicher 

zu unterstützen. Es muss allerdings 

beachtet werden, dass solche Bestre-

bungen in Randregionen teilweise nur 

erschwert umsetzbar sind, da hier oft 

das nötige Personal mit entsprechen-

den Qualifikationen fehlt. Diesem Um-

stand ist Beachtung zu schenken und 

es ist sicherzustellen, dass auch in sol-

chen Gebieten ein ausreichendes, qua-

litativ angemessenes Angebot besteht. 

gestellt werden (Rechtsgleichheit). Konkrete Vorschläge fehlen, 

inhaltlich wird auf die Regelungen bei den jeweiligen Artikeln 

eingegangen.  

043 VBG   Tagesfa-

milien 

Tagesfamilien: 

Gemäss Vorlage sollen die entspre-

chenden Aufgaben, die bisher vor al-

lem von den regionalen Sozialdiensten 

wahrgenommen wurden, einerseits auf 

die TFO und andererseits auf den Kan-

ton selbst verlagert werden. Fraglich 

ist, ob die Gemeinden ersatzweise 

doch wieder einspringen müssen, 

wenn es nicht möglich sein wird, die 

operationelle Aufsicht über die Tages-

familien den TFO zu übertragen. 

Grundsätzlich wird es aber am Kanton 

sein, hier Lösungen zu finden. 

 

Fraglich ist allerdings, ob die in Aus-

sicht gestellte Entschädigung in der 

Höhe von CHF 200 pro standardisier-

ten Aufsichtsbesuch ausreichend ist. 

Zur Kenntnis genommen 

Die TFO sind gemäss Art. 109 Abs. 1 SLG zur Wahrnehmung 

der operationellen Aufsichtsaufgaben betreffend die bei ihnen 

angestellten Betreuungspersonen gesetzlich verpflichtet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Siehe hierzu Bemerkung bei 030, Gemeinderat Nidau, Grund-

sätzliches 
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Die vorgeschlagenen Änderungen ge-

hen in die richtige Richtung einer ge-

wissen Professionalisierung. Wenn 

aber entsprechende Aufgaben auf die 

TFO übertragen werden sollen, muss 

der Kanton sicherstellen, dass diese 

den entsprechenden Aufwand zumin-

dest kostendeckend ersetzt erhalten. 

Andernfalls besteht die Gefahr, dass 

die TFO diese Aufgaben und den damit 

verbundenen Kompetenzaufbau nicht 

stemmen können, was sich mittelfristig 

auf die Qualität auswirkt oder wiede-

rum Kosten bei den Gemeinden aus-

löst, wenn diese von den TFO um Un-

terstützung angefragt werden. Der 

Kanton muss sicherstellen, dass keine 

indirekte Abwälzung der Kosten auf die 

Gemeinden erfolgt. 

044 CJB   Allge-

meine 

Bemer-

kungen 

Le Conseil du Jura bernois (CJB) préa-

vise favorablement l’ordonnance sur les 

programmes de soutien, à l’enfant, à la 

jeunesse et à la famille (OEJF) et re-

mercie la DSSI de l’avoir consulté. Le 

CJB relève cependant plusieurs élé-

ments détaillés ci-dessous, notamment 

pour la mise en pratique de certaines 

dispositions. Le CJB soutient également 

la prise de position de la PIEA qui men-

tionne plusieurs points essentiels rela-

Voir l’évaluation de la DSSI à chaque article. 
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tifs au respect de la langue et de la cul-

ture francophone et ceci à plusieurs ni-

veaux (respect de la langue dans les 

procédures de validation, dans l’accom-

pagnement des familles, reconnais-

sance des formations acquises en 

Suisse romande, etc.). 

044 CJB   Kapitel 6 Le chapitre 6 mentionne les répercus-

sions sur les communes. Nous saluons 

le rôle important qui sera transmis aux 

organisations d’accueil familial de jour 

en matière de surveillance des parents 

de jour, permettant de décharger les 

services sociaux régionaux pour ce do-

maine-là. 

Pris connaissance du commentaire. 

046 BKSE   Grund-

sätzliches 

Die BKSE unterstützt die Eingabe von 

kibesuisse. Die Rückmeldungen stär-

ken die familienergänzende Bildung 

und Betreuung und zeigen auf, wo die 

vorgesehenen Änderungen die Versor-

gung mit ausserfamiliären Betreuungs-

möglichkeiten im Kanton Bern gefähr-

den. In ländlichen Gemeinden aber 

auch in städtischen Gebieten zu Rand-

zeiten kann eine ausserfamiliäre Kin-

derbetreuung oft nur dank Tagesfami-

lien sichergestellt werden. Dies ist 

sowohl für die betroffenen Eltern wie 

auch die Kinder äusserst wichtig. Die 

Eltern können teilweise nur dank dieser 

Angebote erwerbstätig sein. Eltern mit 

Siehe die inhaltlichen Ausführungen bei den jeweiligen Artikeln. 
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gesundheitlichen Einschränkungen 

sind zur Entlastung auf ausserfamiliäre 

Betreuungsangebote angewiesen. Kin-

der aus sozial schwächeren oder iso-

lierteren familiären Verhältnissen kön-

nen mit diesen Angeboten gefördert 

werden. Die Vorgaben in der FKJV dür-

fen nicht zu Versorgungslücken führen. 

Es wird darauf verzichtet, alle Bemer-

kungen von kibesuisse zu überneh-

men. Hingegen werden einzelne sehr 

zentrale Elemente bekräftig resp. aus 

Sicht der Sozialhilfe und des Kindes-

schutzes beurteilt. 

047 SVP   Grund-

sätzliches 

Die FKJV fördert die Vereinbarkeit von 

Familien und Beruf. Die Teilrevision ist 

nötig aufgrund der Zuständigkeit für die 

Kitas, welche von der DIJ zur GSI ge-

wechselt hat.  

Neu werden die Tagesfamilien als 

Dienstleitungserbringer aufgeführt. Ta-

gesfamilien erbringen eine wichtige 

Dienstleistung in allen Gemeinden, die 

keine Kitas anbieten, sei dies aufgrund 

der Grösse der Gemeinde oder der zu 

kleinen Nachfrage. Die SVP erachtet 

dies als sinnvoll 

Zur Kenntnis genommen 

048 SP Kanton 

Bern 

  Allge-

meine 

Bemer-

kungen 

Wir danken für die Möglichkeiten der 

Stellungnahme zur Überarbeitung der 

Verordnung über die Leistungsange-

Die FKJV soll das professionelle Angebot «Kita» fachlich stär-

ken. Pragmatische «Sofort-Lösungen» bei gleichzeitiger Auf-

rechterhaltung der Qualität sind eine Gratwanderung. 
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bote der Kinder-, Familien und Jugend-

förderung FKJV. Folgend geben wir 

gerne unsere Haltung im Grundsatz 

und zu den einzelnen Artikeln bekannt. 

Mit der Einführung der Betreuungsgut-

scheine und der damit einhergehenden 

Wettbewerbssituation unter den Kin-

dertagessstätten (Kita) im Kanton 

Bern, haben verbindliche Qualitäts-

standards an Bedeutung gewonnen. 

Die FKJV hat diesen Aspekt inhaltlich 

aufgenommen. Die Verordnung 

schiesst aber, insbesondere bezüglich 

Regulierungsumfang und Detaillie-

rungsgrad, «über das Ziel hinaus». 

Exemplarisch dafür steht Art. 13 a). Er 

ist schwer lesbar, damit schwierig zu 

verstehen und entsprechend an-

spruchsvoll in der Praxis umzusetzen. 

Eine praxistaugliche, schlanke Verord-

nung mit Fokus auf Qualität und Kinds-

wohl wäre angebracht.  

Der Fachkräftemangel ist eine grosse 

Herausforderung für die Branche. Das 

zuverlässige Betreuungsnetz der Kitas, 

auf das sich auch der Kanton Bern z.B. 

bei der sprachlichen Frühförderung, 

stützt, bröckelt. In dieser Situation 

braucht es pragmatische «Sofort-Lö-

 

 

 

Zur Kenntnis genommen 

Die GSI erachtet die nun vorgeschlagene Regelung in Art. 13a 

in Verbindung mit Art. 13 und Art. 15 als leichter verständlich 

und leichter umsetzbar als die aktuelle Regelung. Eine neue 

Regelung zu finden, die alle erforderlichen Qualitätsvorgaben 

wie auch den Schutz der Lernenden sicherstellt und gleichzeitig 

leicht verständlich und «schlank» daherkommt, ist eine Heraus-

forderung. Es ist schade, dass die SP hierfür nicht konkrete An-

passungen vorschlägt, die ihren Vorstellungen besser ent-

spricht. Die GSI schlägt mit ihrem Entwurf eine Formulierung 

vor, die den gemachten Vollzugserfahrungen und den Anliegen 

der Kitas wie auch den Qualitätsanforderungen und dem 

Schutz der Lernenden Rechnung trägt. Welche andere Formu-

lierung dies besser gewährleisten soll, ist für die GSI gestützt 

auf diese Ausführungen der SP Kanton Bern nicht ersichtlich. 

So bleibt bspw. unklar, was unter pragmatischen «Sofort-Lö-

sungen» verstanden wird und welche Qualitätsstandards je-

doch nicht von diesen betroffen sein sollen. 
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sungen». Gleichzeitig dürfen diese je-

doch nicht einzig auf Kosten der Quali-

tätsstandards gehen.  

Der Kanton hat erkannt, dass einige 

Bestimmung der FKJV in der Praxis 

nicht verstanden wurden und die Ver-

ordnung zu vielen Unklarheiten aber 

auch zu Problemen im Vollzug führte. 

Die vorgeschlagenen Änderungen wer-

ten wir grundsätzlich positiv. Sie gehen 

in die richtige Richtung, können aus 

unserer Sicht die Umsetzungsproble-

matik aber «nur teilweise heilen».  

Die Finanzen werden in der Konsulta-

tion gänzlich ausgeschlossen. Es ist 

uns wichtig folgende Punkte festzuhal-

ten: Seit Einführung der Betreuungs-

gutscheine ist der Kantonsanteil unver-

ändert bei maximal CHF 

100.00/Kind/Tag. Lohnentwicklungen, 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen, 

Teuerung und damit einhergehende 

steigende Betriebskosten müssen aktu-

ell ausschliesslich über die Tarife auf-

gefangen werden und gehen einzig zu 

Lasten der Eltern. Gerade für Familien 

mit geringem Einkommen ist diese 

jährlich steigende finanzielle Belastung 

kaum mehr tragbar.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu den Finanzen: Keine Berücksichtigung, da beanstandete 

Regelung nicht Gegenstand dieser Vorlage ist. (nähere Begrün-

dung siehe bei 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Be-

gleitbrief) 



 
 

 

 

 18/251 
 

Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

Vorschlag:  

Die Finanzierung durch die öffentliche 

Hand (Betreuungsgutscheine) muss 

dynamisch sein. Sie soll eine Lohnent-

wicklung beinhalten und die Teuerung 

ausgleichen. Jährlich schliessen rund 

300 junge Menschen ihre Ausbildung 

im Kanton Bern zur Fachperson Be-

treuung ab. Nur bei guten Rahmen- 

und Anstellungsbedingungen bleiben 

diese Leute im Berufsfeld tätig. Dies 

bedingt eine bessere Finanzierung der 

Branche.  

Als kurzfristige Massnahme sind die 

Ausbildungsbeiträge für Kitas, die Ler-

nende ausbilden, wieder zu gewähren. 

 

052 EVP Kan-

ton Bern 

  Allge-

meine 

Bemer-

kung 

Wir begrüssen, dass die Fremdbetreu-

ung in Kindertagesstätten und Tagesfa-

milien nun detailliert geregelt wird, ins-

besondere die Klärung wer als 

Fachperson und wer als Assistenzper-

son gilt, die längst fällige Änderung des 

Betreuungsschlüssels und die genaue 

Beschreibung des Tagesfamilienwe-

sens. Der Detaillierungs- und Regle-

mentierungsgrad muss aber praxistaug-

lich sein. Dies ist unseres Erachtens 

nicht immer der Fall (z.B. Art. 27k). Zu-

dem müssen Tarife und Qualifikations-

Zur Kenntnis genommen 
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anforderungen so aufeinander abge-

stimmt sein, dass mit den Tarifen auch 

für die geforderte Qualifikation ange-

messene Löhne bezahlt werden kön-

nen. Das scheint uns nicht immer gege-

ben. 

Externe Kinderbetreuung ist ein knap-

pes Gut, was durch den Fachkräfteman-

gel noch verstärkt wird. Deshalb würden 

wir es begrüssen, wenn der Gebrauch 

von Betreuungsgutscheinen ausgewei-

tet würde auf Bezugspersonen aus dem 

Familien- (z.B. Grosseltern) und Freun-

deskreis (z.B. Nachbarn). Die Wahl der 

Kinderbetreuung soll bei den Eltern lie-

gen und darf nicht vom Staat faktisch 

gesteuert werden. Zudem darf die Höhe 

der Betreuungsgutscheine nicht vom 

gewählten Angebot (Kita/TFO/…) ab-

hängen. 

Bedenken haben wir bei der Abgren-

zung von Kitas/Tagesfamilien und Spiel-

gruppen. Die Gefahr besteht, dass 

durch kleine Änderungen in den Betreu-

ungsstunden plötzlich eine Bewilligung 

erforderlich wird oder die Bewilligungs-

pflicht dahinfällt. Wir würden eine 

«kleine» Bewilligung für Spielgruppen 

begrüssen (z.B. Q-Label SSLV ab 3 

Stunden pro Tag bzw. pro Woche). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Materiell erfährt der Art. 4 FKJV keine Änderung. Daher kann 

diesem Anliegen auch nicht im Rahmen dieser Teilrevision ent-

sprochen werden (nähere Begründung siehe bei 014, Gemein-

derat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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Administrative Hürden sind auf ein Mini-

mum zu beschränken, müssen verhält-

nismässig und wirksam sein (z.B. jährli-

cher Strafregisterauszug Tagesfamilien 

ist unverhältnismässig). 

Faktisch unkontrollierbare Regelungen 

sind zu vermeiden (z.B. Mitzählen von 

Nachbarskindern bei Tagesfamilien). 

Keine Berücksichtigung. Siehe Ausführungen zu 034, Ge-

meinde Spiez, Art. 27e Abs. 2 und 3 

 

 

 

Das Recht hat den Rahmen abzubilden, den es einzuhalten gilt. 

Es legt die Rechte und Pflichten der Betroffenen fest. Was hier-

für erforderlich ist, kann nicht allein danach beurteilt werden, ob 

die Einhaltung der Bestimmungen in jedem Fall kontrolliert wer-

den kann, oder nicht. Zudem kann im Rahmen eines unange-

kündigten Aufsichtsbesuchs durchaus festgestellt werden, dass 

weitere Kinder in der Tagesfamilie betreut werden, als Betreu-

ungsverträge vorliegen (resp. als es von der Anzahl her zuläs-

sig ist). 

Wie im Vortrag festgehalten, wird das Betreuungsverhältnis 

durch die Anzahl Kinder, welche Aufmerksamkeit, Zuwendung, 

Begleitung, Unterstützung etc. benötigen, bestimmt. Entspre-

chend sind auch jederzeit alle gleichzeitig betreuten Kinder zu 

zählen. 

068 Berner 

Fachhoch-

schule für 

Soziale Ar-

beit 

  Allge-

meine 

Bemer-

kungen 

Das Institut Kindheit, Jugend und Fa-

milie am Departement Soziale Arbeit 

der Berner Fachhochschule fokussiert 

auf disziplinäre und professionelle So-

ziale Arbeit und bearbeiten interdiszipli-

när aktuelle Themen des Sozialwe-

sens. Wir sind ein Ort der fachlichen 

Expertise und verstehen uns als Platt-

form des Austauschs und der Begeg-

nung mit Akteur:innen aus der Praxis. 

Als Player und Partner für Bildung und 

Zur Kenntnis genommen 
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soziale Fragen sind wir der Chancen-

gerechtigkeit und der sozialen Wohl-

fahrt verpflichtet. Als innovativer Weg-

bereiter im Umgang mit sozialen 

Herausforderungen bewegen wir uns 

nah am Puls der Gesellschaft und ar-

beiten für unsere verschiedenen An-

spruchsgruppen der Kinder-, Jugend- 

und Familienhilfe (KJFH) bedürfnisori-

entiert, praxisrelevant und nachhaltig. 

068 Berner 

Fachhoch-

schule für 

Soziale Ar-

beit 

  Allge-

meine 

Bemer-

kungen 

Die Leiterin des Instituts Kindheit, Ju-

gend und Familie am Departement So-

ziale Arbeit der Berner Fachhoch-

schule steht in einem engen Austausch 

mit dem Verband Kinderbetreuung 

Schweiz (kibesuisse). Durch Einsitz im 

Vorstand sind der Institutsleitung die 

Positionen des Verbandes und seiner 

Mitglieder bestens bekannt. Sie unter-

stützt die Stellungnahme von kibesu-

isse und möchte betonen, dass die 

Rückmeldungen insbesondere zu der 

fehlenden Wahrnehmung einer Revi-

sion der Finanzierung (Betreuungsgut-

scheine) unter dem Aspekt der Chan-

cengerechtigkeit zu überdenken sind. 

Bereits benachteiligte und armutsge-

fährdete Familien sind von Tarifanpas-

sungen ohne gleichzeitige Erhöhung 

der Gutscheinbeiträge unverhältnis-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

 

Die Revision muss kostenneutral umgesetzt werden. Im Kan-

tonsbudget stehen keine zusätzlichen Gelder zur Verfügung. 
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mässig stärker betroffen als wohlha-

bende Familien, für die beispielsweise 

zehnprozentige Tariferhöhungen deut-

lich weniger ins Gewicht fallen: bei ei-

ner Familie, welche vom maximalen 

Gutscheinbetrag profitiert, der also das 

niedrigste Einkommen zur Verfügung 

steht, macht eine entsprechende Tarif-

erhöhung eine de facto Erhöhung von 

50% des Eigenanteils aus, was ange-

sichts der bereits eng gesteckten Bud-

gets in der Regel nicht mehr tragbar 

ist. Wenn die Folge wäre, dass 

dadurch die Kinder nicht mehr von den 

Angeboten der familienergänzenden 

Bildung und Betreuung profitieren kön-

nen, wäre die mittelfristige Wirkung 

sehr ungünstig. 

 

Vorschlag: 

Alle Änderungen und Vorschläge des 

Verbands Kinderbetreuung Schweiz 

(kibesuisse) sind anzunehmen. 

071 Handels- 

und Indust-

rieverein 

des Kan-

tons Bern 

  Aus-

gangs-

lage 

Mit dem Gesetz über die sozialen Leis-

tungsangebote (SLG) wurde die Zustän-

digkeit für die Bewilligung  

und die Aufsicht über die sogenannten 

Tagesfamilien von der Direktion für In-

neres und Justiz (DIJ) auf  

die Gesundheits-, Sozial- und Integrati-

onsdirektion (GSI) übertragen und für 

Zur Kenntnis genommen 
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Tagesfamilienorganisationen (TFO) 

eine Bewilligungspflicht eingeführt. Der 

Gesetzgeber hat zudem festgelegt, 

dass die Bestimmungen zu Bewilligung 

und Aufsicht über TFO sowie zur Auf-

sicht über Tagesfamilien erst zwei Jahre  

nach Inkrafttreten des SLG und somit 

ab 1. Januar 2024 gelten. Mit der vorlie-

genden Teilrevision der  

FKJV sollen die erforderlichen Ausfüh-

rungsbestimmungen betreffend Bewilli-

gung und Aufsicht im Bereich der Ta-

gesfamilienbetreuung realisiert und per 

1. Januar 2024 in Kraft gesetzt werden. 

Ergänzend  

wird die Teilrevision auch dazu genutzt, 

gewissen seit Inkraftsetzung von SLG 

und FKJV gemachten  

Vollzugserfahrungen Rechnung zu tra-

gen. 

071 Handels- 

und Indust-

rieverein 

des Kan-

tons Bern 

  Stellung-

nahme 

Die Wirtschaft unterstützt grundsätzlich 

die geplanten Änderungen der Verord-

nung über die Leistungsangebote der 

Familien-, Kinder- und Jugendförde-

rung. Tagesfamilien erbringen eine 

wichtige  

Dienstleistung in unserer Gesellschaft, 

speziell auch in kleineren Gemeinden, 

wo keine Kindertagesstätten vorhanden 

sind. Eine unkomplizierte Handhabung 

Siehe die Ausführungen bei den jeweiligen Artikeln 
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und Stärkung dieser wichtigen Dienst-

leistung ermöglicht eine bessere Verein-

barkeit von Beruf und Familie. Durch die 

Wahlmöglichkeit (Tagesfamilie oder 

Kindertagesstätte) wird speziell auch 

ein Anreiz gesetzt, damit Eltern hoch-

prozentiger im Arbeitsmarkt verbleiben, 

was die Wirtschaft sehr begrüsst. Die 

Wirtschaft unterstützt auch  

das Vorhaben, den Kindertagesstätten 

mehr unternehmerische Freiheit zu ge-

währen. Die detaillierte Ausgestaltung 

der einzelnen Artikel müsste aber aus 

Sicht der Wirtschaft grosszügiger aus-

gestaltet sein und den Tagesfamilien 

sollte weniger Bürokratie auferlegt wer-

den. 

072 Bernischer 

Staatsper-

sonalver-

band BSPV 

 

  Allge-

meine 

Bemer-

kung 

Vielen Dank für die Möglichkeit an der 

Konsultation teilzunehmen. 

Dem BSPV ist es ein Anliegen, dass 

die Mitarbeitenden in der GSI / AIS ge-

nügend Stellenprozente für den Mehr-

aufwand haben. Entsprechend erwar-

ten wir eine Anpassung, falls in der 

Praxis die übertragenen Stellenpro-

zente nicht ausreichen sollten. 

 

Zur Verordnung selbst äussern wir uns 

nicht, da die allgemeinen Anstellungs-

rechte des Staatspersonals nicht be-

troffen sind. 

Zur Kenntnis genommen 
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073 VPOD Bern   Grund-

sätzliches 

Als Personalverband äussern wir uns 

im Rahmen der Konsultation zu The-

men, die Auswirkungen auf die Arbeits-

bedingungen des Personals haben.  

Der VPOD begrüss grundsätzlich die 

Teilrevision. Die bisherigen Artikel 13, 

15 und 16 FKJV zum Betreuungs-

schlüssel und insbesondere die Defini-

tion des Betreuungspersonal und der 

Einsatz der Lernenden löste beim Per-

sonal vielen Fragen aus.  

Zentral ist für uns, dass Praktikantin-

nen, Zivildienstleistenden und weitere 

Unterstützungspersonen weiterhin 

nicht an den Betreuungsschlüssel an-

gerechnet werden. Es dürfen durch 

neue Formulierungen keine Schlupflö-

cher entstehen, die den Einsatz von 

ungelerntem Personal begünstigen. 

Der VPOD schlägt vor, dass die Teilre-

vision dazu genutzt wird, den erhöhten 

Bedarf von Säuglingen bis achtzehn 

Monaten (statt wie bis anhin zwölf) im 

Betreuungsschlüssel abzubilden und 

den Art. 15 Absatz 3a entsprechend 

anzupassen. Dies entspricht den Emp-

fehlungen der SOKK/EDK (siehe weiter 

unten). 

Zusammenfassend lässt sich feststel-

len, dass mit der Teilrevision Verbes-

serungen in Bezug auf die Qualität der 

Siehe die Ausführungen bei den jeweiligen Artikeln 
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Betreuung erreicht bzw. bestätigt wer-

den. Dennoch erreichen die Vorgaben 

zum Betreuungsschlüssel und der 

Qualifikation der Mitarbeitenden weiter-

hin nicht die pädagogisch empfohlenen 

Werte (vgl. dazu die Empfehlungen der 

SODK/EDK zur Qualität und Finanzie-

rung der Kinderbetreuung).  

Bei einer Weiterentwicklung des Sys-

tems wäre es wünschenswert, wenn 

die Fachpersonen auf Tertiär- und Se-

kundärstufe bei der Berechnung des 

Betreuungsschlüssels unterschiedlich 

gewichtet würden. Dies wäre auch ein 

Anreiz, vermehrt Fachpersonen HF 

Kindheitspädagogik auszubilden und 

Interessierten branchenintern eine be-

rufliche Entwicklung anzubieten.  

Die Qualität und Professionalität der fa-

milienergänzenden Kinderbetreuung 

bedeuten steigende Personalkosten. 

Damit die steigenden Kosten nicht al-

lein durch die Eltern getragen werden 

müssen, sollten die Betreuungsgut-

scheine deutlich erhöht und regelmäs-

sig an die Teuerung und Lohnentwick-

lung angepasst werden. 

 

Vorschlag: 

Art. 15 Abs. 3 neu: 
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a für Kinder unter zwölf achtzehn Mo-

naten: 1,5 Plätze 

079 OdA Sozia-

les Bern 

  Grund-

sätzliches 

Die OdA Soziales Bern betrachtet die 

Verordnung im Besonderen aus der 

Sicht der nicht universitären Berufsbil-

dung und die Sicherstellung der Leis-

tungsangebote der Kinder-, Familien- 

und Jugendförderung, mit genügendem 

und fachlich ausgebildetem Personal. 

Alle von uns vertretenen Berufe sind 

wichtige Standbeine der Begleitung 

von Kindern, Jugendlichen und Eltern. 

Sie werden praxisbezogen ausgebildet. 

Sowohl die Ausbildungsplätze und Fi-

nanzierung der Ausbildungsaufwände 

der Ausbildungsbetriebe müssen gesi-

chert werden.  

Soziale Berufe für die Kinder-, Fami-

lien- und Jugendförderung: 

Berufliche Grundbildung (Lehre): 

- Fachperson Betreuung EFZ 

Fachrichtung Kinder 

Höhere Berufsbildung 

- Dipl. Sozialpädagoge*in HF  
- Dipl. Kindheitspädagoge*in HF 
- Berater*in frühe Kindheit mit 

eidg. Diplom 

Hochschulen 
- Soziale Arbeit FH 

 

Zur Kenntnis genommen 
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Aus Sicht der OdA Soziales Bern 

wurde die Verordnung dahingehend 

gut angepasst, dass Lernende FaBe 

Kind wieder ihre Kompetenzen gemäss 

Bildungsverordnung erlangen können.  

 

Eine qualitativ hochstehende Ausbil-

dung von Fachpersonen ist sowohl für 

den Verbleib von Fachpersonen in der 

Branche (Fachkräftemangel) als auch 

für die steigenden Anforderungen an 

die Betreuung von Kindern unerläss-

lich. Deshalb erachten wir es als wich-

tig, dass die Ausbildung von Fachper-

sonen in Kindertagesstätten vom 

Kanton finanziell unterstützt wird. 

 

Vorschlag: 

Der Kanton entrichtet pro Auszubil-

dende und Jahr eine Ausbildungsent-

schädigung, die nachweislich in die 

Ausbildungsqualität investiert werden 

muss. (Zusammenarbeit mit MBA) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung, da der Vorschlag nicht Gegenstand 

dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 014, Gemein-

derat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

080 Kibesuisse   Begleit-

schreiben 

Finanzierung: kibesuisse bedauert 

ausserordentlich, dass in der vorliegen-

den Teilrevision gemäss Entwurfsfas-

sung die Gelegenheit versäumt wird, 

bezüglich der Finanzierung (Maximal-

beiträge der Betreuungsgutscheine) 

Finanzierung: Keine Berücksichtigung, da beanstandete Rege-

lung nicht Gegenstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung 

siehe bei 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleit-

brief) 
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die seit Jahren bestehenden Forderun-

gen nach einer Erhöhung oder zumin-

dest nach einer Indizierung der Be-

träge umzusetzen. Die Teuerung und 

die erforderlichen Preiserhöhungen im 

Sinne einer Qualitätsförderung gehen 

alleine zulasten der Eltern, insbeson-

dere der gering verdienenden, was zu-

nehmend Ungleichheit und Ungerech-

tigkeit fördert. Dem Auftrag der 

«Frühen Förderung» gemäss Gesetz 

über die sozialen Leistungsangebote 

(SLG) Art. 39 wird somit in keinster 

Weise mehr Rechnung getragen. Wert-

volle Beiträge der familienergänzenden 

Bildungs- und Betreuungsangebote wie 

frühe Sprachförderung, Integration von 

Familien mit Migrationshintergrund so-

wie Prävention bei Kindern und Ju-

gendlichen hinsichtlich psychischer Er-

krankungen entfallen ersatzlos. Dabei 

erlauben diese Beiträge ein gesundes 

und positives Aufwachsen der Kinder 

und fördern bestmöglich ihre Entwick-

lung. Das ist das Minimum, was wir un-

seren Kindern schulden, alles andere 

ist für das Bildungsland Schweiz und 

konkret für den Kanton Bern stossend 

und beschämend. Heute werden vier 

von zehn Kindern in der Schweiz insti-

tutionell betreut, das heisst in einer 
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Kindertagesstätte, schulergänzenden 

Tagesstruktur oder Tagesfamilie (vgl. 

aktuelle Zahlen des BFS). Ohne die 

Angebote der familienergänzenden Bil-

dung und Betreuung können Eltern ih-

rer beruflichen Tätigkeit oder ihrer Aus- 

und Weiterbildung nicht wie gewünscht 

nachkommen. 

 

Aufsicht und Bewilligung: Der Geset-

zesentwurf sieht eine Anpassung im 

Sinne einer Präzisierung vor. Dadurch 

werden aber neue Schwierigkeiten of-

fensichtlich: Die Abgrenzung von Kin-

dertagesstätten und Tagesfamilien zu 

anderen Angeboten der Frühen Förde-

rung wird anhand der Nutzung durch 

einzelne Kinder entlang einer schein-

bar willkürlichen zeitlichen Grenze ge-

zogen. Dies ist aus Sicht der familien-

ergänzenden Bildung und Betreuung 

unverständlich, weil einerseits neue 

«Grauzonen» geschaffen werden. An-

dererseits besteht die Gefahr, dass ins-

besondere die Massnahmen der frühen 

Förderung wie Integration, frühe 

Sprachbildung und Prävention durch 

sozial belastete Familien in Form von 

niedrigschwelligen, nicht bewilligungs-

pflichtigen Angeboten wahrgenommen 

werden – mit fragwürdigem Ergebnis. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu Aufsicht und Bewilligung:  

Keine Berücksichtigung. Die Unterscheidung zwischen bewilli-

gungspflichtiger Betreuung in einer Einrichtung (Kita) nach Art. 

13 Abs. 1 Bst. b PAVO und meldepflichtiger Betreuung in Ta-

gesfamilien nach Art. 12 PAVO wird durch Bundesrecht vorge-

geben und ist auch bereits in der geltenden FKJV so abgebil-

det. Die Regelung anderer Betreuungs- und/oder Bildungs- 

resp. Förderangebote ist nicht Gegenstand dieser Vorlage und 

kann im Rahmen dieser Teilrevision nicht umgesetzt werden. 
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Kibesuisse setzt sich deshalb dafür 

ein, dass im Sinne des Kindswohls alle 

Angebote einer geeigneten Aufsicht 

und Bewilligungspflicht unterstellt wer-

den. 

 

Personal und Betreuungsschlüssel 

Kita: Kibesuisse begrüsst die notwen-

dige Anpassung der Artikel 13 bis 16, 

welche seit der Publizierung der FKJV 

und insbesondere in Zeiten von Fach-

kräfte- und Personalmangel zu den vo-

rausgeahnten Umsetzungsschwierig-

keiten geführt haben. Trotzdem sieht 

die vorliegende Entwurfsfassung bloss 

unzureichende Anpassungen vor, wel-

che nur vermeintlich zur Entspannung 

der Situation beitragen. Die Untertei-

lung in Fach-, Assistenz- und Unter-

stützungspersonal ist auf den ersten 

Blick grundsätzlich sinnvoll. Gleichzei-

tig werden hier verschiedene Kompe-

tenzen und Qualifikationen miteinander 

vermischt, sodass fragwürdig ist, ob 

die gewünschte Wirkung erzielt werden 

kann. Erfreulich sind sowohl die expli-

zite Nennung der Kindheitspädagogik 

HF als Qualifikation für das Fachperso-

nal als auch die Kompetenzzuweisung 

an Leitungspersonen für die Einsatz-

planung des Assistenzpersonals. In der 

 

 

 

 

 

 

Zu Personal und Betreuungsschlüssel Kita: 

Siehe die Ausführungen bei den jeweiligen Artikeln. 
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Folge versäumt es der Gesetzesent-

wurf anzuerkennen, dass unterschiedli-

che Qualifikationen unterschiedliche 

Kompetenzen mit sich bringen, welche 

beispielsweise für die Anforderungen 

an Leitungspersonen und insbeson-

dere für die Gewichtung des Betreu-

ungsschlüssels erforderlich wären. Ki-

besuisse empfiehlt deshalb, die 

widersprüchlichen und nicht zielführen-

den Nennungen von «gewünschten» 

Qualifikationen aufzuheben, insbeson-

dere in der Kategorie Assistenzperso-

nal. Stattdessen soll das Gesetz mit 

dem Ausschlussprinzip deutlich hervor-

heben, welche Personen aufgrund ihrer 

Situation als «schützenswert» anzuse-

hen sind – dies gilt insbesondere für 

minderjährige Lernende oder Personen 

ohne Ausbildung – beziehungsweise 

welches Personal im Sinne des Kin-

deswohls als nicht angemessen für den 

Einsatz in der familienergänzenden Bil-

dung und Betreuung erachtet wird. 

 

Tagesfamilienorganisationen: Die 

umfassenden Regelungen sind in ih-

rem Detailierungsgrad stellenweise 

nicht zielführend und in der Gesamt-

komplexität an einigen Stellen nicht 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu Tagesfamilienorganisationen: 

Siehe die Ausführungen bei den jeweiligen Artikeln. 
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kongruent. Die Tagesfamilienorganisa-

tionen werden gemäss Gesetzesent-

wurf unnötig in ihrer Geschäftstätigkeit 

eingeschränkt und bevormundet. Kibe-

suisse empfiehlt deshalb, den Entwurf 

deutlich zu verschlanken und auf die 

wesentlichen zu regelnden Aspekte zu 

reduzieren. Er verweist überdies auf 

die fragwürdigen, durch den Entwurf 

angestossenen Entwicklungen, wenn 

die finanzielle Unterstützung ausbleibt 

und zugleich die Anforderungen her-

aufgesetzt werden. Die familienergän-

zende Bildung und Betreuung in Ta-

gesfamilien stellt insbesondere in den 

ländlichen Regionen des Kantons Bern 

eine wichtige Säule der frühen Förde-

rung und der Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf dar und müsste daher deut-

lich besser gestärkt werden. 

080 Kibesuisse   Grund-

sätzliches 

Kibesuisse begrüsst grundsätzlich die 

Teilrevision, zumal die Chance genutzt 

wird, die in der Praxis sich als schwie-

rig erweisenden Formulierungsunklar-

heiten in Bezug auf die Kindertages-

stätten rund um die Fragen des 

Personals und Betreuungsschlüssels 

zu bereinigen. 

Für die Regulierung der Tagesfamilien-

organisationen (TFO) gilt ähnlich, wie 

Siehe insbesondere die Ausführungen bei den jeweiligen Arti-

keln. 
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bereits in der ursprünglichen Vernehm-

lassung zur FKJV vom Jahr 2021 an-

gemerkt, dass der Detaillierungsgrad 

der Verordnung aus Sicht von kibesu-

isse und seinen Mitgliedern zum Teil 

zu weitreichend ist. Dies fällt insbeson-

dere beim Art. 27k auf: Hier werden in 

diesem Detaillierungsgrad gewisser-

massen schon Geschäftsführungs- und 

unternehmerische Freiheiten einge-

grenzt und an der Realität vorbei neue 

Berufsprofile «geschaffen», die so oft-

mals gar nicht existieren. Zudem ist es 

für kleinere TFO in Regionen, in wel-

chen Betreuungsfragen oftmals nach-

barschaftlich und ausserhalb jeglicher 

Rechtsgrundlagen (beispielsweise 

auch AHV- Verpflichtungen) geregelt 

werden, umso schwerer, den Stand als 

professionelles Angebot zu wahren, 

wenn die Hürden unnötig hoch ange-

setzt werden. 

Kibesuisse begrüsst im Prinzip die im-

mer höher werdenden Qualitätsansprü-

che. Umso mehr bedauert der Verband 

deshalb ausserordentlich, dass die Ge-

legenheit zur Anpassung der Ta-

rifstruktur – insbesondere der Betreu-

ungsgutscheine – versäumt wird.  

 

 

 

Art. 27k FKJV legt für die neu bewilligungspflichtigen TFO die 

Bewilligungsvoraussetzungen fest, so wie es die Art. 7 ff. FKJV 

auch für die Kindertagesstätten tun. 

Die Berufsprofile in Abs. 3 Buchstabe a bis c entsprechen den 

gängigen Ausbildungen, die in einer TFO bereits heute erwartet 

werden dürften. Die zusätzlichen fachlichen Qualifikationen 

nach Buchstabe d liegen wiederum darin begründet, dass die 

TFO neu gestützt auf Art. 109 SLG von Gesetzes wegen die 

operationellen Aufsichtsaufgaben über die bei ihnen angestell-

ten Betreuungspersonen ausüben müssen. Wer die Betreu-

ungsqualität in den Tagesfamilien beurteilen und die Betreu-

ungspersonen fachlich beraten und begleiten können soll, muss 

über entsprechende fachliche Qualifikationen verfügen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Tarifstruktur: Keine Berücksichtigung, da beanstandete 

Regelung nicht Gegenstand dieser Vorlage ist. (nähere Begrün-

dung siehe bei 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Be-

gleitbrief) 

Die Revision muss kostenneutral umgesetzt werden. Im Kan-

tonsbudget stehen keine zusätzlichen Gelder zur Verfügung. 
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In der aktuell geltenden FKJV wurden 

die Beträge für die Betreuungsgut-

scheine von vornherein nicht indiziert 

und wurden entsprechend der Teue-

rung nicht angeglichen. Darüber hinaus 

wurde auch in dieser Revision auf ent-

sprechende Formulierungen verzichtet, 

welche dies ermöglicht hätten. Beide 

Punkte kann kibesuisse nicht gutheis-

sen. 

080 Kibesuisse   Grund-

sätzliches 

zu Art. 14 

Der Kita-Leitung, insbesondere der pä-

dagogischen Leitung, soll gemäss Ver-

ordnungsentwurf neu viel Kompetenz 

in der Personalplanung übergeben 

werden. Das begrüssen die Betriebe 

sehr. Gleichzeitig bedauert kibesuisse, 

dass auf die Chance verzichtet wird, 

damit einhergehend das Anforderungs-

niveau für Leitungspersonen angemes-

sen zu erhöhen, wie es bereits in der 

ursprünglichen Vernehmlassung von 

2021 zurückgemeldet wurde:  

«Kibesuisse macht für die Leitung ei-

ner Kindertagesstätte folgende Emp-

fehlungen: 

Wer die betriebswirtschaftlichen und/o-

der pädagogischen Leitungsaufgaben 

übernimmt, hat die zur Tätigkeit not-

wendige/n Ausbildung/en und Kompe-

tenznachweise zu erbringen. Dazu ge-

hören beispielsweise eine 

Keine Berücksichtigung. Art. 14 FKJV resp. dessen Überarbei-

tung ist nicht Gegenstand dieser Vorlage (siehe bei 014, Ge-

meinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief). 
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Führungsweiterbildung (10 ECTS oder 

250-300 Lernstunden), das Branchen-

zertifikat «Pädagogische Leitung in 

Kindertagesstätten» oder die Ausbil-

dung «Kindheitspädagogik» an der Hö-

heren Fachschule.  

Zusätzlich zur Qualifikation empfiehlt 

kibesuisse für die Leitungstätigkeit 

grundsätzlich eine fünfjährige bran-

chenspezifische Berufserfahrung. 

Es ist dabei selbstredend, dass die 

Funktionen Betriebsleitung und päda-

gogische Leitung auch auf zwei Perso-

nen aufgeteilt werden können und so-

mit nicht beide Personen über 

sämtliche notwendige Ausbildungen 

verfügen müssen.» 

080 Kibesuisse   Grund-

sätzliches 

zu den 

TFO 

Die Entlöhnung der Betreuungsperso-

nen liegt klar im Niedriglohnsektor. Es 

wird zunehmend schwierig, Betreu-

ungspersonen zu finden, welche zu ei-

nem sehr tiefen Stundenlohn bereit 

sind, familienergänzende Bildungs- 

und Betreuungsaufgaben zu überneh-

men. Der tiefere Ansatz der Betreu-

ungsgutscheine für eine TFO als jener 

für eine Kita hindert ebenfalls, einen 

angemessenen Stundenlohn für die 

Betreuungspersonen auszahlen zu 

können. 

Die Höhe der Betreuungsgutscheine ist nicht Gegenstand 

dieser Vorlage. Daher keine Berücksichtigung. Siehe Ausfüh-

rungen zu 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleit-

brief. 

Im Übrigen siehe Ausführungen zu den jeweiligen Artikeln.  
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Vor allem in ländlichen Gemeinden des 

Kantons Bern erfolgt die familienergän-

zende Bildung und Betreuung überwie-

gend via Tagesfamilien. Diese bieten 

bedürfnisgerechte flexible Betreuungs-

zeiten an, die etwa für im Schichtdienst 

arbeitende Eltern unerlässlich sind. 

Durch die kleine und konstante Grup-

pengrösse bieten Tagefamilien auch 

ideale Voraussetzungen für Kinder mit 

besonderen Bedürfnissen.  

Die familienergänzende Bildung und 

Betreuung muss auch in ländlichen Re-

gionen gefördert werden, unabhängig 

von der konkreten Betreuungsform 

(Kita, Tagesfamilien, Tagesstruktur 

o.ä.). Dies steht im Widerspruch zu 

dem im Verordnungsentwurf vorge-

schlagenen einschränkenden Betreu-

ungsschlüssel für Tagesfamilien. Die 

Arbeitsbedingungen für Betreuungsper-

sonen in TFO werden noch unattrakti-

ver, wenn beispielsweise eigene Kin-

der ab 12 Jahren dem 

Betreuungsschlüssel angerechnet wer-

den. 

081 ABDIPE   Allge-

meine 

Bemer-

kung 

L’ABDIPE (association bernoise franco-

phone des directions des institutions de 

la petite enfance) a pris connaissance 

de la révision partielle de l’OEJF, et 

tient à vous communiquer sa réflexion. 

Voir l’évaluation de la DSSI à chaque article. 

 

Faute de propositions concrètes, il n'est pas possible de tenir 

compte du commentaire. 
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Quand l’OEJF est entrée en vigueur en 

2022, elle a été saluée par l’ABDIPE 

comme un énorme pas en avant (si on 

se réfère à l’OPIS) en ce qui concerne 

la mise en place d’un système de con-

trôle uniformisé des crèches, l’abolition 

du statut des stagiaires et l’exigence 

d’engager du personnel qualifié. 

 

En revanche, le tournant libéral qui fait 

jouer la concurrence entre crèches, 

considérées comme entreprises de 

prestation de service est à déplorer, 

ainsi que le soutien financier du canton 

qui ne s’adapte pas à la hauteur de 

cette nouvelle ordonnance. 

 

La révision partielle de l’OEJF telle que 

présentée, équivaut à une baisse de la 

qualité d’accueil et une baisse des exi-

gences de formation du personnel par 

rapport à l’OEJF telle qu’elle a été mise 

en vigueur dans sa première mouture 

(voir les articles 13 et 15 du projet de 

révision). 

 

Cette adaptation vers le bas parait justi-

fiée pour pallier au manque de person-

nel formé disponible sur le marché de 

l’emploi (surtout dans la partie germa-

nophone du Canton), mais cela n’est 

L'augmentation des bons de garde ne fait pas l'objet de la révi-

sion (voir l’évaluation de la DSSI au n° 014, conseil municipal 

de la ville de Berne, Bemerkungen aus Begleitbrief). 
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certainement pas un gage de qualité 

dans la professionnalisation de l’accueil 

extrafamilial. 

 

Il est indéniable que les crèches recru-

tent difficilement (manque de personnel 

formé ASE ou ES), mais ce n’est pas 

une solution à long terme pour intéres-

ser les jeunes que d’abaisser les exi-

gences de formation ; la stratégie idéale 

serait de valoriser le travail auprès des 

jeunes enfants, en garantissant des 

postes de qualité, tels qu’ils se dessi-

naient avec la nouvelle ordonnance. 

 

Les crèches ont besoin du soutien du 

canton pour offrir des places de travail 

attractives qui proposent une rémunéra-

tion à la hauteur des responsabilités et 

des exigences du métier. 

Encore une fois, l’ABDIPE insiste sur la 

nécessité d’augmenter le montant des 

bons de garde pour que les crèches 

puissent offrir des places de travail aux 

conditions attractives, sans en faire pâtir 

les familles ; en effet, les parents qui 

confient leurs enfants dans les crèches 

bernoises paient des contributions éle-

vées, rendant impossible le report de 

déficit sur la facturation. 
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Ainsi, l’ABDIPE regrette toute la révision 

partielle de l’OEJF, dont elle souhaite 

garder la version actuelle, avec le sou-

tien financier du canton. 

085 FKS Spiel-

gruppen 

  Allge-

meine 

Bemer-

kung 

Die FKS Spielgruppen Kanton Bern be-

grüsst die Änderungen der FKJV.  

Jedoch finden wir es sehr stossend, 

dass Spielgruppen keine Bewilligungs-

pflicht brauchen. Das im Vortrag auf 

Seite 5 gebrachte Argument, dass die 

Betreuungsfrequenz und -dauer in der 

Spielgruppe für die kindliche Entwick-

lung eines einzelnen Kindes keinen re-

levanten Einfluss haben soll, können 

wir nicht teilen. Der Besuch einer Spiel-

gruppe ist sehr prägend für das Kind. 

Es ist ein Lernort im Vorschulbereich, 

wo das Kind wertvolle Kompetenzen 

für den Übertritt in den Kindergarten er-

lernt. Dies ist nicht so sehr vom zeitli-

chen Rahmen abhängig, sondern viel-

mehr von der Qualität. 

Die Formulierung im Vortragsentwurf zu Art. 4 Abs. 2 FKJV ist 

leider missverständlich. Keinesfalls war es die Absicht der GSI, 

das Angebot der Spielgruppen und deren Bedeutung für die 

kindliche Entwicklung zu diskreditieren. Wir bedauern es sehr, 

wenn dieser Eindruck entstanden ist. Die entsprechende Vor-

tragspassage ist zu überarbeiten.  

Letztlich muss – wie immer bei der Regulierung eines Bereichs 

– irgendwo eine Grenze gezogen werden. Mit der zeitlichen 

Komponente soll dem Grundsatz Ausdruck gegeben werden, 

dass je mehr Zeit ein Kind irgendwo verbringt, desto grösser ist 

die Möglichkeit zur Einflussnahme. Die zeitliche Grenze soll da-

bei nicht dort gezogen werden, wo der positive Einfluss beginnt, 

sondern eher dort, wo ein Einfluss sich durch die Betreuungs-

dauer auch massgeblich ungünstig auswirken kann. Dass die 

Spielgruppen nicht bewilligungspflichtig sind, war nach Kennt-

nisstand der GSI bis anhin (politisch) allgemein gewünscht oder 

zumindest ein akzeptierter Konsens. Entsprechend wird die 

zeitliche Schwelle auch weiterhin so festgelegt, dass Spielgrup-

pen bewilligungsfrei angeboten werden können. Materiell er-

fährt der Art. 4 FKJV gar keine Änderung. Daher kann diesem 

Anliegen auch nicht im Rahmen dieser Teilrevision entsprochen 

werden (nähere Begründung siehe bei 014, Gemeinderat Bern, 

Bemerkungen aus Begleitbrief). 

Wollte man für die Spielgruppen sogar eine eigenen Bewilli-

gungspflicht einführen (und nicht wie heute Kita-Bewilligung, 

wenn Art. 4 Abs. 2 FKJV erfüllt), bedürfte es hierfür wohl gar ei-

ner Gesetzesänderung. 
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086 kibio Verein 

Kinderbe-

treuung In-

terlaken-

Oberhasli 

  Allge-

mein; An-

liegen 

aus-

serhalb 

der Ände-

rungen im 

zur Kon-

sultation 

vorgeleg-

ten Ent-

wurf 

Als Präsident der KIBIO möchte ich 
eine Ergänzung zum Schreiben unse-
rer Leiterin der Geschäftsstelle nach 
dem Besuch der Info-Veranstaltung 
vom 23.03.2023 machen. 
In unserem Gebiet gibt es noch recht 
viele Tageseltern-Betreuungsverhält-
nisse ausserhalb unserer Organisation 
u.a. aus folgenden Gründen: 
• Mehrere Gemeinden bieten kiBon 
nicht an 
• meist wegen dem erforderlichen Ge-
meindebeitrag 
• In ländlichen Verhältnissen funktio-
niert die Nachbarschaftshilfe noch bes-
ser als in der Stadt Auf Grund dieser 
Tatsachen ist es sicher schwierig, Ta-
gesfamilien insbesondere im östlichen 
Oberland ausserhalb unserer Organi-
sation zu eruieren. Wir denken, wenn 
der Kanton die Gemeinden vom 20%-
Beitrag der Kinderbetreuungsbeiträge 
dispensieren würde, gäbe es folgende 
Vorteile: 
• Wohl alle Gemeinden würden mitma-
chen (Noch besser liesse sich eine 
Verordnung durchsetzen) 
• Jeder Kantonseinwohner würde unab-
hängig von der Gemeindebehörde, 
wenn er auf Grund der Vorgaben des 
Kantons die Voraussetzungen erfüllt, 
einen Beitrag zur Kinderbetreuung er-
halten. 
• Hilft mit, den immer wieder erwähnten 
Fachkräftemangel zu reduzieren. 

Keine Berücksichtigung, da der Vorschlag nicht Gegenstand 

dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 014, Gemein-

derat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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• Ein Budgetieren und Nachbudgetie-
ren der Kinderbetreuungsbeiträge bei 
den 337 politischen Gemeinden würde 
sich erübrigen. 
• Die Finanzflüsse wären einfacher. 
• Der Gesamtaufwand an Human-, Ma-
schinenpower und Energie wäre gerin-
ger. 
• Der Kanton hätte minim höhere Kos-
ten, die Gesamtgesellschaft und somit 
die Steuerzahler aber geringere. 
• Der Aufwand für die Geschäftsstellen 
der Kinderbetreuung wäre weniger 
gross. 
• Es könnten ohne „polizeilichen“ Auf-
wand mehr Tagesfamilien erfasst wer-
den, da mehr Eltern v.a. ausserhalb 
städtischer Strukturen die Kinder einer 
institutionellen Organisation zur Be-
treuung übergeben würden. 
• Tageseltern können ohne Zweifel in 
einer Tageselternorganisation zum 
Wohle des Kindes zuverlässiger kon-
trolliert werden und gleichzeitig lässt 
sich die Verordnung für Tagesfamilien 
in jedem Fall ohne Repression durch-
setzen.  
Wir bitten Sie um Prüfung unseres An-
liegens und mit den zuständigen Stel-
len Kontakt aufzunehmen. 

 

 

087 PIEA   Grund-

sätzliches 

Le comité de la PIEA, réuni en séance 

le 26 avril 2023, a pris connaissance 
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de la procédure de consultation con-

cernant la modification de l’Ordon-

nance sur les programmes de soutien 

à l’enfance, à la jeunesse et à la fa-

mille. Il salue la volonté des autorités à 

mettre en place une législation qui 

règle lesdits programmes de soutien. Il 

soutient les propositions émanant des 

prises de positions du Conseil du Jura 

bernois (CJB) et du Conseil des af-

faires francophones de l’arrondisse-

ment de Bienne (CAF). Il demande 

qu’une attention particulière soit accor-

dée 

- à l’engagement du canton de 

Berne afin de répondre au be-

soin de formation continue des 

ASE en français, 

 

 

- au respect de la langue offi-

cielle de l’institution et des per-

sonnes impliquées dans les 

procédures de validation, 

- au respect de la langue offi-

cielle de l’employé·e chargé·e 

de l’accompagnement profes-

sionnel des familles d’accueil et 

en cohérence avec la langue 

de la famille d’accueil,  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ceci ne fait pas l'objet de la révision (voir l’évaluation de la 

DSSI au n° 014, conseil municipal de la ville de Berne, Bemer-

kungen aus Begleitbrief). 

 

 

 

 

Un bilinguisme vécu dans le canton de Berne est une préoccu-

pation majeure de la DSSI. Le respect mutuel des langues offi-

cielles respectives s'impose déjà en vertu de l'article 34 de la 

loi du 23 mai 1989 sur la procédure et la juridiction administra-

tives (LPJA ; RSB 155.21). 
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- au respect des traditions disci-

plinaires et pédagogiques dans 

le cadre de l’évaluation de sa-

tisfaction des programmes pé-

dagogiques, 

- à la validité des formations ac-

quises en Suisse romande, no-

tamment celle du diplôme 

d’éducateur / trice de l’enfance 

ES reconnu comme équivalent 

à celui d’ASE, 

- au respect de la langue et de la 

culture de toute personne as-

treinte à une formation de base, 

à une formation continue ou à 

une perfectionnement,  

- à la reconnaissance des di-

plômes préalablement acquis 

en Suisse romande, 

- à une offre de développement 

de la petite enfance destinées à 

la population francophone équi-

valente à l’offre destinée à la 

population alémanique. 

La PIEA renonce à s’exprimer sur les 

aspects de l’ordonnance qui concer-

nent l’accueil extra-familial ou l’anima-

tion de jeunesse car son champ d’acti-

vité ne s’étend pas à ces institutions 

pour l’instant. 

 

L’OEJF ne donne pas de directives sur le contenu des con-

cepts pédagogiques. 

 

 

 

Ceci est déjà garanti aujourd'hui. 

 

 

 

 

 

Des formations et formations continues en français sont pos-

sibles. 

 

 

 

 

Ceci est déjà garanti aujourd'hui. 

 

 

Le développement de la petite enfance ne fait pas l'objet de la 

révision (voir l’évaluation de la DSSI au n° 014, conseil munici-

pal de la ville de Berne, Bemerkungen aus Begleitbrief). 

 

La reconnaissance des formations équivalentes acquises en 

Suisse romande s'impose déjà en vertu de l'article 4 de la loi fé-

dérale du 6 octobre 1995 sur le marché intérieur (LMI ; 

RS 943.02). 
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088 Spielgruppe 

Vogel-

näscht 

Münsingen 

   Identisch wie Nr. 85 Zur Kenntnis genommen, siehe Ausführungen bei 085 

089 Fachstelle 

SSLV 

   Identisch wie Nr. 85 Zur Kenntnis genommen, siehe Ausführungen bei 085 

090 Spielgruppe 

Pinguin 

Bern 

   Identisch wie Nr. 85 Zur Kenntnis genommen, siehe Ausführungen bei 085 

091 Spielgruppe 

Dinn und 

Duss Beth-

lehemacker 

   Identisch wie Nr. 85 Zur Kenntnis genommen, siehe Ausführungen bei 085 

092 Spielgruppe 

Ersigen 

   Identisch wie Nr. 85 Zur Kenntnis genommen, siehe Ausführungen bei 085 

093 Stiftung 

Kinderta-

gesstätten 

Bern 

  Grund-

sätzliches 

Wir begrüssen die Teilrevision, um die 

in unseren Kitas entstandenen Fragen 

und Unklarheiten rund um Fragen des 

Betreuungsschlüssels zu klären. 

Wir bedauern sehr, dass die mit der 

Verordnung gestiegenen Anforderun-

gen an die Betreuungsschlüssel sich 

nicht in der Finanzierung abbilden. Mit 

den aktuell maximalen Vergünstigun-

gen für Eltern ist es kaum möglich, den 

Tarif zu erhöhen. Die Elternbeiträge 

werden sonst insbesondere für wirt-

schaftlich schwache Familien uner-

schwinglich. Konkret hatten wir nach 

einer Erhöhung unserer Tarife per 

1.1.2023 um 4% mehrere Kündigungen 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelungen (Betreu-

ungsgutschein und Ausbildungsentschädigung) nicht Gegen-

stand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 014, 

Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief). Überdies 

muss die Revision kostenneutral umgesetzt werden. Im Kan-

tonsbudget stehen keine zusätzlichen Gelder zur Verfügung. 

Die mit dieser Vorlage vorgeschlagenen Änderungen der FKJV 

haben keine gestiegenen Anforderungen an den Betreuungs-

schlüssel zur Folge. 
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bzw. Pensenreduktionen von Eltern mit 

hohen Betreuungsgutscheinen. 

Eine qualitativ hochstehende Ausbil-

dung von Fachpersonen ist sowohl für 

den Verbleib von Fachpersonen in der 

Branche (Fachkräftemangel) als auch 

für die steigenden Anforderungen an 

die Betreuung von Kindern unerläss-

lich. Deshalb erachten wir es als wich-

tig, dass die Ausbildung von Fachper-

sonen in Kindertagesstätten vom 

Kanton finanziell unterstütz wird. 

 

Vorschlag: 

Die maximalen Vergünstigungen wer-

den per 1.1.2024 um mindestens 5% 

erhöht und danach jährlich mit dem 

Landesindex abglichen und im Be-

darfsfall nach oben korrigiert. 

 

Der Kanton entrichtet pro Auszubil-

dende und Jahr eine Ausbildungsent-

schädigung. 

094 Tagesfami-

lien Emme 

Plus 

  BBSDV 

Kapitel 5, 

Art. 12 

Die aufgezählten Fachstellen beziehen 

sich in erster Linie auf den Frühbereich 

und Erstabklärungen. Kinder, die eine 

HPS besuchen, haben bereits viele Ab-

klärungen hinter sich, wenn sie (oft 

erstmals) familienergänzend in einer 

Tagesfamilie betreut werden. Das führt 

Die BGSDV ist ausser Kraft. Art. 12 BGSDV regelte die 

«Dienstleister zur Begleitung». Art. 13 BGSDV regelte die 

«Fachstellen für die Beurteilung und Empfehlung» im Bereich 

«Pauschale für ausserordentlichen Betreuungsaufwand». Art. 

13 Abs. 1 Bst. a–d BGSDV wurde 1:1 überführt in Art. 9 FKJDV 

und ergänzt um Ärztinnen und Ärzte bei chronischen physi-

schen Erkrankungen. 
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für solche - ohnehin belasteten - Fami-

lien zu einem zusätzlichen Gang und 

für die genannten Fachstellen zu ei-

nem unnötigen administrativen Auf-

wand. 

 

Vorschlag:  

Zusätzlich: 

Heilpädagogische Schulen 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief). 

094 Tagesfami-

lien Emme 

Plus 

  Selbstbe-

halt von 

20% für 

Gemein-

den 

Der Selbstbehalt von 20% für die Ge-

meinden wurde im alten Gebührensys-

tem seinerzeit eingeführt mit dem 

Zweck, dass ihren Gemeinden den Be-

darf steuern.  

Dieser Zweck ist mit dem Betreuungs-

gutscheinsystem hinfällig, da dieses 

«bedarfsgerecht» ist.  

Ein Gesetz ohne Zweck, das zu einem 

administrativen Aufwand führt (aus-

rechnen und hin- und her verrechnen 

des Selbstbehaltes) und zudem sowohl 

für den Kanton wie für die Gemeinden 

eigentlich kostenneutral ist, muss auf-

gehoben werden.  

Einzig Gemeinden, die nicht am Be-

treuungsgutscheinsystem teilnehmen, 

werden belohnt, in dem sie ohne eine 

Leistung zu erbringen von den Zahlun-

gen des soziokulturellen Beitrags profi-

tieren.  

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief). 
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Wenn der Kanton überzeugt ist, dass 

es familienergänzende Kinderbetreu-

ung braucht, muss er dafür besorgt 

sein, dass dieses Gesetz endlich auf-

gehoben wird. 

097 Mütterzent-

rum Bern-

West 

   Als Betrieb mit eigener Spielgruppe 

wissen wir um die Wichtigkeit im Allge-

meinen von Spielgruppen für teilneh-

mende Kinder und deren Eltern. Als er-

gänzendes Angebot zu Kitas und 

Tageseltern decken Spielgruppen eine 

wichtige Nische ab.  

 

In diesem Sinne nehmen wir vom Müt-

terzentrum die Möglichkeit zur Stel-

lungnahme wahr, s. Beilage.  

 

Insbesondere die Auswirkungen der in 

Art. 4, Absatz 2/b geplanten Anpassun-

gen wären für Kinder und Eltern ein-

schneidend. Gerade in Stadtteilen, wo 

der Migrationsanteil besonders hoch ist 

wie im Westen Berns würde das konk-

ret bedeuten, dass nicht wenigen Kin-

dern im Vorschulalter beispielsweise 

die Chance für einen genügenden 

deutschen Spracherwerb vor dem Kin-

dergarten verwehrt bliebe. Nicht alle 

Eltern sind bereit, ihre Kinder regel-

mässig in Kitas betreuen zu lassen; sei 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Art. 4 FKJV erfährt materiell keine Änderung und entspricht 

somit dem bereits geltenden Recht 

 

Siehe Ausführungen zu 085, FKS Spielgruppen, Allgemeine 

Bemerkungen 

 

Entsprechend ist unklar, weshalb also das MüZe Bern West da-

von ausgeht, dass diese formellen Anpassungen dazu führen 

werden, dass «nicht wenigen Kindern im Vorschulalter die 

Chance für einen genügenden deutschen Spracherwerb vor 

dem Kindergarten verwehrt» würde. 
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dies nun aus kulturellen, finanziellen o-

der persönlichen Gründen. Die Folgen 

von ungenügender sprachlicher und 

sozialer Integration von Vorschuldkin-

dern sind bekannt und wissenschaftlich 

hinlänglich erforscht.  

 

Antworttabelle identisch wie Nr. 85 

099 CAF – Con-

seil des af-

faires fran-

cophones 

  Grundsät-

zliches 

Le CAF salue le travail réalisé par la 

DSSI afin de préciser les termes et les 

catégories de professionnels. Il salue 

également la nouvelle base légale con-

cernant l’encadrement des parents de 

jour. Il tient cependant à vous faire part 

des commentaires suivants. 

Accès aux outils et applications en 

français pour les professionnels 

Le CAF constate qu’à l’article 21, ali-

néa 1, il est prévu la mise en place 

d’une application informatique permet-

tant de demander une autorisation 

d’exploiter une crèche. Cette applica-

tion devra évidemment être accessible 

dans les deux langues afin de per-

mettre aux personnes francophones de 

faire les démarches dans leur langue. 

Cette remarque vaut également pour 

l’article 27m, concernant le dépôt de 

demande d’autorisation d’exploiter une 

organisation d’accueil familial de jour. 

Le respect mutuel des langues officielles respectives s'impose 

en vertu de l'article 34 de la loi du 23 mai 1989 sur la procédure 

et la juridiction administratives (LPJA ; RSB 155.21). En consé-

quence, les documents du canton, l'application web, les visites 

de surveillance, etc. sont disponibles ou possibles en français. 

Une réglementation supplémentaire dans l'OEJF n'est pas né-

cessaire. 

Le cours de formation de base pour accueillants ou accueil-

lantes en milieu familial peut être suivi en français – par 

exemple à Porrentruy, à Delémont ou à Lausanne. 

Le soutien financier demandé ne fait pas l'objet de la révision 

(voir l’évaluation de la DSSI au n° 014, conseil municipal de la 

ville de Berne, Bemerkungen aus Begleitbrief). 
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Inspection régulière et inopinée 

Le CAF demande qu’à l’article 26 soit 

précisé que les inspections sont réali-

sées dans la langue ou les langues of-

ficielles de la structure inspectée. Il ne 

serait pas admissible qu’une structure 

majoritairement francophone soit ins-

pectée par une personne parlant l’alle-

mand, ou n’ayant pas de connaissance 

de la culture francophone. Le CAF pro-

pose dès lors d’ajouter à l’alinéa 1 de 

l’article 26 : « Les crèches font l’objet 

d’inspections régulières, généralement 

inopinées, dans la langue officielle ma-

joritaire pratiquée par le personnel ». Il 

appartient également à l’OIAS d’assu-

rer l’engagement de suffisamment de 

personnel francophone pour réaliser 

ces tâches d’inspection ou de garantir 

que le service d’inspection remplisse 

ces conditions. 

Formation des accueillantes et 

accueillants en milieu familial 

Selon l’article 27e, il est demandé que 

les accueillants et accueillantes en mi-

lieu familial suivent une formation de 

base. Le CAF demande à ce que la 

DSSI s’assure que l’offre de telles for-

mations soit accessible également en 

français. Les associations d’accueil qui 

seraient amenées à organiser de telles 
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formations, devraient recevoir une aide 

financière qui prenne en compte l’orga-

nisation des formations dans les deux 

langues. 

Inspections et surveillance de 

l’accueil de jour 

Le CAF constate que l’article 27g règle 

les modalités de surveillance des ac-

cueils de jour. Là encore, il est de-

mandé que l’inspection soit garantie 

dans la langue officielle pratiquée par 

l’accueillant ou l’accueillante. Le CAF 

demande un ajout à l’article 27g, ali-

néa 1 : « Des inspections générale-

ment inopinées, dans la langue de l’ac-

cueillant ou de l’accueillante, faisant 

l’objet d’un procès-verbal, rédigé dans 

la langue de l’accueillant ou de l’ac-

cueillante, sont menées chez les ac-

cueillants ou accueillantes en milieu fa-

milial aussi souvent que nécessaire, 

mais au moins une fois par an, dans le 

cadre de la surveillance opération-

nelle ». 

101 KiQ   Grund-

sätzliches 

Einführung zum Verfasser: 

Der Verein Unabhängige Kitas für Qua-

lität (KiQ) engagiert sich seit 2019 und 

wurde formell im Jahr 2021 gegründet. 

Er vereint 5 der schweizweit grössten 
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privaten Kita-Anbieter in allen Regio-

nen der Schweiz, die sich für Qualität 

in der familienergänzenden Kinderbe-

treuung stark machen.  Der Verein um-

fasst rund 130 Kita-Standorte mit rund 

1’800 Mitarbeitenden, 5’300 Betreu-

ungsplätzen, an welchen über 10’000 

Kinder betreut werden. Davon sind im 

Kanton Zürich 33 Kita-Standorte, 420 

Mitarbeitenden, 1’325 Betreuungsplät-

zen und 2’625 betreute Kinder.  Der 

Verein verfolgt das Ziel, Politik und Ge-

sellschaft dafür zu sensibilisieren, wel-

che tragende Rolle Kindertagesstätten 

für eine gute Qualität in der frühen Bil-

dung einnehmen. Der Verein will die 

Verbesserung der Rahmenbedingun-

gen fördern, im Fokus steht der Einsatz 

für eine «optimale Qualität» der Kinder-

betreuung in der Schweiz. Das heisst, 

es ist ein Gleichgewicht der Interessen 

zu finden, bei dem die Kitas qualitativ 

so gut wie möglich sind, diese aber zu-

gleich für möglichst viele Familien er-

schwinglich bleiben. 

 

Grundsätzliches: 

KiQ begrüsst grundsätzlich die Teilrevi-

sion, zumal die Chance genutzt wird, 

die in der Praxis sich als schwierig er-

weisenden Formulierungsunklarheiten 
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in Bezug auf die Kindertagesstätten 

rund um die Fragen des Personals und 

Betreuungsschlüssels zu bereinigen. 

 

KiQ bedauert, dass die Gelegenheit 

zur Anpassung der Tarifstruktur – ins-

besondere der Betreuungsgutscheine – 

versäumt wird.  

 

In der aktuell geltenden FKJV wurden 

die Beträge für die Betreuungsgut-

scheine von vornherein nicht indiziert 

und wurden entsprechend der Teue-

rung nicht angeglichen. Darüber hinaus 

wurde auch in dieser Revision auf ent-

sprechende Formulierungen verzichtet, 

welche dies ermöglicht hätten. Beide 

Punkte kann KiQ nicht gutheissen. 

 

Zusätzlich soll darauf geachtet werden, 

dass die Formulierung anwendbar und 

unmissverständlich ist und eine fachli-

che und interpretationsfreie Kontrolle 

erlaubt. Darum reichen wir ein paar Än-

derungsvorschläge ein. 

 

 

 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

Die Revision muss kostenneutral umgesetzt werden. Im Kan-

tonsbudget stehen keine zusätzlichen Gelder zur Verfügung. 

102 PEP    Bemerkungen identisch wie StN Nr. 

101 

Siehe Ausführungen bei 101 

103 Primano 

Frühförde-

rung 

  Grund-

sätzliches 

Die Leitung Frühförderung primano be-

grüsst die Änderungen der FKJV.  

Ein wichtiges Anliegen ist, dass die 

Spielgruppen auch erwähnt werden. 

Siehe Ausführungen zu 085, FKS Spielgruppen, Allgemeine 

Bemerkungen 
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In der vom SBFI in Auftrag gegebenen 

Studie (hier in Bezug auf Sprachförde-

rung) halten die Autor*innen fest, dass 

«… frühe Bildung in Kitas oder Spiel-

gruppen wie auch die Unterstützung 

der Familien bei der Erziehung und 

Bildung der Kinder zu Hause zusam-

mengedacht werden müssen.» (Vogt 

et al. 2022, S. 153). Ebenso hält die 

Studie auf, dass sich der Besuch ei-

nes Angebots der frühen Bildung, 

z.B. Kita, Eltern-Kind-Gruppe oder 

Spielgruppe, positiv auf die Kompe-

tenzen in der Schulsprache auswirkt. 

Bedingung ist eine gute pädagogische 

Qualität. (vgl. Vogt et al., S. 6). 

Vogt, F., Stern, S., & Filliettaz, L. 

(Hrsg.) (2022) Frühe Sprachförderung: 

Internationale Forschungsbefunde und 

Bestandesaufnahme zur frühen 

Sprachförderung in der Schweiz. Stu-

die im Auftrag des Staatssekretariats 

für Bildung, Forschung und Innovation. 

St.Gallen, Zürich, Genève: Pädagogi-

sche Hochschule St.Gallen, Infras, Uni-

versité de Genève. 

Das im Vortrag auf Seite 5 gebrachte 

Argument, dass die Betreuungsfre-

quenz und -dauer in der Spielgruppe 

für die kindliche Entwicklung eines ein-
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zelnen Kindes keinen relevanten Ein-

fluss haben soll, kann ich nicht teilen. 

Ich gehe davon aus, dass jede Stunde 

in der Spielgruppe einen Gewinn für 

das Kind ist, sofern die Qualität stimmt. 

(vgl. Grob, A., Keller, K., & Trösch L. 

M. (2014): ZweitSprache – Mit ausrei-

chend Deutschkenntnissen in den Kin-

dergarten. Wissenschaftlicher Ab-

schlussbericht. Universität Basel, 

Basel). 

104 Die Mitte 

Kanton 

Bern 

  Allge-

meine 

Bemer-

kung 

Die Präzisierung und Klärung der Defi-

nition Betreuung in Tagesfamilien und 

Kindertagesstätten wird von der Mitte 

begrüsst. 

Zur Kenntnis genommen 

105 SSLV   Grund-

sätzliches 

Der Schweizerische Spielgruppen-Lei-

terInnen-Verband SSLV bedankt sich 

für die Möglichkeit einer Konsultations-

antwort zur Änderung der Verordnung 

über die Leistungsangebote der Kin-

der-, Familien- und Jugendförderung 

(FKJV; BSG 860.22) 

Wir begrüssen die Teilrevision der 

FKJV grundsätzlich, da dadurch der 

Wille der Behörde gezeigt wird, beste-

hende Formulierungsunklarheiten zu 

bereinigen.  

 

Die Anbieter von Dienstleistungen im 

Bereich der familienergänzenden Kin-

derbetreuung (Kita und Tagesfamilien) 

Zur Kenntnis genommen 
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wünschen sich, dass diese Teilrevision 

als Chance genutzt wird, um auf die 

Anliegen der Praxis einzugehen.  

Es ist die Praxis, welche täglich mit 

den Bestimmungen arbeiten muss und 

doch nie das Wohl der Kinder, die Um-

setzung der Chancengerechtigkeit, aus 

den Augen verlieren darf.  

Wir hoffen, dass die Teilrevision wahre 

Verbesserungen im Bereich der fami-

lienergänzenden Kinderbetreuung und 

im Bereich der frühen Förderung her-

beiführt und die Qualität in den Ange-

boten stärkt und auch eine angemes-

sene Entschädigung für die 

Betreuungsgutscheine ist für die Be-

triebe von Nöten.  

 

Im Gespräch mit verschiedenem Player 

aus dem Feld der frühen Kindheit 

wurde die Stossrichtung was ange-

passt werden soll schnell klar.  

Von Seiten der Kinderärzte, der Wis-

senschaft, der Mütter-, Väterberatung, 

den Kindergärten und Schulen wird im-

mer wieder auf die Wichtigkeit der 

Qualität bei den Angeboten der frühen 

Kindheit hingewiesen. 

Die grosse Mehrheit der Eltern geht bei 

allen Angeboten mit Kindern – explizit 

auch beim Angebot Spielgruppe - von 
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einer kantonalen Bewilligungspflicht 

aus.   

 

Qualität in der frühen Förderung muss 

kein Zufall sein – man kann sie ver-

pflichtend definieren und vorschreiben. 

 

Wir hoffen, dass die Chance, welche 

die Änderung der Verordnung FKJV 

darstellt, vom Kanton Bern genutzt wird 

um Lücken, wie die fehlende Regle-

mentierung der Spielgruppen, zu 

schliessen.  

Die Qualität kann man durch eine Be-

willigungs- und Aufsichtspflicht stärken 

und so kann die Chancengerechtigkeit 

umgesetzt werden, zum Wohle der Kin-

der, der heranwachsenden Generation 

Bürger und somit zum Wohle der gan-

zen Gesellschaft. 

 

 

 

 

 

 

 

Materiell erfährt der Art. 4 FKJV keine Änderung. Daher kann 

diesem Anliegen auch nicht im Rahmen dieser Teilrevision ent-

sprochen werden (nähere Begründung siehe bei 014, Gemein-

derat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

105 SSLV   Grund-

sätzliches 

Antworttabelle: 

Der Schweiz. Spielgruppen-LeiterIn-

nen-Verband SSLV begrüsst grund-

sätzlich die Teilrevision der FKJV, da 

dadurch der Wille der Behörde gezeigt 

wird, bestehende Formulierungsunklar-

heiten zu bereinigen. Wir hoffen da-

rauf, dass diese Chance genutzt wird 

und auf die Anliegen der Praxis, wel-

che dann täglich mit den Bestimmun-

gen arbeiten müssen, eingegangen 
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wird und diese auch berücksichtigt 

werden. – zum Wohle der Kinder, dass 

die Chancengerechtigkeit besser um-

gesetzt wird, der heranwachsenden 

Generation Bürger, also zum Wohle 

der ganzen Gesellschaft.  

Wir finden es sehr stossend, dass bis 

dato für Spielgruppen keine Bewilli-

gungspflicht besteht.  

Von Seiten der Kinderärzte, der Wis-

senschaft und auch der Mütter-, Väter-

beratung wird immer wieder auf die 

Wichtigkeit der Qualität bei den Ange-

boten der frühen Kindheit hingewiesen. 

Die grosse Mehrheit der Eltern geht 

beim Angebot Spielgruppe von einer 

Bewilligungspflicht aus. Wir bitten den 

Kanton im Rahmen der Änderung der 

Verordnung FKJV die Chance zu nut-

zen und diese Lücke der fehlenden 

Reglementierung der Spielgruppen zu 

schliessen.  

Diese Lückenschliessung wird nicht nur 

vom Schweizerischen Spielgruppen-

LeiterInnen-Verband SSLV gefordert. 

Auch die Eltern, welche Spielgruppen 

als Angebot für ihre Kinder wählen, 

Spielgruppenleitende als Anbieter, die 

Fach- und Kontaktstelle Spielgruppen 

Kanton Bern, kibesuisse als Partner-

verband und ebenfalls die Parteien wie 

 

 

 

 

 

 

Materiell erfährt der Art. 4 FKJV keine Änderung. Daher kann 

diesem Anliegen auch nicht im Rahmen dieser Teilrevision ent-

sprochen werden (nähere Begründung siehe bei 014, Gemein-

derat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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z.B. die EVP Kanton Bern heissen eine 

Einführung einer Bewilligungs- und 

Aufsichtspflicht für Spielgruppen gut. 

Wir wissen zudem, dass dies auch von 

verschiedenen Städten, z.B. Thun, ge-

wünscht wird.  

Das im Vortrag auf Seite 5 gebrachte 

Argument, dass die Betreuungsfre-

quenz und -dauer in der Spielgruppe 

für die kindliche Entwicklung eines ein-

zelnen Kindes keinen relevanten Ein-

fluss haben soll, können wir nicht tei-

len. Der Besuch einer Spielgruppe ist 

sehr prägend für das Kind. Es ist ein 

Lernort im Vorschulbereich, wo das 

Kind wertvolle Kompetenzen für den 

Übertritt in den Kindergarten erlernt. 

Dies ist nicht so sehr vom zeitlichen 

Rahmen abhängig, sondern vielmehr 

von der Qualität des Angebots.  

Der SSLV hat sich mit den anderen 

Akteuren zusammen über die Aus-

wirklungen der Änderungsvorschläge 

unterhalten und die Vorschläge abge-

glichen. Bei den Punkten wo der SSLV 

keinen konkreten Vorschlag macht, bit-

ten wir darum, die Konsultationsant-

wort der Fach- und Kontaktstelle Spiel-

gruppen Kanton Bern, und im 

 

 

 

 

 

 

Siehe Ausführungen zu 085, FKS Spielgruppen, Allgemeine 

Bemerkungen 
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Besonderen die Vorschläge der Kon-

sultationsantwort kibesuisse zu priori-

sieren. 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

  Grund-

sätzliches 

Der Kinderhut begrüsst im Grundsatz 

die Teilrevision, da u. a. die für die Kita 

sehr schwierig umzusetzenden Punkte 

rund um den Betreuungsschlüssel ver-

bessert werden sollen. 

Grundsätzlich sollte die Verordnung 

auf Vollständigkeit für alle Bereiche 

und Übersichtlichkeit überprüft werden. 

Bei gewissen Artikeln ist z. B. zu wenig 

klar, was genau für die Kita gilt und 

was für die TFO bzw. ob es allein für 

die Kita oder auch für die TFO gilt, wel-

che jedoch nicht erwähnt wird (z. B. Ar-

tikel 18, 19 oder 26). So ist es auch 

verwirrend, wenn in TFO-Artikeln auf 

Artikel verwiesen wird, welche aus-

schliesslich die Kindertagesstätte er-

wähnen (Beispiel Art. 27g Absatz 3.). 

Es ist davon auszugehen, dass sich 

die kostenbeschränken-den Vorgaben 

negativ auf die Qualität der familiener-

gänzenden Kinderbetreuung auswirken 

und deshalb das im Vortrag erwähnte 

Ziel (kontinuierliche Verbesserung der 

Qualität und Anpassung an die Bedürf-

nisse der Eltern und Kindern) nicht er-

reicht werden kann. 

 

 

 

 

 

 

Die Artikel 18, 19 und 26 FKJV gelten gemäss ihrer systemati-

schen Einordnung unter der Ziffer 2.1 «Bewilligung und Aufsicht 

Kindertagesstätten» grundsätzlich nur für Kindertagesstätten. 

Wenn die Artikel zu den Betreuungspersonen in Tagesfamilien 

und/oder TFO auf diese Kita-Bestimmungen verweisen (wie 

z.B. in Art. 27g Abs. 3), so hat dies zur Folge, dass diese kon-

krete Kita-Bestimmung nun auch im Kontext der Tagefamilien 

Geltung hat. Sie wird sinngemäss angewendet – das heisst, es 

wird eben eine Tagesfamilie vor Ort kontrolliert und keine Kita 

etc. Solche Verweise in Rechtstexten entsprechen dem übli-

chen Vorgehen in der Rechtsetzung. Siehe hierzu auch bei 

080, kibesuisse, Art. 27g Abs. 3 

 

Betreffen die weiteren Ausführungen: Siehe Ausführungen zu 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief 
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Die kostenneutrale Umstellung vom 

Gebühren- auf das Gutscheinsystem 

hat zur Folge, dass gleich viel Geld we-

niger Familien zugutekommt und für sie 

deshalb die Nettokosten steigen.  

Gewisse, zentrale Vorgaben sollten für 

alle Gemeinden gelten, damit es nicht 

zu Ungleichbehandlungen kommt 

(Grundsätzlich die Einführung der Be-

treuungsgutscheine für alle Kinder bis 

zur 9. Klasse, keine oder wenn gleiche 

Kontingentierung, Härtefallregelung 

usw.).  

Das Betreuungsgutscheinsystem und 

kiBon haben für alle Beteiligten (Eltern, 

Institutionen und Gemeinden) zu einem 

massiv höheren administrativen Auf-

wand geführt. Hier sind unbedingt Ver-

einfachungen umzusetzen.  

Mit dem Gutscheinsystem haben sich 

die Kosten für die Institutionen erhöht. 

Auch müssen z. B. die fehlenden El-

ternbei-träge von nichtbezahlten Rech-

nungen die Institutionen übernehmen. 

Das ist kaum tragbar und muss ange-

passt werden (analog Tagesschule). 

Mehrmals wird im Vortrag im Bereich 

Betreuungsgutscheine auf die auf die 

Konstellation bei Erziehungsberechtig-

ten mit gemeinsamer oder alternieren-

der Obhut und Sorge hingewiesen. Die 
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Regelungen scheinen uns teilweise zu 

kompliziert 

Die Grundkosten für die Eltern steigen 

jährlich. Die Tarife der Betreuung wer-

den laufend angepasst. Die Höhe des 

Betreuungsgutscheins ist bis jetzt je-

doch gleich hoch geblieben. Sie sollte 

jedoch jedes Jahr der Teuerung ange-

passt und entsprechend erhöht wer-

den. 

 

Vorschlag: 

Keine Einsparungen auf Kosten der 

Qualität 

 

Vereinheitlichung 

 

Vereinfachung 

 

Kostenübernahme durch Kanton 

 

Vereinfachung 

 

Kostenübernahme durch Kanton 

Jährliche Anpassung der Tarifstruktur / 

der Betreuungsgutscheine 

 

 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

  Grund-

sätzliches 

Die Entlöhnung der Betreuungsperso-

nen liegt klar im Niedriglohnsektor. Es 

Siehe Ausführungen zu 080, kibesuisse, Grundsätzliches zu 

den TFO 
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im Be-

reich TFO 

wird zunehmend schwierig, Betreu-

ungspersonen zu finden, welche zu ei-

nem sehr tiefen Stundenlohn bereit 

sind, Betreuungsaufgaben zu überneh-

men. Der tiefere Ansatz der Betreu-

ungsgutscheine für eine TFO als jener 

für eine Kita hindert ebenfalls, einen 

angemessenen Stundenlohn für die 

Betreuungspersonen auszahlen zu 

können.  

Gerade in unseren ländlichen Gemein-

den erfolgt die familienergänzende Bil-

dung und Betreuung überwiegend via 

Tagesfamilien. Diese bieten bedürfnis-

gerechte flexible Betreuungszeiten an, 

die etwa für im Schichtdienst arbei-

tende Eltern unerlässlich sind. Durch 

die kleine und konstante Gruppen-

grösse bieten Tagefamilien auch ideale 

Voraussetzungen für Kinder mit beson-

deren Bedürfnissen.  

Die familienergänzende Bildung und 

Betreuung muss auch in ländlichen Re-

gionen gefördert werden, unabhängig 

von der konkreten Betreuungsform 

(Kita, Tagesfamilien, Tagesstruktur 

o.ä.). Dies steht im Widerspruch zu 

dem im Verordnungsentwurf vorge-

schlagenen, einschränkenden Betreu-

ungsschlüssel für Tagesfamilien. Die 
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Arbeitsbedingungen für Betreuungsper-

sonen in TFO werden noch unattrakti-

ver, wenn beispielsweise eigene Kin-

der ab 12 Jahren dem 

Betreuungsschlüssel angerechnet wer-

den müssen. 

108 Kibe Konol-

fingen 

  Grund-

sätzliches 

zu den 

TFO 

Die Entlöhnung der Betreuungsperso-

nen liegt klar im Niedriglohnsektor. Es 

wird zunehmend schwierig, Betreu-

ungspersonen zu finden, welche zu ei-

nem sehr tiefen Stundenlohn bereit 

sind, Betreuungsaufgaben zu überneh-

men. Der tiefere Ansatz der Betreu-

ungsgutscheine für eine TFO als jener 

für eine Kita hindert ebenfalls, einen 

angemessenen Stundenlohn für die 

Betreuungsperson auszahlen zu kön-

nen. 

Vor allem in ländlichen Gemeinden des 

Kantons Berns besteht die familiener-

gänzende Bildung und Betreuung über-

wiegend via Tagesfamilien. Diese bie-

ten bedürfnisgerechte flexible 

Betreuungszeiten an, die für etwa im 

Schichtdienst arbeitende Eltern uner-

lässlich sind. Durch die kleine und kon-

stante Gruppengrösse bieten Tagefa-

milien auch ideale Voraussetzungen 

für Kinder mit besonderen Bedürfnis-

sen.  

Siehe Ausführungen zu 080, Kibesuisse, Grundsätzliches zu 

den TFO 
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Die familienergänzende Bildung und 

Betreuung muss auch in ländlichen Re-

gionen gefördert werden, unabhängig 

von der konkreten Betreuungsform 

(Kita, Tagesfamilien, Tagesstruktur 

o.ä.). Dies steht im Widerspruch zu 

dem im Verordnungsentwurf vorge-

schlagenen einschränkenden Betreu-

ungsschlüssel für Tagesfamilien. Die 

Arbeitsbedingungen für Betreuungsper-

sonen in TFO werden noch unattrakti-

ver, wenn beispielsweise eigene Kin-

der ab 12 Jahren dem 

Betreuungsschlüssel angerechnet wer-

den. 

036 Gemeinde-

rat Thun 

1   In Art. 37 Abs. 1 lit. a SLG wird eben-

falls die «frühe Förderung» aufgeführt. 

Es wird um eine entsprechende Ergän-

zung von Art. 1 gebeten. 

Das Fehlen der frühen Förderung in Art. 1 scheint ein gesetz-

geberisches Versehen zu sein. Die Anpassung ist vorzuneh-

men. 

080 Kibesuisse 1   Gemäss dem Bundesbericht «Politik 

der frühen Kindheit» gehören die Kitas 

und die TFO zur Kategorie A2 «Fami-

lienergänzende Kinderbetreuung». Die 

frühe Förderung umfasst aber sehr viel 

mehr als die blosse Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf. Aus Sicht von kibe-

suisse sollen diesem Umstand Rech-

nung getragen werden und die Ange-

bote der frühen Förderung nicht auf die 

blosse Vereinbarkeit mit den engen 

Grenzen komprimiert werden. 

Wird angepasst. Siehe Ausführungen zu 036, Gemeinderat 

Thun, Art. 1 
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Vorschlag: 

Art. 1 Abs. 1 Bst. e (neu) 

die frühe Förderung 

085 FKS Spiel-

gruppen 

1   Gemäss dem Bundesbericht Politik der 

frühen Kindheit gehören die Kitas und 

die TFO zu der Kategorie zur Kategorie 

A2 Familienergänzende Kinderbetreu-

ung.  

Die frühe Förderung aber umfasst sehr 

viel mehr als die blosse Vereinbarkeit 

von Familien und Beruf. Aus unserer 

Sicht soll diesem Umstand Rechnung 

getragen werden und die Angebote der 

frühen Förderung nicht auf die blosse 

Vereinbarkeit, mit den engen Grenzen, 

komprimiert werden. 

 

Vorschlag: 

Diese Verordnung regelt die Bewilli-

gung und Aufsicht bei Tagesbetreuung 

nach Artikel 107 ff. SLG sowie die Leis-

tungsangebote der Familien-, Kinder- 

und Jugendförderung nach Artikel 37 b 

die familienergänzende Kinderbetreu-

ung (im Sinne der Kategorie A2 des 

Bundesbericht Politik der frühen Kind-

heit vom 03.02.2021), c die offene Kin-

der- und Jugendarbeit, d die Bera-

tungs- und Informationsangebote für 

Wird angepasst. Siehe Ausführungen zu 036, Gemeinderat 

Thun, Art. 1 
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Kinder und Jugendliche mit einer Be-

hinderung sowie deren Familie, e die 

pädagogisch-therapeutischen Mass-

nahmen,  

Sie findet keine Anwendung auf Artikel 

37 a frühe Förderung. 

 

 

 

 

Die FKJV findet Anwendung auf die Frühe Förderung, so ent-

hält sie unter Kapitel 4 auch Bestimmungen dazu. 

103 Primano 

Frühförde-

rung 

1   Gemäss dem Bundesbericht Politik der 

frühen Kindheit gehören die Kitas und 

die TFO zu der Kategorie A2 Familien-

ergänzende Kinderbetreuung.  

Die frühe Förderung umfasst mehr als 

die blosse Vereinbarkeit von Familien 

und Beruf.  

Neben Kitas und Tagesfamilien sind 

auch Spielgruppen* als ergänzendes 

Angebot mit einer Bewilligung zu be-

trachten.  

Somit wären alle folgenden Artikel se-

parat auch für die Spielgruppen zu de-

finieren. 

Teilweise Berücksichtigung. Siehe Ausführungen zu 036, Ge-

meinderat Thun, Art. 1 

Betreffend das Bewilligungserfordernis für Spielgruppen siehe 

Ausführungen zu 085, FKS Spielgruppen, Allgemeine Bemer-

kungen. 

Die Abgrenzung zwischen bewilligungspflichtigen und -freien 

Angeboten wird in Art. 4 FKJV geregelt. 

Die Aufzählung in Art. 1 FKJV definiert lediglich die zu regeln-

den Leistungsangebote. 

105 SSLV 1   Gemäss dem Bundesbericht Politik der 

frühen Kindheit gehören die Kitas und 

die TFO zu der Kategorie zur Kategorie 

A2 Familienergänzende Kinderbetreu-

ung.  

Die frühe Förderung aber umfasst sehr 

viel mehr als die blosse Vereinbarkeit 

von Familien und Beruf. Aus unserer 

Sicht soll diesem Umstand Rechnung 

getragen werden und die Angebote der 

frühen Förderung nicht auf die blosse 

Wird angepasst. Siehe Ausführungen zu 036, Gemeinderat 

Thun, Art. 1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
 

 

 

 68/251 
 

Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

Vereinbarkeit, mit den engen Grenzen, 

komprimiert werden.  

 

Vorschlag: 

Diese Verordnung regelt die Bewilli-

gung und Aufsicht bei Tagesbetreuung 

nach Artikel 107 ff. SLG sowie die Leis-

tungsangebote der Familien-, Kinder- 

und Jugendförderung nach Artikel 37 b 

die familienergänzende Kinderbetreu-

ung (im Sinne der Kategorie A2 des 

Bundesbericht Politik der frühen Kind-

heit vom 03.02.2021), c die offene Kin-

der- und Jugendarbeit, d die Bera-

tungs- und Informationsangebote für 

Kinder und Jugendliche mit einer Be-

hinderung sowie deren Familie, e die 

pädagogisch-therapeutischen Mass-

nahmen,  

Sie findet keine Anwendung auf Artikel 

37 a frühe Förderung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die FKJV findet Anwendung auf die Frühe Förderung, so ent-

hält sie unter Kapitel 4 auch Bestimmungen dazu. 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

3 2  Abs. 2: Die Frist bei Anpassungen von 

mindestens sechs Monaten ist zu kurz. 

Für die Institution oder die Eltern kann 

eine Anpassung sehr einschneidende 

betriebswirtschaftliche Folgen haben. 

 

Vorschlag: 

Verlängerung der Frist auf 1 Jahr, aus-

genommen bei erheblichen betriebli-

chen Mängeln. 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief). 
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022 Gemeinde-

rat Köniz 

4   Auch mit der neuen Formulierung wer-

den sich Vollzugsfragen stellen, v.a. in 

Abgrenzung zu privaten Spielgruppen. 

Die Gemeinde Köniz würde allerdings 

bei einem beschriebenen Umfang von 

mehr als drei Stunden pro Tag und 

mehr als sechs Stunden pro Woche 

eine Bewilligungspflicht von Spielgrup-

pen begrüssen. Angesichts der wichti-

gen und folgereichen Aufgaben der frü-

hen Förderung, welche die 

Spielgruppen einnehmen, ist die feh-

lende Qualitätssicherung und Aufsicht 

dieser Angebote bedauerlich und eine 

verpasste Chance. 

 

Vorschlag: 

Explizite Abgrenzung der Spielgrup-

pen: 

Art. 4 Abs. 3 Von der Bewilligungs-

pflicht ausgenommen sind vom Volks-

schulgesetz erfasste Betreuungsange-

bote und private Spielgruppen. 

Materiell erfährt der Art. 4 FKJV in dieser Vorlage keine Ände-

rung. Daher kann diesem Anliegen auch nicht im Rahmen die-

ser Teilrevision entsprochen werden (nähere Begründung siehe 

bei 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief). 

Gestützt auf die Betreuungsintensität wird festgelegt, wann eine 

Bewilligungspflicht besteht. 

Wenn ein Spielgruppenangebot einen grösseren Umfang be-

trägt als gem. Art. 4 Abs. 2 FKJV festgelegt (Öffnungszeiten 

Bst. a sowie pro Kind Bst. b), so fällt es nach geltendem Recht 

unter die Bewilligungspflicht nach Art. 4 Abs. 1 FKJV 

025 Gemeinde 

Lyss 

4   Präzisierung wird begrüsst Zur Kenntnis genommen 

034 Gemeinde 

Spiez 

4 1  Artikel 4 1b wird zur Abgrenzung der 

Tagesfamilienbetreuung genutzt. In 

Absprache mit der KESB waren aus-

nahmsweise auch mal Überschneidun-

gen an Randzeiten von einer Stunde 

Keine Berücksichtigung.  

Materiell erfährt der Art. 4 FKJV in dieser Vorlage keine Ände-

rung. Daher kann diesem Anliegen auch nicht im Rahmen die-

ser Teilrevision entsprochen werden (nähere Begründung siehe 

bei 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief). 
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mit mehr als 5 Betreuungsplätzen zu-

lässig. Z.B., wenn eigene Kinder von 

über 12 Jahren um 16.00 von der 

Schule nach Hause kommen. Diese 

Möglichkeit sollte auch weiterhin beste-

hen. 

 

Vorschlag: 

1b in der Regel mehr als fünf Betreu-

ungsplätze innerhalb eines privaten 

Haushaltes anbietet. 

Betreffend eigene Kinder über 12 Jahre siehe Ausführungen 

bei 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, Art. 27f Abs. 3 

044 CJB 4   L’article 4 donne des indications sur le 

régime d’autorisation, permettant no-

tamment de faire la différence entre les 

moyens de garde qui nécessitent une 

autorisation et les autres qui s’exercent, 

par exemple, dans le cadre familial. 

Se pose la question de l’information 

et du suivi de ces nouvelles disposi-

tions : comment seront informées les 

personnes / groupes de personnes 

qui n’étaient jusqu’à présent pas 

soumis-es à ce type de régime ? 

Comment le canton prévoit-il de sur-

veiller ce système (prévu aux ar-

ticles 26 et suivants) ? 

L'article 4 OEJF n'est pas modifié sur le fond, mais correspond 

au droit en vigueur. 

Voir l’évaluation de la DSSI au n° 085, FKS Spielgruppen, All-

gemeine Bemerkungen et n° 085, FKS Spielgruppen, art. 4 

046 BKSE 4   Im Einzelfall ist es notwendig, dass die 

maximale Anzahl Kinder für Tagesfami-

lien überschritten werden dürfen. Art. 

27f regelt zwar die Situation über den 

Mittag. Es können aber auch Lücken 

Keine Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen zu 034, Gemeinde Spiez, Art. 4 Abs. 1 
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an anderen Randzeiten auftreten. Zu-

dem kann es notwendig sein, zur kurz-

fristigen Überbrückung auf das Ange-

bot einer Tagesfamilie zurückgreifen zu 

können. Ansonsten drohen teure, auf-

wändige und für die Kinder sozial be-

lastende Sondersettings. 

 

Vorschlag: 

Art. 4 Abs. 1 Bst. b in der Regel mehr 

als fünf Betreuungsplätze innerhalb ei-

nes privaten Haushaltes anbietet. 

047 SVP 4 1  Abs. 1 Bst. b:  

Mit der Einschränkung von 5 Betreu-

ungsplätzen in einer Tagesfamilie ha-

ben Grossfamilien keine Möglichkeit, 

eine Betreuung anzubieten. Die SVP 

erachtet dies als eine ungerechte Dis-

kriminierung. 

Die SVP erinnert daran, dass Grossfa-

milien eine Betreuung bieten, die ins-

besondere die wichtige Sozialkompe-

tenz fördert und vorlebt. 

Eine Erhöhung auf 7 Plätze wäre hier 

angebracht. 

Keine Berücksichtigung 

Das Betreuungsverhältnis 1:5 bei einer Betreuungsperson al-

leine gilt in Kindertagesstätten sogar für ausgebildete Fachper-

sonen. 

Überdies erfährt der Art. 4 FKJV in dieser Vorlage materiell 

keine Änderung. Auch aus diesem Grund kann diesem Anlie-

gen nicht im Rahmen der vorliegenden Teilrevision entspro-

chen werden (nähere Begründung siehe bei 014, Gemeinderat 

Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief). 

047 SVP 4 2  Abs. 2 Bst. b: 

Die Beschränkung der Anzahl Stunden 

der Kinderbetreuung in Tagesfamilien 

(maximal 3 Stunden pro Tag bzw. 6 

Keine Berücksichtigung. Art. 4 Abs. 2 FKJV präzisiert den Be-

griff «regelmässig» nach Absatz 1 zur Abgrenzung der bewilli-

gungspflichtigen Betreuung in Einrichtungen (z.B. Kita) von der 

bewilligungsfrei möglichen Betreuung (z.B. Kinderhütedienst in 

Einkaufszentrum). 
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Stunden pro Woche gemäss vorge-

schlagener Änderung) erscheint uns zu 

stark.  

Mit 6 Stunden pro Woche werden diese 

Tagesfamilien sehr eingeschränkt.  

Wir schlagen bis zu 10 Stunden / Wo-

che vor  

Zudem bieten die Tagesfamilien flexib-

lere Betreuungszeiten an als die Kin-

dertagesstätten. Für den Betreuungs-

bedarf von Eltern mit unregelmässigen 

Arbeitszeiten sind Tagesfamilien oft-

mals die einzige Lösung.  

Eine einfache und unkomplizierte 

Handhabung für die Tagesfamilien ist 

zu fördern. 

Für Tagesfamilien gilt der neue Art. 27a – dort wird die Regel-

mässigkeit in Abs. 3 für die Betreuung in Tagesfamilien präzi-

siert zur Abgrenzung der meldepflichtigen Kinderbetreuung von 

der sporadischen und somit auch nicht meldepflichtigen Kinder-

betreuung.  

Die Tagesfamilien werden damit aber nicht eingeschränkt. Die 

Betreuungspersonen dürfen selbstredend länger betreuen als 

diese 6 Stunden die Woche – sie werden damit einfach zu Be-

treuungspersonen in Tagesfamilien nach Art. 27a und somit 

meldepflichtig. 

048 SP Kanton 

Bern 

4   Bewilligungspflicht: 

b) die Präzisierung wird aufgrund der 

klaren Abgrenzung ausdrücklich unter-

stützt. 

Zur Kenntnis genommen 

071 Handels- 

und Indust-

rieverein 

des Kan-

tons Bern 

4   Die Berichtigung des Absatz 1 ist sach-

gerecht, damit werden Unklarheiten aus 

dem Weg geräumt 

(Beziehung des Wortlauts auf das Kind 

und nicht die Öffnungszeiten einer Insti-

tution).  

Dass nun aber Tagesfamilien quasi ge-

nerell der Bewilligungspflicht unterstellt 

werden, ist nicht sinnvoll. Eine Bewilli-

Keine Berücksichtigung. 

Es gibt keine Bewilligungspflicht für Tagesfamilien, die Melde- 

und Aufsichtspflicht ergibt sich direkt aus Bundesrecht (Art. 12 

PAVO) und wird in den neuen Art. 27a ff. präzisiert. 

Für Tagesfamilien ergibt sich aus der regelmässigen Betreuung 

eine Meldepflicht – vgl. Art. 12 PAVO, Art. 27a und Art. 27d 

FKJV (neu). 
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gungspflicht besteht, wenn das Kind re-

gelmässig betreut wird, gemäss Absatz 

2 Ziff.  

b ist die Regelmässigkeit zu bejahen bei 

drei Stunden pro Tag oder mehr als 

sechs Stunden pro  

Woche. Durch diese quasi generelle 

Bewilligungspflicht werden Tagesfami-

lien mit zusätzlichen Hürden belegt, was 

die Wirtschaft nicht unterstützt. Auch 

wird eine Diskrepanz geschaffen zu den 

Spielgruppen und Hütediensten in 

bspw. Einkaufszentren, welche nach 

wie vor bewilligungsfrei laufen.  

Heutzutage gehen viele Kinder 2-3x pro 

Woche in die Spielgruppe, auch gerade 

wegen den Betreuungsgutschriften, wel-

che erst ab mind. 2 Besuchen pro Wo-

che erhältlich sind. Die Wirtschaft 

schlägt vor, die Zeiten anzuheben in 

Ziff. b, pro Tag 6 Stunden und pro Wo-

che 10 Stunden. Tagesfamilien 

bieten flexiblere Betreuungszeiten an 

als die Kindertagesstätten. Für den Be-

treuungsbedarf von Eltern mit unregel-

mässigen Arbeitszeiten sind Tagesfami-

lien oftmals die einzige Lösung. Eine 

einfache  

und unkomplizierte Handhabung für die 

Tagesfamilien ist zu fördern. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Siehe Ausführungen zu 085, FKS Spielgruppen, Allgemeine 

Bemerkungen sowie 085, FKS Spielgruppen, Art. 4. 

Betreuungsgutscheine gibt es nur für Kitabetreuung oder Be-

treuung in Tagesfamilien mit Anschluss an eine TFO, nicht aber 

für Betreuung in Spielgruppen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
 

 

 

 74/251 
 

Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

Die Wirtschaft erachtet die Festsetzung 

der Betreuungsplätze auf 5 innerhalb 

des privaten Haushalts als nicht ge-

rechtfertigtes Kriterium, denn Grossfa-

milien werden hier strukturell benachtei-

lig.  

Gerade Grossfamilien sind oft darauf 

ausgelegt, viele Kinder bewirten zu kön-

nen und sollten aufgrund ihrer Grösse 

nicht diskriminiert werden. Die Ziffer des 

Artikels könnte dahingehend geändert  

werden:  

b) mehr als fünf Betreuungsplätze an 

externe Kinder innerhalb eines privaten 

Haushalts anbietet 

verbunden mit der Streichung von Art. 

27f. 

 

 

 

 

 

 

Siehe Ausführungen zu 047, SVP, Art. 4 Abs. 1 

079 OdA Sozia-

les Bern 

4   Folgende Geltungsbereiche werden in 

der Verordnung eingeschlossen, dann 

aber nicht mehr erwähnt oder gere-

gelt? 

b die offene Kinder- und Jugendarbeit, 

c die Beratungs- und Informationsan-

gebote für Kinder und Jugendliche mit 

einer Behinderung sowie deren Fami-

lien, 

d die pädagogisch-therapeutischen 

Massnahmen. 

Siehe Ausführungen zu 036, Gemeinderat Thun, Art. 1 

Vgl. Kapitel 3, 5 und 6 der geltenden FKJV. 

 

080 Kibesuisse 4   Abs. 1 Bst. b 

Dieser Paragraf wird zur Abgrenzung 

des Tagesfamilienangebotes genutzt 

Keine Berücksichtigung 

Siehe Ausführungen zu 034, Gemeinde Spiez, Art. 4 Abs. 1 

 



 
 

 

 

 75/251 
 

Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

(vgl. Art. 27f). Stattdessen sollte dieser 

so formuliert werden, dass die tempo-

rären Überschreitungen der fünf 

Plätze, wie sie in Art. 27f Abs. 4 gere-

gelt sind, «vorgespurt» wird.  

Temporäre Überschreitungen der Min-

destanzahl der Kinder können in Not-

fällen/Ausnahmen sehr wertvolle Be-

treuungsplätze im Sinne des 

Kindswohles schaffen. Wenn dies nicht 

mehr möglich ist, müssen Kinder aus 

ihrer gewohnten, gut funktionierenden 

Umgebung gerissen und für eine kurze 

Zeit anderweitig vermittelt werden. 

Eine Ausnahme sollte also weiterhin si-

tuativ geprüft werden können. 

Alternativ sollte der Verweis bei Art. 27f 

Abs. 1 anders formuliert werden. Zu-

dem wird hier lediglich von einem «pri-

vaten Haushalt» gesprochen, ab Art. 

27a im Kontext der Tagesfamilie je-

weils von «in ihrem Haushalt» (also 

dem Haushalt der Betreuungsperson in 

Tagesfamilien). Im Vortrag sollte die 

Formulierung «in der Regel» klarer de-

finiert werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

So, wie auch bei Art. 12 Abs. 1 PAVO, wird auch von Art. 27a 

Abs. 1 nur die Kinderbetreuung im eigenen Haushalt erfasst. 

Demgegenüber spricht Art. 4 Abs. 1 Bst. b weiterhin allgemein 

vom privaten Haushalt. Wer mehr als fünf Betreuungsplätze an-

bietet (Art. 4 Abs. 1 Bst. b), bedarf einer Bewilligung für den Be-

trieb einer Kindertagesstätte – unabhängig davon, ob diese im 

eigenen oder in einem anderen Haushalt (z.B. Nachbarin/Nach-

bar, Bekannte/Bekannter etc.) stattfindet. Demgegenüber erfüllt 

in Übereinstimmung mit Bundesrecht (Art. 12 PAVO) nur die 

Kinderbetreuung im eigenen Haushalt die Definition der Tages-

familienbetreuung. Es gilt überdies zu beachten, dass Art. 4 

Abs. 1 Bst. b einzig das Anbieten von Betreuungsplätzen er-

fasst. Hingegen findet Art. 4 Abs. 1 Bst. b keine Anwendung, 

wenn Eltern bei sich zu Hause ihre eigenen Kinder durch eine 

Betreuungsperson betreuen lassen (Nanny) Siehe hierzu Aus-

führungen bei 080, kibesuisse, Art. 27a. 
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Abs. 2 Bst. b  

Gemäss Vortrag wird hier der Wortlaut 

präzisiert, um eine bessere Abgren-

zung zu «zahlreichen Angeboten wie 

Spielgruppen, Hütediensten, Kinderbe-

treuung bei Sprachkursen und so wei-

ter» vorzunehmen. Der Logik der «Nut-

zungsoptik» kann kibesuisse nur 

schwer folgen. Es ist für den Verband 

nicht nachvollziehbar, warum die Ein-

flussnahme auf die kindliche Entwick-

lung mit einem «Mindestmass» an Nut-

zung gleichgesetzt wird.  

Kleinere oder unregelmässig ausge-

staltete Nutzungen von umfassenden 

Angeboten können in jedem Fall eben-

falls Einfluss auf die kindliche Entwick-

lung haben, sowohl im positiven wie im 

negativen Sinne. Bei einer fehlenden 

Aufsicht und Bewilligung für «Nicht-

Kindertagesstätten» besteht die Ge-

fahr, dass insbesondere in Regionen 

mit hohem Anteil von Familien mit sozi-

aler und oder sprachlicher Indikation 

vermehrt sporadische «Gratisange-

bote» mit schlimmstenfalls fragwürdi-

gem pädagogischem Hintergrund ge-

nutzt werden (beispielsweise 

Hütedienste in Shoppingcentren). Aus 

Siehe Ausführungen zu 085, FKS Spielgruppen, Allgemeine 

Bemerkungen. 

 

Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass eine «regelmässige» 

Kinderbetreuung auch nach PAVO Voraussetzung ist für eine 

Bewilligungs- und/ oder Aufsichtspflicht. Wo Kinderbetreuung 

nur sporadisch stattfindet, ist sie bewilligungsfrei möglich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dass Angebote wie Hütedienste in Shoppingzentren keinen 

Kita-Ersatz darstellen sollen, ist auch die Überzeugung der 

GSI. Entsprechend haben diese Angebote organisatorisch si-

cherzustellen, dass sie ein einzelnes Kind nicht länger als 3 

Stunden pro Tag oder sechs Stunden pro Woche betreuen. 

Wird ein Kind mehrmals die Woche gebracht, hat die Einrich-

tung darauf hinzuweisen, dass dies nicht zulässig ist und die 

weitere Betreuung abzulehnen oder aber ein Gesuch für die 

Bewilligung zum Betrieb einer Kindertagesstätte zu stellen. 
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diesem Grund sollte die Abgrenzungs-

frage noch einmal sorgfältig geprüft 

und angepasst werden. 

Zudem ist die Formulierung «pro Kind» 

unklar: Werden hier einzelne Betreu-

ungsverträge geprüft und falls ja, was 

geschieht in den Fällen, wo das «Min-

destmass» unterschritten wird? Oder 

werden Durchschnittswerte der Nut-

zung erhoben und falls ja, ab welchem 

Grenzwert (mindestens x% der Kinder 

nutzen das Angebot entsprechend defi-

niertem Mindestumfang) würde die For-

mulierung als zutreffend erachtet? 

Reicht ein einzelnes Kind aus? 

Kibesuisse empfiehlt eine grundsätzli-

che Anpassung des Artikels, wenn 

gleichzeitig eine Präzisierung und eine 

Abgrenzung erreicht werden sollen. Al-

lenfalls kann es sinnvoll sein, mit Blick 

auf das Kindeswohl die «abgegrenz-

ten» Angebote auch unter eine allge-

meine Aufsichtspflicht zu stellen. 

Kibesuisse unterstützt die Forderung 

des Schweizerischen Spielgruppenlei-

tungsverbandes (SSLV), welcher eine 

Bewilligung & Aufsicht für Spielgruppen 

entlang der Qualitätskriterien des eige-

nen Verbandslabels begrüsst. 

 

 

Eine Unterschreitung ist ohnehin unproblematisch. Will die Ein-

richtung Betreuung anbieten, die den Umfang nach Abs. 2 Bst. 

b überschreitet, so hat sie eine Kita-Bewilligung zu ersuchen 

resp. braucht eine solche. Andernfalls darf sie das Angebot 

nicht führen. Auch nicht in einem einzelnen Fall. 

 

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass der Art. 4 FKJV in die-

ser Vorlage materiell gar keine Änderung erfährt. Die beanstan-

dete Regelung ist bereits heute geltendes Recht. Auch aus die-

sem Grund kann diesem Anliegen nicht im Rahmen der 

vorliegenden Teilrevision entsprochen werden (nähere Begrün-

dung siehe bei 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Be-

gleitbrief). 
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Vorschlag: 

Art. 4 Abs. 1 Bst. b  

in der Regel mehr als fünf Betreuungs-

plätze innerhalb des eigenen Haushal-

tes anbietet. 

 

Art. 4 Abs. 4 (neu) 

 

Angebote der Kinderbetreuung, welche 

die Mindestbedingungen unter Abs. 1 

und 2 nicht erfüllen, unterliegen einer 

Melde- und Aufsichtspflicht. 

 

 

Betreffend «in der Regel»: Siehe Ausführungen zu 034, Ge-

meinde Spiez, Art. 4 Abs. 1.  

 

 

 

Keine Berücksichtigung, siehe vorstehend. 

085 FKS Spiel-

gruppen 

4   Kinder besuchen die Spielgruppe 1–3-

mal pro Woche. Dies wird auch von der 

Stadt Bern (primano) seit langem so 

umgesetzt. Für eine erfolgreiche 

Sprachförderung vor dem Kindergar-

ten, das Erlernen von Sozialkompeten-

zen, die Integration der gesamten Fa-

milie ist der Besuch des Kindes in einer 

Spielgruppe à 2.5-3 Stunden pro Halb-

tag und mindestens 2–3 Besuche pro 

Woche nur zu begrüssen. 

Während drei Halbtagen, das Angebot 

der Spielgruppe zu nutzen ist gerade 

bei Familien mit Migrationshintergrund 

sehr beliebt. Die vom SBFI in Auftrag 

gegebene Studie Frühe Sprachförde-

rung (uni Genf Zogmal, PH SG Vogt 

und Infras) bestätigt die sehr grosse 

Beliebtheit der Spielgruppen gerade 

Keine Berücksichtigung 

Betreuen Spielgruppen einzelne Kinder an drei Tagen die Wo-

che und am einzelnen Tag mehr als zwei Stunden (total als 

mehr als sechs Stunden pro Woche), so bedürfen sie nach gel-

tendem Recht einer Kita-Bewilligung. Art. 4 FKJV wird materiell 

nicht geändert. 

Eine so grundlegende Änderung kann im Rahmen der laufen-

den Teilrevision nicht mehr berücksichtigt werden (nähere Be-

gründung siehe bei 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus 

Begleitbrief). 
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bei vulnerablen Familien und Familien 

mit Migrationshintergrund. Der Grund 

dafür könnte darin liegen (Seite 57), 

dass die Spielgruppen auf die direkte 

Zusammenarbeit mit Eltern und Kin-

dern und Anregungen für zuhause 

zeigten. 

Die Alltagsintegrierte Sprachförderung, 

wie sie in den Spielgruppen geleistet 

wird, ist erfolgsversprechender als 

Sprachförderprogramme mit expliziter 

oder separierter Sprachförderung. 

(Seite 50). 

 

Vorschlag: 

Einer Bewilligung für das Betreiben ei-

ner Kindertagesstätte bedarf, wer 

b einen Umfang pro Kind von mehr als 

drei Stunden pro Tag hat. 

094 Tagesfami-

lien Emme 

Plus 

4 1 

Bst. 

b 

 Dieses «in der Regel» war im bisheri-

gen Aufsichtskonzept so festgehalten 

und bewährt sich seit vielen Jahren. In 

der Vernehmlassungsantwort von Kibe-

suisse ist beschrieben, weshalb dieses 

«in der Regel» für die Betreuung in Ta-

gesfamilien wichtig ist.  

Falls befürchtet wird, dass diese Rege-

lung zu grosszügig ausgelegt wird, 

könnte im Vortrag dieses „in der Regel“ 

definiert werden, z.B. mit: 

Keine Berücksichtigung. Siehe Ausführungen zu 034, Ge-

meinde Spiez, Art. 4 Abs. 1 
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Zum Wohle des Kindes dürfen aus-

nahmsweise, für eine kurze, befristete 

Zeit mehr als 5 Kinder anwesend sein. 

Die Betreuungsperson muss dies im-

mer vorgängig mit ihrer vorgesetzten 

(Aufsichts-)Stelle absprechen.  

Die Vermittlerin kennt die Betreuungs-

situation und kann einschätzen, ob sie 

der Betreuungsperson dies zutraut o-

der nicht. Auch freischaffende Betreu-

ungspersonen müssten in solchen Situ-

ationen die für sie für die Aufsicht 

zuständige Stelle anfragen. 

 

 

Vorschlag: 

Art. 4 Abs. 1 Bst. b  

in der Regel mehr als fünf Betreuungs-

plätze innerhalb des eigenen Haushal-

tes anbietet. 

096 Kinderbe-

treuung 

Zollikofen 

Kibez 

4  Bewilli-

gungs-

pflicht 

Bewilligungspflicht: 

b) die Präzisierung wird aufgrund der 

klaren Abgrenzung unterstützt. 

Zur Kenntnis genommen 

100 Tagesel-

ternvermitt-

lung Spiez 

4   Artikel 4 1b wird zur Abgrenzung der 

Tagesfamilienbetreuung genutzt. Bei 

der jetzigen Handhabung mit der KESB 

waren ausnahmsweise auch mal Über-

schneidungen an Randzeiten von einer 

Stunde mit mehr als 5 Betreuungsplät-

zen zulässig. Z.B. wenn eigene Kinder 

Keine Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen zu 034, Gemeinde Spiez, Art. 4 Abs. 1 
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von über 12 Jahren um 16.00 von der 

Schule nach Hause kommen. Dement-

sprechend der vorschlage mit Anfü-

gung von in der Regel… so könnten 

solche Ausnahmen weiter möglich 

sein. 

 

Vorschlag: 

1b in der Regel mehr als fünf Betreu-

ungsplätze innerhalb eines privaten 

Haushaltes anbietet. 

101 KiQ 4 2  Abs. 2 Bst. b  

Die Formulierung «pro Kind» ist unklar: 

Werden hier einzelne Betreuungsver-

träge geprüft und falls ja, was ge-

schieht in den Fällen, wo das «Min-

destmass» unterschritten wird? Oder 

werden Durchschnittswerte der Nut-

zung erhoben und falls ja, ab welchem 

Grenzwert (mindestens x% der Kinder 

nutzen das Angebot entsprechend defi-

niertem Mindestumfang) würde die For-

mulierung als zutreffend erachtet? 

Reicht ein einzelnes Kind aus? 

 

Vorschlag: 

Art 4. Abs. 2 Bst. B 

Keine Änderung zur jetzigen Formulie-

rung vornehmen. 

Keine Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen zu 085, FKS Spielgruppen, Allgemeine 

Bemerkungen und ergänzend Nr. 080, Kibesuisse, Art. 4 Abs. 2 

Bst. b. 
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103 Primano 

Frühförde-

rung 

4 2  Absatz 2, b 

Die Bewilligung kann nicht dieselbe, 

wie für Kitas sein.  

 

Kinder besuchen die Spielgruppe 1–3-

mal pro Woche (7.5 bis 9 Stunden; 

Waldspielgruppen teilweise länger als 

3 Std. pro Tag).  

Der Bedarf nach Spielgruppenplätzen 

ist nach wie vor da. 

Im Statistikbericht der Stadt Bern wird 

beschrieben, dass mit einer Anpassung 

des Leistungsvertrags im Rahmen von 

«Deutsch lernen vor dem Kindergar-

ten» zwischen dem  

Gesundheitsdienst und der Fach- und 

Kontaktstelle Spielgruppen und der 

Empfehlung eines dreimaligen Be-

suchs die Besuchs- und damit die 

Förderungsdauer in den Spielgrup-

pen erhöht wurde. Das Angebot wird 

genutzt: Im August 2019 besuchten 5 

Prozent von 80 Kindern, also 4 Kinder,  

dreimal pro Woche die Spielgruppe,  im  

August 2020 waren es bereits 25 Pro-

zent von 113 Kindern, also 28 Kinder 

(vgl. Statistikbericht Kinderbetreuung 

Stadt Bern 2020, s. 11). 

Für eine erfolgreiche Förderung vor 

dem Kindergarten ist der mehrmalige 

Keine Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen zu 085, FKS Spielgruppen, Allgemeine 

Bemerkungen sowie 085, FKS Spielgruppen, Art. 4 
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Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

Besuch des Kindes in einer Spiel-

gruppe notwendig. Die Stadt Bern un-

terstützt die wertvolle Arbeit von Spiel-

gruppen mit Subventionen. (Vgl. 

Baumann, M. & Tschumper, A. (2018). 

«Mit ausreichend Deutschkenntnissen 

in den Kindergarten». Konzept zur För-

derung der Deutschkenntnisse im Vor-

schulalter. Stadt Bern, Direktion für Bil-

dung, Soziales und Sport.) 

Die Erfahrung von primano zeigt, dass 

Spielgruppen nach wie vor einen nach-

gefragten, niederschwelligen Zugang 

zur FBBE bieten; insbesondere auch 

für vulnerable, mehrfachbelastete und 

mehrsprachige Familien. 

 

Vorschlag: 

Für Spielgruppen könnte ein separater 

Abschnitt geschrieben werden. 

 

Einer Bewilligung für das Betreiben ei-

ner Spielgruppe bedarf, wer einen Um-

fang pro Kind von mehr als 2.5 bzw. 

drei Stunden pro Tag hat. 

105 SSLV 4   Kinder besuchen die Spielgruppe 1–3-

mal pro Woche. Dies wird auch von der 

Stadt Bern (primano) seit langem so 

umgesetzt. Für eine erfolgreiche 

Sprachförderung vor dem Kindergar-

Keine Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen zu 085, FKS Spielgruppen, Allgemeine 

Bemerkungen und 085, FKS Spielgruppen, Art. 4 sowie ergän-

zend zu 080, Kibesuisse, Art. 4 Abs. 2 Bst. b. 
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Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

ten, das Erlernen von Sozialkompeten-

zen, die Integration der gesamten Fa-

milie ist der Besuch des Kindes in einer 

Spielgruppe à 2.5-3 Stunden pro Halb-

tag und mindestens 2–3 Besuche pro 

Woche nur zu begrüssen. 

Während drei Halbtagen, das Angebot 

der Spielgruppe zu nutzen ist gerade 

bei Familien mit Migrationshintergrund 

sehr beliebt. Die vom SBFI in Auftrag 

gegebene Studie Frühe Sprachförde-

rung (uni Genf Zogmal, PH SG Vogt 

und Infras) bestätigt die sehr grosse 

Beliebtheit der Spielgruppen gerade 

bei vulnerablen Familien und Familien 

mit Migrationshintergrund. Der Grund 

dafür könnte darin liegen (Seite 57), 

dass die Spielgruppen auf die direkte 

Zusammenarbeit mit Eltern und Kin-

dern und Anregungen für zuhause 

zeigten. 

Die Alltagsintegrierte Sprachförderung, 

wie sie in den Spielgruppen geleistet 

wird, ist erfolgsversprechender als 

Sprachförderprogramme mit expliziter 

oder separierter Sprachförderung. 

(Seite 50).  

Die Bewilligungs- und Aufsichtspflicht 

für Spielgruppen muss so ausgestaltet 

sein, damit es der Qualitäts- und Pro-

zessentwicklung in den Spielgruppen 
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Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

dient. Auch die Räumlichkeiten einer 

Spielgruppe müssen nicht denselben 

Ansprüchen wie jene einer Kita genü-

gen. 

Wenn man für die Bewilligungskriterien 

jede zur Erreichung des Q-Labels 

SSLV heranziehen würde, hätte man 

einerseits den Kanton entlastet von ei-

ner eigenen Erarbeitung und könnte 

gleichzeitig eine gute Lösung in der 

Überprüfung und Aufsicht anbieten. 

Der Verband SSLV verfügt bereits über 

genügend Knowhow und Erfahrungen 

in Bezug auf durchgeführte Evaluatio-

nen und auch betreffend die Schulung 

von Evaluator:innen. Siehe auch: 

https://sslv.ch/verweis-auf-publikatio-

nen -> Qualitätslabel Qualitätsmerk-

male 

Siehe auch Artikel 33  

Kibesuisse: Wir unterstützen die For-

derung des Schweizerischen Spiel-

gruppenleitungsverbandes (SSLV), 

welcher eine Bewilligung & Aufsicht für 

Spielgruppen entlang der Qualitätskri-

terien des eigenen Verbandslabels be-

grüsst. 

 

Vorschlag: 

2. b: einen Umfang pro Kind von mehr 

als drei Stunden pro Tag hat. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://sslv.ch/verweis-auf-publikationen
https://sslv.ch/verweis-auf-publikationen
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Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

Art. 4 Abs. 4 (neu) 

Angebote der Kinderbetreuung von 

mehr als 3 Stunden bzw. pro Woche, 

wie Spielgruppen, welche die Mindest-

bedingungen unter Abs. 1 und 2 nicht 

erfüllen, unterliegen einer Bewilligungs- 

und Aufsichtspflicht. 

Art. 4 FKJV wird in der Konsultationsvorlage materiell nicht ge-

ändert. 

Eine so grundlegende Änderung kann im Rahmen der laufen-

den Teilrevision nicht mehr berücksichtigt werden (nähere Be-

gründung siehe bei 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus 

Begleitbrief). 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

4   Dieser Paragraf wird zur Abgrenzung 

des Tagesfamilienangebotes genutzt 

(vgl. Art. 27f). Stattdessen sollte dieser 

so formuliert werden, dass die tempo-

rären Überschreitungen der fünf 

Plätze, wie sie in Art. 27f Abs. 4 gere-

gelt sind, «vorgespurt» wird.  

Temporäre Überschreitungen der Min-

destanzahl der Kinder können in Not-

fällen/Ausnahmen sehr wertvolle Be-

treuungsplätze im Sinne des 

Kindswohles schaffen. Wenn dies nicht 

mehr möglich ist, müssen Kinder aus 

ihrer gewohnten, gut funktionierenden 

Umgebung gerissen und für eine kurze 

Zeit anderweitig vermittelt werden. 

Eine Ausnahme sollte also weiterhin si-

tuativ geprüft werden können.  

Alternativ sollte der Verweis bei Art. 27f 

Abs. 1 anders formuliert werden. Zu-

dem wird hier lediglich von einem «pri-

vaten Haushalt» gesprochen, ab Art. 

27a im Kontext der Tagesfamilie je-

weils von «in ihrem Haushalt» (also 

Keine Berücksichtigung. 

Siehe Ausführungen zu 034, Gemeinde Spiez, Art. 4 Abs. 1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betr. «ihrem Haushalt» siehe 080, Kibesuisse, Art. 4, Abs. 1 

Bst. b 
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Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

dem Haushalt der Betreuungsperson in 

Tagesfamilien). Im Vortrag sollte die 

Formulierung «in der Regel» klarer de-

finiert werden.  

Abs. 2 Bst. b  

Gemäss Vortrag wird hier der Wortlaut 

präzisiert, um eine bessere Abgren-

zung zu «zahlreichen Angeboten wie 

Spielgruppen, Hütediensten, Kinderbe-

treuung bei Sprachkursen und so wei-

ter» vorzunehmen. Der Logik der «Nut-

zungsoptik» kann der Kinderhut nur 

schwer folgen. Es ist aus unserer Sicht 

nicht nachvollziehbar, warum die Ein-

flussnahme auf die kindliche Entwick-

lung mit einem «Mindestmass» an Nut-

zung gleichgesetzt wird.  

Kleinere oder unregelmässig ausge-

staltete Nutzungen von umfassenden 

Angeboten können in jedem Fall eben-

falls Einfluss auf die kindliche Entwick-

lung haben, sowohl im positiven wie im 

negativen Sinne. Bei einer fehlenden 

Aufsicht und Bewilligung für «Nicht-

Kindertagesstätten» besteht die Ge-

fahr, dass insbesondere in Regionen 

mit hohem Anteil von Familien mit sozi-

aler und oder sprachlicher Indikation 

vermehrt sporadische «Gratisange-

bote» mit schlimmstenfalls fragwürdi-

 

 

 

 

 

 

Siehe Ausführungen zu 085, FKS Spielgruppen, Allgemeine 

Bemerkungen und 085, FKS Spielgruppen, Art. 4 sowie ergän-

zend zu 080, Kibesuisse, Art. 4 Abs. 2 Bst. b. 
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Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

gem pädagogischem Hintergrund ge-

nutzt werden (beispielsweise Hüte-

dienste in Shoppingcentren). Aus die-

sem Grund sollte die 

Abgrenzungsfrage noch einmal sorgfäl-

tig geprüft und angepasst werden. 

Zudem ist die Formulierung «pro Kind» 

unklar: Werden hier einzelne Betreu-

ungsverträge geprüft und falls ja, was 

geschieht in den Fällen, in denen das 

«Mindestmass» unterschritten wird? 

Oder werden Durchschnittswerte der 

Nutzung erhoben und falls ja, ab wel-

chem Grenzwert (mindestens x% der 

Kinder nutzen das Angebot entspre-

chend definiertem Mindestumfang) 

würde die Formulierung als zutreffend 

erachtet? Reicht ein einzelnes Kind 

aus?  

Der Kinderhut empfiehlt eine grund-

sätzliche Anpassung des Artikels, 

wenn gleichzeitig eine Präzisierung 

und eine Abgrenzung erreicht werden 

sollen. Allenfalls kann es sinnvoll sein, 

mit Blick auf das Kindeswohl die «ab-

gegrenzten» Angebote auch unter eine 

allgemeine Aufsichtspflicht zu stellen. 

 

Vorschlag: 
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Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

in der Regel mehr als fünf Betreuungs-

plätze innerhalb des eigenen Haushal-

tes anbietet.  

 

Art. 4 Abs. 4 (neu) 

Angebote der Kinderbetreuung, welche 

die Mindestbedingungen unter Abs. 1 

und 2 nicht erfüllen, unterliegen einer 

Melde- und Aufsichtspflicht. 

108 Kibe Konol-

fingen 

4   Abs. 1 Bst. b 

Dieser Paragraf wird zur Abgrenzung 

des Tagesfamilienangebotes genutzt 

(vgl. Art. 27f). Stattdessen sollte dieser 

so formuliert werden, dass die tempo-

räre Überschreitung der fünf Plätze, 

wie sie in Art. 27f Abs. 4 geregelt sind, 

«vorgespurt» wird. Alternativ sollte der 

Verweis bei Art. 27f Abs. 1 anders for-

muliert werden. Zudem wird hier ledig-

lich von einem «privaten Haushalt» ge-

sprochen, ab Art. 27a im Kontext der 

Tagesfamilie jeweils von «in ihrem 

Haushalt» (also dem Haushalt der Be-

treuungsperson in Tagesfamilien). 

 

Vorschlag: 

Art. 4 Abs. 1 Bst. b  

in der Regel mehr als fünf Betreuungs-

plätze innerhalb des eigenen Haushal-

tes anbietet. 

Keine Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen zu 034, Gemeinde Spiez, Art. 4 Abs. 1 

und zu 080, Kibesuisse, Art. 4 
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Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

erfüllen, unterliegen einer Melde- und 

Aufsichtspflicht. 

048 SP Kanton 

Bern 

12e   Wichtige Bemerkung zum bestehenden 

Artikel 12e FKLV, welcher leider nicht 

Teil der Revision ist: 

In diesem Artikel steht, dass Kita’s in 

ihrem pädagogischen Konzept aufzei-

gen müssen, wie Kinder mit besonde-

ren Bedürfnissen integriert werden. In 

den Ausführungen dazu steht «eine ge-

nerelle Verweigerung, Kinder mit be-

sonderen Bedürfnissen aufzunehmen, 

ist nicht zulässig». 

FaBeK’s sind nicht ausgebildet für die 

Betreuung von Kindern mit besonderen 

Bedürfnissen (ausser sie haben ihre 

Ausbildung in einem entsprechenden 

Betrieb absolviert, FaBeB).  

Kitas erhalten einen Zuschlag von CHF 

50.00 pro Tag und Kind. Kinder mit be-

sonderen Bedürfnissen brauchen So-

zial- oder Heilpädagoginnen, welche 

sie fördern und unterstützen. Mit CHF 

50.00 kann eine solche Fachperson im 

besten Fall für 45 Minuten engagiert 

werden. Damit wird die Kita dem Kind 

nicht gerecht. 

Es ist stossend, dass das Wohl der 

Kinder mit besonderen Bedürfnissen 

nicht an erster Stelle steht. Heute wer-

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

den Kinder mit besonderen Bedürfnis-

sen in Kita’s aufgenommen, ohne dass 

qualifiziertes Personal adäquat einge-

setzt wird.  

Ähnlich wie in der Volksschule wird 

hier die Integration zwar gefordert und 

einverlangt, die Qualität der Arbeit aber 

nicht sichergestellt. Die Integration ist 

klar zu unterstützen, dazu braucht es 

aber das dafür nötige Fachpersonal. 

Aus unserer Sucht müsste die GSI die 

Chance nutzen und hier nachbessern. 

 

Vorschlag:  

Vorschlag Erweiterung Artikel 12e: 

Es wird aufgezeigt, wie die Integration 

und Förderung von Kindern mit beson-

deren Bedürfnissen sichergestellt wer-

den. Die Betreuung von Kindern mit 

besonderen Bedürfnissen ist durch 

qualifiziertes Personal (z.B. Heil-/Sozi-

alpädagogik) sicherzustellen. 

025 Gemeinde 

Lyss 

13   Erweiterung der Anrechnung an den 

Betreuungsschlüssel für die Kategorie 

des Assistenzpersonals wird begrüsst.  

Die Personen in Ausbildung zur Fach-

person im 1. Ausbildungs- bzw. Lehr-

jahr sollten auch zum Assistenzperso-

nal zählen und für die 

Betreuungsverantwortung als qualifi-

ziert gelten. Die Abgrenzung ist durch 

Keine Berücksichtigung. 

Zur Übernahme der Betreuungsverantwortung ist einzig Fach-

personal nach neuem Art. 13 Abs. 1 qualifiziert. Also auch die 

Lernenden im 2. und 3. Lehrjahr nicht – diese gehören zum As-

sistenzpersonal (neu Art. 13 Abs. 2 Bst. b). 

Lernende im ersten Lehrjahr dürfen jedoch auch wie Assistenz-

personal in der Kinderbetreuung eingesetzt werden (Art. 13a 

Abs. 2 und 3). Da sie zum übrigen Personal gehören, dürfen sie 

aber nicht beim Betreuungsschlüssel berücksichtigt werden 
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den Lern- und Erfahrungsstand sicher-

gestellt. Diese ist individuell bei Perso-

nen unterschiedlich und korreliert nicht 

zwingend mit dem Ausbildungs- bzw. 

Lehrjahr. 

 

Vorschlag: 

Absatz 2 Buchstabe b 

Personen in Ausbildung zur Fachper-

son nach Absatz 1 im ersten bis dritten 

Ausbildungs- bzw. Lehrjahr, wenn sie 

einen ausreichenden Lern- und Erfah-

rungsstand aufweisen, 

(Art. 15 Abs. 2a). Mit dieser Regelung wird einerseits dem Aus-

bildungsanspruch und dem Schutzbedürfnis der Personen in 

Ausbildung Rechnung getragen und andererseits den Kinderta-

gesstätten mehr Spielraum gegeben, die Personen in Ausbil-

dung bei ausreichendem Lern- und Erfahrungsstand neu ge-

zielter einsetzen zu können. Aus diesem Grund kann dieser 

Änderungswunsch nicht berücksichtigt werden. 

025 Gemeinde 

Lyss 

13a   Erweiterung Handlungsspielraum der 

Leitung und Kompetenzerweiterung für 

das Personal in Ausbildung ab dem 1. 

Lehrjahr und Assistenzpersonal wird 

begrüsst. 

Bei der Beurteilung des Betreuungs-

schlüssels sollte das Alter der Kinder 

von 12 auf 18 Monate erhöht werden, 

damit sie mit 1.5 Plätze gerechnet wer-

den können. Das halbe Jahr im Alter 

von 12 bis 18 Monaten ist ebenfalls mit 

einem höheren Betreuungsbedarf ver-

bunden.   

 

Vorschlag: 

Absatz 3 Buchstabe a 

für Kinder unter achtzehn Monaten: 

1.5 Plätze, 

 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung. Diese Eingabe betrifft Art. 15 Abs. 3. 

Diese Bestimmung wird im Rahmen der vorliegenden Teilrevi-

sion nicht geändert. Daher kann dieser Vorschlag nicht berück-

sichtigt werden (nähere Begründung siehe bei 014, Gemeinde-

rat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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026 Gemeinde 

Moutier 

13 

 

  Il est enfin fait mention de la formation 

en éducation de l’enfance de niveau 

ES et c’est un point positif. L’alinéa 2 b 

fait référence aux personnes en 2ème 

et 3ème année de formation et aux con-

naissances et à l’expérience dont elles 

disposent. 

 

Proposition : 

Il serait nécessaire d’avoir des informa-

tions supplémentaires sur ce qui est 

entendu en termes de connaissances 

et d’expérience suffisante. L’interpréta-

tion qui peut en être faite est très large 

et peut amener à des dérives. 

Les termes « […] d’un niveau de connaissances et d’expé-

rience suffisant […] » correspondent au droit en vigueur aujour-

d'hui (art. 13 OEJF actuel). 

029 Gemeinde-

rat Muri 

13a   In der Regel sind Lernende im 3. Lehr-

jahr gut genug ausgebildet, um sie zeit-

lich begrenzt als Fachperson einzuset-

zen. Daher folgender zusätzlicher 

Absatz als Vorschlag: Unklar ist die 

Bezeichnung "Rufweite". Gesetzlich 

kann es wohl nicht besser umschrieben 

werden, aber in der Praxis und bei der 

Kontrolle durch die GSI muss das mit 

den örtlichen Begebenheiten genau ge-

klärt werden. 

 

Vorschlag: 

Neuer Absatz in Artikel 13a: "Lernende 

im 3. Lehrjahr können nach Massgabe 

Keine Berücksichtigung.  

Betreffend «Rufweite» siehe Ausführungen bei 093, Stiftung 

Kindertagesstätten Bern, Art. 13a. 

Lernende im dritten Lehrjahr sind Assistenzpersonal gem. Art. 

13 Abs. 2 Bst. b. Dieses kann nach Massgabe der Kita-Leitung 

für einen sachbezogenen, begrenzten Zeitraum Kinder auch al-

leine betreuen (Art. 13a Abs. 3). Wieviel Verantwortung (für 

welche Tätigkeit, wie langer Zeitraum etc.) den Betroffenen im 

Einzelfall übertragen werden kann, entscheidet somit die Kita-

Leitung anhand des Lern- und Erfahrungsstands sowie der Per-

sönlichkeit und Kompetenzen der betroffenen Person. Dass 

aber eine Person in Ausbildung die volle Betreuungsverantwor-

tung allein übernehmen muss, ist zum Schutz der Lernenden, 

denen gegenüber die Institution notabene einen Ausbildungs-

auftrag hat, zu verhindern.  
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der Leitung für eine begrenzten Zeit-

raum als Fachpersonen eingesetzt 

werden.» 

Entsprechend wird der Änderungsvorschlag nicht berücksich-

tigt. 

029 Gemeinde-

rat Muri 

13 2  Der Artikel 13 Abs. 2e macht Sinn. Das 

ist vor allem für langjährige Mitarbei-

tende sinnvoll. Hinsichtlich des Fach-

kräftemangels stellt sich aber die 

Frage, wie jemand in Zukunft zu diesen 

drei Jahren Berufserfahrung kommen 

kann? Das ist mit der neuen (und aktu-

ellen) Verordnung gar nicht mehr mög-

lich. Personen anzustellen, die nicht 

zum Betreuungsschlüssel gezählt wer-

den können, kann man sich betriebs-

wirtschaftlich nicht leisten. Es fehlt die 

Möglichkeit, eine Person anzustellen 

(zB Familienfrau), die allenfalls nicht in 

diesem Bereich ausgebildet ist, aber 

viel Lebenserfahrung und Erfahrung in 

der Kinderbetreuung mitbringt. Da ha-

ben wir mit der gemeindeeigenen Kita 

schon gute Erfahrungen gemacht. 

 

Vorschlag: 

Neu: Art 13 Abs 2f: Personen ohne 

fachspezifische Ausbildung, die sich 

bei der Anstellung verpflichten, inner-

halb drei Jahren eine pädagogische 

Ausbildung oder eine Ausbildung zur 

Spielgruppenleiterin abzuschliessen. 

Keine Berücksichtigung.  

Die Änderungsvorschläge betreffend Art. 13 Abs. 2 Bst. e diver-

gieren stark. Der Fachverband kibesuisse verlangt bspw. zu-

sätzlich zu den drei Jahren Berufserfahrung auch noch den 

Nachweis über regelmässige Teilnahme an pädagogischen 

Weiterbildungen.  

Im Sinne einer ausgewogenen Berücksichtigung der verschie-

denen Interessen (z.B. Wirtschaftlichkeit Kita, Qualität Kinder-

betreuung) hält die GIS daher an ihrem Entwurf fest. 

Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass der vorgeschlagene 

Art. 13 Abs. 2 Bst. e im Vergleich zum heutigen Art. 13 Abs. 1 

Bst. d eine Erleichterung bedeutet, da er auch auf Personen 

angewendet werden kann, die am 1. Januar 2022 noch nicht 

angestellt gewesen sind und/oder die Kita wechseln. 

 

Grundsätzlich soll in den Kitas eine Professionalisierung 

angestrebt werden. Dies bedingt Personal mit entspre-

chender Ausbildung. Diese kann nicht mit viel Lebenser-

fahrung und Erfahrung in der familiären Kinderbetreuung 

gleichgesetzt werden.  

 

Der Vorschlag ist mit der zusätzlichen Hürde einer Ausbil-

dungsverpflichtung verbunden und ist deshalb abzulehnen. 
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036 Gemeinde-

rat Thun 

13a   Der neu geschaffene Art. 13a «Betreu-

ungsverantwortung» wird begrüsst. 

Dieser scheint für die Kindertagesstät-

ten grundsätzlich eine Beruhigung der 

Personalsituation mit sich zu bringen; 

dies auch vor dem Hintergrund des 

vorherrschenden Fachkräftemangels. 

Auch aus Qualitätsperspektive scheint 

diese Lösung angemessen und somit 

keine gravierende Qualitätsminderung 

mit sich zu bringen. 

 

044 CJB 13   Les personnes auxiliaires seront ame-

nées à se voir confier plus de tâches ; 

ce qui est un élément positif en soi. 

Comment s’organise cependant la 

responsabilité des tâches effectuées 

par les personnes auxiliaires ? (une 

partie de la réponse peut être trouvée 

à l’article 13a mais que partiellement) 

Ce commentaire ne précise pas suffisamment ce qui n'est pas 

compréhensible. 

046 BKSE 13   Es wird ein differenziertes System ein-

geführt, das jedoch sehr viel Spielraum 

offenlässt. Zudem gibt es mit Abs. 2 

Bst. e wenig Anreiz gut qualifiziertes 

Personal als Assistenzpersonal anzu-

stellen. Für die Umsetzungsproblema-

tik wird auf die Eingabe von kibesuisse 

verwiesen. 

Zur Kenntnis genommen 

047 SVP 13   Betreffend Fachpersonal in Kitas erlau-

ben wir uns die generelle Bemerkung, 

Keine Berücksichtigung. 

Mit der vorgeschlagenen Regelung wird diesem Anliegen be-

reits Rechnung getragen: Neu können Personen, die 3 Jahre 
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dass die Anzahl ausgebildeter Perso-

nen in den Kitas zu sehr auf die tertiäre 

Ausbildung fokussiert ist.  

Die Betreuung von Kindern sollte um-

fassend sein in Bezug auf die Qualitä-

ten der Betreuungspersonen. Eine ter-

tiäre Komponente ist eine Qualität. 

Diesen Personen fehlt indes oftmals 

eine reine praktische Lebenserfahrung 

mit Kindern und Jugendlichen, insbe-

sondere wenn diese Personen direkt 

nach dem Studium in den Beruf ein-

steigen. 

Der Umgang mit Kindern und Jugendli-

chen hat auch mit dem Leben in Fami-

lien zu tun. Eine gute Mischung der Be-

treuungspersonen je nach Ausbildung 

und Erfahrungen wäre ein Gewinn für 

den Alltag in der Kinderbetreuung. Zu-

dem könnten man so den Fachkräfte-

mangel entschärfen, indem die Anfor-

derungen an das Betreuungspersonal 

anders gewichtet würde. 

Arbeitserfahrung in einer Kita aufweisen, im Betreuungsschlüs-

sel als Assistenzpersonal angerechnet werden, was vorher 

nicht der Fall war. 

Ergänzend: Dass Art. 13 zu sehr auf die tertiäre Ausbildung fo-

kussiert sei, wird nicht nachvollziehbar begründet. So wird beim 

Fachpersonal nach Absatz 1 nicht unterschieden, zwischen 

Personen mit einer Ausbildung in Kindheitspädagogik HF (terti-

äre Ausbildung) und den Fachpersonen Betreuung EFZ (nach-

obligatorische Bildung, Sekundarstufe II). 

048 SP Kanton 

Bern 

13   Personal: 

Die geänderten Vorgaben zum Perso-

nal werden grundsätzlich begrüsst. Wir 

betrachten sie als pragmatische «So-

fort-Lösung» auch im Kontext des 

akuten Fachkräftemangels.  

Es ist grundsätzlich zu begrüssen, 

dass den Leitungen der Kita’s mehr 

Keine Berücksichtigung. 

Lernende im ersten Lehrjahr unterstehen der Berufsbil-

dungsgesetzgebung, im Vordergrund steht bei ihnen die 

Ausbildung, zudem sind sie in der Regel minderjährig.  

 

Zusatzbemerkung: Im Gegensatz zu Kitas sind Spielgruppen 

nicht bewilligungspflichtig und unterstehen keiner staatlichen 
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Verantwortung und Kompetenzen zu-

gestanden wird in Bezug auf die Beur-

teilung und Einsatz des Personals. Es 

ist zu hinterfragen, ob die Anforderun-

gen in Art. 14 für diese zusätzliche Ver-

antwortung noch adäquat sind; insbe-

sondere die drei Jahre 

Praxiserfahrung. 

a) Es wird grundsätzlich be-

grüsst, dass Assistenzpersonal, an den 

Betreuungsschlüssel angerechnet wer-

den kann. 

b) Spielgruppenleitende gelten in 

einer Kita demnach als Assistenzper-

sonal. Ihre Ausbildung beträgt 10 

Samstagnachmittage. Unter diesem 

Aspekt scheint es nicht verhältnismäs-

sig, dass Lernende im ganzen ersten 

Lehrjahr nicht als Assistenzpersonen 

gelten sollen. Spätestens nach dem 

ersten Ausbildungsquartal haben die 

Lernenden im ersten Lehrjahr die 

Spielgruppenleitenden punkto Ausbil-

dung eingeholt. Es wäre folglich richtig, 

dass 1. Jahr-Lernende ab dem zweiten 

Quartal, oder mindestens ab dem 2. 

Semester auch als Assistenzpersonal 

gelten. Dies würde die interne Organi-

sation in den Kita’s wesentlich erleich-

tern.  

 

Aufsicht. Die für die Kitas wichtige Vorgabe des Betreuungs-

schlüssels gilt deshalb für Spielgruppen nicht. 

Siehe überdies Ausführungen bei 025, Gemeinde Lyss, Art. 13 
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Zusatzbemerkung: Spielgruppenlei-

tende betreuen in ihrer Funktion (aus-

serhalb einer Kita) bis zu 10 Kleinkin-

der alleine; dies scheint mit dem 

geplanten Einsatz in der Kita nicht ko-

härent. Wie erklärt sich die GSI diesen 

Umstand? 

e) Die neue Formulierung wird be-

grüsst. Die damit geschaffene Perspek-

tive für übriges Personal, sich mit einer 

mindestens dreijährigen Berufserfah-

rung in einer Kita zu Assistenzpersonal 

zu entwickeln, bewerten wir positiv. 

048 SP Kanton 

Bern 

13a   Betreuungsverantwortung: 

Dieser Artikel ist grundsätzlich schwer 

lesbar und erschwert die Umsetzung in 

der Praxis. 

3 Der ehemalige Begriff aus Artikel 16, 

«unmittelbare Nähe» wird mit dem Be-

griff «Rufweite» ersetzt. Dies ist zu be-

grüssen und macht klar, dass Fachper-

sonal durchaus auch in einem anderen 

Raum sein kann als das Assistenzper-

sonal oder Personal in der Ausbildung. 

Aber auch der neue Begriff ist sehr 

stark interpretierbar. «Rufweite» kann 

auch gewährleistet sein, indem durch 

ein fix installiertes Haustelefon oder 

eine Gegensprechanlage umgehend 

Fachpersonal beigezogen werden 

Keine Berücksichtigung.  

Betreffend die schwere Lesbarkeit siehe die Ausführungen bei 

048, SP Kanton Bern, Allgemeine Bemerkungen 

 

Betreffend «Rufweite» siehe Ausführungen bei 093, Stiftung 

Kindertagesstätten Bern, Art. 13a 
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kann. Gemäss Auskunft soll eine sol-

che technische Einrichtung aber nicht 

gelten. Dies bedingt, dass Rufweite nur 

durch offene Türen erreicht werden 

kann. Das ist aber betrieblich nicht im-

mer sinnvoll oder baulich nicht umsetz-

bar, zum Beispiel bei Kita’s, welche 

mehrere Stockwerke umfassen. Ge-

mäss Vortrag, Seite 6 dient die Formu-

lierung «Rufweite» dazu sicherzustel-

len, dass das Fachpersonal jederzeit 

umgehend beigezogen werden kann. 

Es erschliesst sich uns nicht, warum 

der eigentliche Wille, den wir inhaltlich 

unterstützen, mit einem interpretierba-

ren Begriff (Rufweite) ersetzt werden 

soll. Wir schlagen vor, dass der eigent-

liche Wille (jederzeit umgehend beige-

zogen) in den Verordnungstext aufge-

nommen wird. 

 

Vorschlag: 

 

Die Inhalte sind besser verständlich zu 

formulieren. 

 

3 Assistenzpersonal und Personen in 

Ausbildung zur Fachperson nach Arti-

kel 13 Absatz 1 im ersten Ausbildungs- 

bzw. Lehrjahr dürfen nach Massgabe 

der Leitung und bei entsprechendem 
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Lern- und Erfahrungsstand für einen 

sachbezogenen, begrenzten Zeitraum 

alleine Kinder betreuen, sofern sich 

Fachpersonal jederzeit und umge-

hend beigezogen werden kann. in 

Rufweite befindet. 

052 EVP Kan-

ton Bern 

13   Wir finden es stossend, dass Spielgrup-

penleitende in jedem Fall nur Assistenz-

personen sind, Fachangestellte Betreu-

ung aber auch als Fachpersonal gelten, 

wenn sie die Fachrichtung FaBe Er-

wachsene abgeschlossen haben ohne 

Praxis mit Kindern. 

Keine Berücksichtigung.  

Fachpersonen Betreuung verfügen über eine eidgenössisch an-

erkannte Ausbildung, während dem Spielgruppenleitende nach 

rund 100 bzw. 200 Lernstunden ein Zertifikat oder ein Diplom 

erhalten. Die Ausbildung zur Fachperson Betreuung beinhaltet 

in allen Fachrichtungen über weite Teile gleiche Inhalte und un-

terscheidet sich zwischen den Fachrichtungen vor allem in der 

praktischen Ausbildung bzw. an Praxisbeispielen, die in der 

Ausbildung vermittelt werden. 

052 EVP Kan-

ton Bern 

13a   Zu Randzeiten und für begrenzte Aufga-

ben (z.B. Schulwegbegleitung) müssen 

Ausnahmen möglich sein bzgl. Anwe-

senheit/Rufweite von Fachpersonal. 

Keine Berücksichtigung. Gerade Randzeiten sind für die Kinder 

schwierige Übergänge und besonders hier ist Fachpersonal ge-

fordert. 

071 Handels- 

und Indust-

rieverein 

des Kan-

tons Bern 

13   Art. 13 und Art. 13a (Personal und Be-

treuungsverantwortung) 

Mit der vorliegenden Änderung werden 

klare Definitionen und eine klare Unter-

scheidung von Fachpersonal und weite-

rem Personal geschaffen. Personal, das 

zwar nicht als Fachpersonal gilt, aber  

doch gewisse Qualifikationen zur Be-

treuung von Kindern mitbringt, wird neu 

als Assistenzpersonal  

Keine Berücksichtigung. Das Betreuen von eigenen Kin-

dern unterscheidet sich klar von einem professionellen Kin-

derbetreuungsangebot in Gruppen. Die professionelle Aus-

bildung in Kinderbetreuung kann nicht mit viel 

Lebenserfahrung und Erfahrung in der familiären Kinderbe-

treuung gleichgesetzt werden. 

Siehe auch Ausführungen bei 029, Gemeinderat Muri, Art. 13 

Abs. 2 
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bezeichnet und kann an den Betreu-

ungsschlüssel angerechnet werden. Die 

Wirtschaft begrüsst  

diese neue Möglichkeit, auch gerade in 

Anbetracht des Fachkräftemangels bie-

tet diese Ausgestaltung mehr Möglich-

keiten für eine Kindertagesstätte. Die 

Wirtschaft weist darauf hin, dass auch 

die  

Kategorie «übriges Personal» voll aus-

geschöpft werden sollte. Eine pragmati-

schere Handhabung  

des Betreuungsspielraums für diese Ka-

tegorie wäre sinnvoll. So soll auch auf 

die Kompetenzen einer  

Person dieser Kategorie zurückgegriffen 

werden können, denn der Umgang mit 

Kindern und Jugendlichen hat auch viel 

mit dem Leben in Familien zu tun. So 

kann unter Umständen eine Person der  

Kategorie «übriges Personal» viel mehr 

Erfahrung haben aufgrund der eigenen 

familiären Situation  

(eigene Kinder, Grossfamilie, etc.) als 

eine Person, welche keine Berührungs-

punkte oder nennenswerte Erfahrungen 

mit Kleinkindern hat, dafür aber den 

Ausbildungsstand erfüllt. 

073 VPOD Bern 13 1  Zu Absatz 1: Wir begrüssen, dass die 

Tertiärausbildung Kindheitspädagogik 

HF explizit erwähnt wird. Die Frage der 

Wird angepasst. Die GSI hat auf ihrer Internetseite eine Liste 

veröffentlicht mit den Ausbildungen, die sie als gleichwertig an-
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Gleichwertigkeit der Ausbildungen 

sollte jedoch im Vortrag ausführlicher 

behandelt werden. 

erkennt. Diese Liste orientiert sich an der Liste von SA-

VOIRSOCIAL zu den Mindestanforderungen an Berufsbildne-

rinnen und Berufsbildner FaBe. Diese Liste wird im Vortrag ver-

linkt werden. 

073 VPOD Bern 13 2  Zu Absatz 2:  

Ziffer a: Hier werden berufserfahren 

Personen mit wenig Ausbildung und 

Berufseinsteiger mit pädagogischem 

Hintergrund vermischt. Es braucht aus 

Sicht der VPOD bei Assistenzpersonen 

nicht nur eine fachspezifische schuli-

sche Ausbildung, sondern auch Vorga-

ben zur Berufserfahrung in der Kinder-

betreuung.  

 

Vorschlag: 

Ziffer 2a neu: 

Personen mit einer fachspezifischen 

schulischen Ausbildung, bzw. mit einer 

fachspezifisch anerkannten Weiterbil-

dung sowie einer Berufserfahrung von 

mindestens zwei Jahren (Vollzeitäqui-

valent).   

 

Ziffer c: Wer einen Berufsabschluss 

nach Art. 32 BBV anstrebt, muss zum 

Zeitpunkt der Prüfung fünf Jahre Be-

rufserfahrung (Vollzeitäquivalenz) 

nachweisen können. Es ist davon aus-

zugehen, dass der Wunsch nach einer 

Prüfung nach Art. 32 erst nach einigen 

Art. 13 Abs. 2 wird teilweise überarbeitet. Siehe Ausführungen 

bei 080, kibesuisse, Art. 13 
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Berufsjahren entsteht. Damit fällt diese 

Personengruppe unter Ziffer e. Die Zif-

fer kann aus unserer Sicht gestrichen 

werden. 

 

Vorschlag: 

Ziffer c streichen 

 

Ziffer d 

Teilweise müssen branchenfremde As-

pirantinnen und Aspiranten für die Aus-

bildung HF Kindheitspädagogik / Sozi-

alpädagogik ein Praktikum absolvieren, 

um zum Studium zugelassen zu wer-

den. Diese Praktikantinnen und Prakti-

kanten dürfen nicht als Assistenzperso-

nen angerechnet werden. 

 

Vorschlag: 

Ziffer d 

Im Vortrag ist zu präzisieren, dass Per-

sonen, die im Rahmen einer Zulassung 

zum Studium ein Praktikum absolvie-

ren, nicht unter Ziffer d fallen. 

 

ZIffer e 

Hier ist sicherzustellen, dass Personen 

mit einer fachfremden abgeschlosse-

nen Ausbildung sich regelmässig fach-

spezifisch weiterbilden können und Zu-

gang zu Intervision/Supervision haben. 
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Vorschlag: 

Ziffer e neu 

Personen ohne fachspezifischen Aus-

bildungsabschluss mit mindestens drei-

jähriger Berufserfahrung (Vollzeitäqui-

valent) in einer Kindertagesstätte und 

dem Nachweis über regelmässige Teil-

nahme an pädagogischen Weiterbil-

dungen ausreichendem Lern- und Er-

fahrungsstand. 

073 VPOD Bern 13a 3 Betreu-

ungs-ver-

antwor-

tung 

Absatz 3 

Die Formulierung «in unmittelbarer 

Nähe anwesend» in Art. 16 Abs. 2 

wurde durch den Begriff «in Rufweite» 

ersetzt. Auch diese Formulierung über-

zeugt nicht vollends. Je nach den 

Räumlichkeiten sollte es möglich sein, 

z.B. ein Haustelefon (Piketttelefon) zu 

betätigen, um Fachpersonal herbeizu-

rufen. Es kann auch mit technischen 

Hilfsmitteln sichergestellt werden, dass 

jederzeit umgehend eine Fachperson 

zur Unterstützung eilt. Es schein uns 

daher zielführender, eine zeitliche Li-

mite zu definieren. 

 

Vorschlag: 

Ziffer 3 neu 

Assistenzpersonal und Personen in 

Ausbildung zur Fachperson nach Art. 

Keine Berücksichtigung. Begründung siehe Ausführungen bei 

093, Stiftung Kindertagesstätten Bern, Art. 13a 
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13 Absatz 1 im ersten Ausbildungs- 

bzw. Lehrjahr dürfen nach Massgabe 

der Leitung und bei entsprechendem 

Lern- und Erfahrungsstand für einen 

sachbezogenen, begrenzten Zeitraum 

alleine Kinder betreuen, sofern sich 

Fachpersonal in Rufweite befindet in-

nert drei Minuten beigezogen werden 

kann. 

073 VPOD Bern 13a 4 Betreu-

ungs-ver-

antwor-

tung 

Absatz 4 

Unterstützungspersonen nach Art. 13 

Absatz 3 darf nur unter Aufsicht des 

anwesenden Fachpersonals eingesetzt 

werden. Es ist für uns nicht verständ-

lich, wieso es den Nebensatz «wenn 

Fach- oder Assistenzpersonal anwe-

send ist» noch braucht. Aus unserer 

Sicht sollten Unterstützungspersonen 

auch nicht mit Assistenzpersonen al-

lein gelassen werden, was mit diesem 

Zusatz möglich scheint. Theoretisch 

könnte so eine 2 Lehrjahr-Lernende mit 

einem Praktikanten allein eine Gruppe 

betreuen. 

 

Vorschlag: 

Absatz 4 neu: 

Das übrige Personal, ausgenommen 

Personen in Ausbildung zur Fachper-

son nach Art. 13 Absatz 1 im ersten 

Teilweise Berücksichtigung: 

«Unter Aufsicht des Fachpersonals» bedeutet, dass für die 

adäquate Betreuung der Kinder in jedem Fall das Fachpersonal 

verantwortlich ist und dass die anwesenden Fachpersonen das 

Assistenzpersonal sowie das übrige Personal in der täglichen 

Arbeit fachlich anleiten. Entsprechend findet sich diese Formu-

lierung sowohl in Absatz 2 wie in Absatz 4. Absatz 3 regelt, 

dass unter dieser Verantwortung und Anleitung des Fachperso-

nals auch eine zeitlich begrenzte alleinige Kinderbetreuung 

durch Assistenzpersonal (plus Lernende 1. LJ) zulässig ist. 

Nach Absatz 4 ist hingegen beim übrigen Personal diese Kin-

derbetreuung unter der Verantwortung und Anleitung des Fach-

personals nur zulässig, wenn überdies Fach- oder Assistenz-

personal im gleichen Raum anwesend ist (vgl. Vortrag S. 6, 

Version für Konsultation). Daher bedarf es des beanstandeten 

«Nebensatzes». 

Da die Kinderbetreuung ohnehin stets nur unter der Verantwor-

tung und Anleitung des Fachpersonals stattfinden kann, erach-

tet es die GSI auch als verantwortbar, wenn übriges Personal 

zusammen mit Assistenzpersonal für einen sachbezogenen, 

begrenzten Zeitraum alleine Kinder betreuen darf. Hierfür wer-

den die Kompetenzen und der individuelle Erfahrungsstand des 
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Ausbildungs- bzw. Lehrjahr, darf Kin-

der nur unter direkte Aufsicht von 

Fachpersonal betreuen. 

Personals zum einen von der Kita-Leitung bei der Einteilung 

der Personen, sowie überdies durch das anwesende Fachper-

sonal im Rahmen ihrer Verantwortung betreffend die «Alltags-

Organisation» und die fachliche Anleitung berücksichtigt.  

Vor diesem Hintergrund erachtet die GSI die geforderte Ände-

rung, dass das übrige Personal stets nur zusammen mit Fach-

personal in der Kinderbetreuung eingesetzt werden dürfte, als 

unverhältnismässige Einschränkung. 

Ob hingegen der Begriff «direkte Aufsicht» allenfalls treffender 

ist, als «im gleichen Raum anwesend» soll hingegen noch ein-

mal überprüft werden. Siehe hierzu auch Ausführungen bei 

093, Stiftung Kindertagesstätten Bern, zu Art. 13a Abs. 4. 

073 VPOD Bern 13  Personal Grundsätzlich begrüssen wir, dass die 

Qualifikation des Personals und deren 

Anrechnung im Betreuungsschlüssel 

getrennt im Artikel 13 und 13a behan-

delt wird. Allerdings bestehen nach wie 

vor Unklarheiten, welche Berufsgrup-

pen welche Qualifikationsstufen zuzu-

ordnen sind. U.a. ist nicht geregelt, wie 

Fachpersonen Betreuung Menschen im 

Alter bzw. mit Behinderung anerkannt 

werden. Auch Fachpersonen Gesund-

heit, die gerade im Säuglingsbereich o-

der im Umgang mit Kinder mit beson-

deren Bedürfnissen einen Mehrwert 

darstellen können, sind im Vortrag 

nicht erwähnt. 

Vorschlag: 

Alle Fachrichtungen Betreuung werden als Fachpersonen 

zugelassen.  

Der Kanton orientiert sich bezüglich der Gleichwertigkeit 

von Ausbildungen auf die Empfehlungen von SA-

VOIRSOCIAL betreffend die Mindestanforderungen an Be-

rufsbildnerinnen und Berufsbildner.  

Eine entsprechende Liste wird im Vortrag verlinkt werden. 

Siehe auch Ausführungen 073, VPOD Bern, Art. 13 Abs. 1 
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Der Vortrag ist mit einer Liste der Be-

rufe zu ergänzen, bzw. auf der kanto-

nalen Webseite im Detail aufzuführen, 

die auf der Stufe Fach- und Assistenz-

personal anerkannt werden. 

079 OdA Sozia-

les Bern 

13   Unserem Anliegen, dass in der Verord-

nung zwischen Fachpersonen (abge-

schlossene einschlägige Ausbildung, 

angehende Fachpersonen (Personen 

in Ausbildung), Fachverwandtes Per-

sonal (Personal mit Fachverwandter 

Ausbildung), Personal ohne einschlä-

gige Ausbildung (angelerntes Perso-

nal/ungelerntes Personal mit Berufser-

fahrung und ungelerntes Personal-

Personal ohne Berufserfahrung) unter-

schieden wird, wird bereits gut Rech-

nung getragen. 

 

 

Art 13.2 Personen mit einer rein schuli-

schen Ausbildung können nicht ohne 

Berufserfahrung als qualifiziert angese-

hen werden. Die Umschreibung könnte 

aus unserer Sicht genauer gefasst wer-

den. 

 

Vorschlag: 

Art. 13.2  

Als Assistenzpersonal für die Kinderbe-

treuung gelten 

Art. 13 Abs. 2 wird teilweise überarbeitet. Siehe Ausführungen 

bei 080, kibesuisse, Art. 13 
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a Personen in Ausbildung zur Fachper-

son nach Absatz 1 

ausgenommen sind Personen in Aus-

bildung zur Fachperson nach Absatz 1 

im ersten Ausbildungs- bzw. Lehrjahr, 

wenn sie minderjährig sind oder keine 

mindestens einjährige (Vollzeitäquiva-

lent) praktische Berufserfahrung in ei-

ner Kindertagesstätte vorweisen kön-

nen. Diese Personen gelten als übriges 

Personal. 

b Fachpersonen Betreuung anderer 

Fachrichtungen nach erfolgter Einar-

beitungszeit in einer Kindertagesstätte. 

c entfällt, da Punkt e relevant (3 Jahre 

Berufserfahrung) 

d volljährige Personen mit Ausbildung 

mit nachweislichen erworbenen Kennt-

nissen in Pädagogik, Entwicklungspsy-

chologie, Betreuung oder Pflege von 

Kindern (z.B. FMS, Spielgruppenlei-

tung, FaGe usw.) sowie mindestens 

2000 Stunden praktische Berufserfah-

rung in der Kinderbetreuung. 

d beibehalten 

e beibehalten 

080 Kibesuisse 13   kibesuisse begrüsst grundsätzlich die 

Unterscheidung in Fach-, Assistenz- 

und weiteres Personal. Gleichzeitig 

bringt die pauschale Kategorisierung 

neue Umsetzungsschwierigkeiten mit 

Teilweise Berücksichtigung. 

Die Unterscheidung in Fach-, Assistenz- und weiteres Personal 

und der grössere Handlungsspielraum für die Kitas wird allge-

mein begrüsst. Gleichwohl erkennt die GSI aufgrund der einge-
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sich, weil viele verschiedene Qualifika-

tionen miteinander vermischt werden. 

In Kombination mit Art. 15 (Betreu-

ungsschlüssel) ist dies problematisch.  

Abs. 1  

kibesuisse begrüsst die an dieser 

Stelle gleichwertige Anerkennung von 

EFZ- und HF-Abschlüssen als «Fach-

person». Gleichzeitig werden die unter-

schiedlichen Kompetenzniveaus in der 

Folge nicht mehr berücksichtigt, weder 

bei Art. 14 (Leitung) noch bei Art. 15 

(Betreuungsschlüssel). Das ist stos-

send, da so kein Anreiz für die Qualifi-

kation auf Tertiärniveau gesetzt wird. 

Unterschiedliche Kompetenzprofile 

sollten angemessen in der weiterfüh-

renden Logik berücksichtigt werden 

(vgl. Anmerkungen zu Art. 14 unter 

«Grundsätzliches» sowie zu Art. 13a 

und 15). 

Abs. 2  

Bst. a 

Die im Entwurf vorgeschlagene Formu-

lierung «wie beispielsweise» eröffnet 

einerseits Spielraum und kann ande-

rerseits gleichzeitig mit der Aufzählung 

von zwei Optionen als abschliessende 

Liste missverstanden werden. Statt der 

einzelnen Benennung von potenziellen 

gangenen Rückmeldungen, dass gewisse Präzisierungen erfor-

derlich sind. Soweit jedoch Änderungen verlangt werden, wel-

che wiederum auch Änderungen in anderen Bereichen nach 

sich ziehen würden (z.B. höhere Ausbildung bei Kitaleitung, An-

passung Betreuungsgutscheine weil Betreuung teurer wird 

etc.), können diese im Rahmen der vorliegenden Teilrevision 

nicht berücksichtigt werden. Dies liegt zum einen daran, dass 

diese anderen Bestimmungen nicht Gegenstand der Vorlage 

sind (nähere Begründung siehe bei 014, Gemeinderat Bern, 

Bemerkungen aus Begleitbrief). Zum anderen aber auch an der 

erforderlichen ausgewogenen Berücksichtigung der verschiede-

nen divergierenden Interessen (z.B. Wirtschaftlichkeit Kita vs. 

Qualität Kinderbetreuung). Die GSI hält daher im Grundsatz am 

entworfenen Konzept fest, präzisiert die Bestimmung jedoch in 

folgenden Bereichen:  

Absatz 1: Die Gleichwertigkeit der Ausbildungen für Fachperso-

nen orientiert sich an den Empfehlungen von SAVOIRSOCIAL 

betreffend die Mindestanforderungen an Berufsbildnerinnen 

und Berufsbildner. Eine entsprechende Liste wird im Vortrag 

verlinkt werden. 

Absatz 2: Das Assistenzpersonal bringt einen Teilaspekt der 

Anforderungen an das Fachpersonal mit. Entweder aufgrund ei-

ner schulischen/theoretischen Ausbildung oder aufgrund von 

Berufserfahrung im pädagogischen Bereich oder aufgrund einer 

gewissen Kombination von beidem (Lernende und Praktikantin-

nen/Praktikanten). 

Bst. a: Hier sollen die Ausbildungen präziser umschrieben wer-

den, so dass klarer wird, was alles darunterfällt. Aus der Be-

stimmung muss hervorgehen, dass  

- bei den Spielgruppenleitenden ein Zertifikatskurs nicht aus-

reicht, sondern ein Diplom erforderlich ist, 
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Abschlüssen sollten hier eine eindeu-

tige Formulierung und ein Mindestmass 

an fachspezifischen Ausbildungs-Lern-

stunden definiert werden. Damit könn-

ten beispielsweise auch Fachpersonen 

Gesundheit (EFZ), die beispielsweise 

spezielle Erfahrung in der Säuglings- 

und Kleinkindpflege mitbringen, erfah-

rene Tagespflegepersonen oder Men-

schen mit ausländischen Diplomen, de-

ren Anerkennungsverfahren noch offen 

ist, angemessen berücksichtigt und 

eingeplant werden. 

Bzgl. des hier vorgeschlagenen «Alter-

nativvorschlages bei Beibehalten der 

Entwurfsversion» ist anzumerken, dass 

unbedingt die Kombination aus schuli-

schem Hintergrund und Berufserfah-

rung für eine Einstufung als «Assis-

tenzpersonal» gefordert werden sollte. 

Zudem sollte die «Ausbildung» nach-

vollziehbar überprüfbar sein, also ent-

weder dem formalen Bildungssystem 

zugeordnet (FMS Pädagogik) oder al-

ternativ mindestens einem Branchen-

diplom (z.B. Spielgruppenleitungs-Dip-

lom, nicht nur Zertifikatskurse, die z.T. 

wenige Stunden oder keine Präsenz 

umfassen) entsprechend nachvollzieh-

bar an qualitätsgeprüften Institutionen 

absolviert worden sein. 

- Ausbildungen erfasst sind, welche Kenntnisse in Pädagogik, 

Psychologie, Betreuung oder auch Pflege vermitteln und 

- diese Ausbildungen ein gewisses Niveau aufweisen müssen 

und nicht durch ein Aneinanderreihen von kleinen Kursen er-

reicht werden können.  

Bst. b–d: an diesen wird inhaltlich festgehalten. Betreffend die 

Buchstaben c und d wird geprüft, ob sie allenfalls aufgrund der 

neuen Formulierungen in a, b und e entbehrlich werden 

Bst. e: die erforderliche Berufserfahrung in der Kinderbetreuung 

wird dahingehend ergänzt, dass diese nicht nur in einer Kita, 

sondern auch in einer sozialpädagogischen Einrichtung erwor-

ben werden kann. 

 

Auch an der Voraussetzung, dass immer auch ein ausreichen-

der Lern- und Erfahrungsstand erforderlich ist, um als Assis-

tenzpersonal eingesetzt werden zu können, wird festgehalten. 

Diese Terminologie entspricht dem bereits heute geltenden 

Recht (heutiger Art. 13). 
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Bst. b bis e  

Die Formulierung «bei ausreichendem 

Lern- und Erfahrungsstand» lässt viel 

Interpretationsspielraum offen. Wer de-

finiert und kontrolliert diesen Lern- und 

Erfahrungsstand? 

Schlussendlich werden damit sehr un-

terschiedliche Erfahrungshintergründe 

in denselben Topf geworfen. Als prob-

lematisch erachtet kibesuisse, dass 

eidgenössische Ausbildungen insbe-

sondere durch die in Bst. e definierte 

Gruppe indirekt unterwandert werden. 

Für diese Personen würde der Anreiz 

entfallen, einen Abschluss gemäss 

Abs. 1 anzustreben. Alternativ sollte 

insbesondere für diese Gruppe eine 

Weiterbildungsverpflichtung vorgese-

hen werden. 

Gleichzeitig fehlen fachnahe Berufs-

gruppen in der Auflistung, wie bei-

spielsweise Personen mit Abschlüssen 

im medizinischen Bereich, wie zum 

Beispiel Fachpersonen Gesundheit 

EFZ, zumal je nach Institution und Be-

treuung von Kindern mit besonderem 

Betreuungs- und Förderaufwand diese 

Kompetenzen sehr nutzbringend einge-

setzt werden können. 

Deshalb empfiehlt kibesuisse, auf ein 

kompliziertes «Einschlussverfahren» 
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zu verzichten. Im Sinne eines Schutzes 

vor Ausbeutung von Personen mit den 

«falschen» beruflichen Hintergründen 

sollte stattdessen eher auf präzise Re-

gelungen zum Ausschluss von anrech-

nungsfähigen Personen gesetzt wer-

den. 

 

Vorschlag: 

Art. 13  

Abs. 2  

Als Assistenzpersonal für die Kinderbe-

treuung gelten 

a Personen in Ausbildung zur Fachper-

son nach Absatz 1. Ausgenommen da-

von sind Personen nach Absatz 3 

Buchstabe a. 

b volljährige Personen ohne einschlägi-

gen Berufsabschluss mit nachweisli-

chen Kenntnissen in Pädagogik, Ent-

wicklungspsychologie, Betreuung und 

Pflege von Kindern sowie einer min-

destens zweijährigen (vollzeitäquiva-

lent) praktischen Berufserfahrung, wel-

che nicht unter Absatz 3 genannt 

werden. 

 

Abs. 3  

Folgende Personengruppen gelten als 

übriges Personal  
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a Personen in Ausbildung zur Fachper-

son nach Absatz 1 im ersten Ausbil-

dungs- bzw. Lehrjahr, sofern sie noch 

nicht volljährig sind. 

b Zivildienstleistende 

c Praktikantinnen und Praktikanten, 

bzw. Personen, die ohne Aussicht auf 

einen länger währenden Arbeits- oder 

anschliessenden Ausbildungsvertrag 

temporär angestellt sind. 

d Personen ohne einschlägigen Berufs-

abschluss und ohne nachweisliche 

Kenntnisse in Pädagogik, Entwick-

lungspsychologie, Betreuung und 

Pflege von Kindern und mit einer prak-

tischen Erfahrung von weniger als zwei 

Jahren (vollzeitäquivalent) 

e Minderjährige Personen, welche bei-

spielsweise aus Berufswahlgründen ein 

Praktikum absolvieren. 

 

 

Alternativvorschlag bei Beibehalten der 

Entwurfsversion: 

Abs. 2 Bst. a  

Personen mit einer behördlich aner-

kannten fachspezifischen Ausbildung 

(z.B. FMS Pädagogik) oder einer fach-

spezifischen Aus-bzw. Weiterbildung in 

einer behördlich anerkannten Ausbil-
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dungsinstitution im Umfang von min-

destens 200 Lernstunden sowie einer 

praktischen Berufserfahrung im Um-

gang mit Kindern von mindestens zwei 

Jahren (vollzeitäquivalent). 

Abs. 2 Bst. e  

Personen ohne fachspezifischen Aus-

bildungsabschluss mit mindestens drei-

jähriger Berufserfahrung in einer Kin-

dertagesstätte und dem Nachweis über 

regelmässige Teilnahme an pädagogi-

schen Weiterbildungen (auch Supervi-

sion, extern begleitete Intervision u.ä.) 

und ausreichendem Lern- und Erfah-

rungsstand. 

080 Kibesuisse 13a   Kibesuisse begrüsst die Definition von 

Betreuungsverantwortung grundsätz-

lich in dem Sinne, dass sie die beste-

henden Unklarheiten bereinigt. Gleich-

zeitig entstehen dadurch neue 

Problematiken. 

Abs. 2 bis 4  

kibesuisse begrüsst, dass mit der For-

mulierung «nach Massgabe der Lei-

tung» der (pädagogischen) Leitung hier 

viel Kompetenz übergeben wird. 

Gleichzeitig geht damit eine gestiegene 

Anforderung einher, der angesichts der 

aktuellen Mindestanforderung für Lei-

tung (FaBe EFZ mit drei Jahren Berufs-

erfahrung) nicht Rechnung getragen 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung, siehe bei 014, Gemeinderat Bern, Be-

merkungen aus Begleitbrief 
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wird. Kibesuisse bedauert, dass hier 

versäumt wird, Anreize für eine formale 

fachliche Weiterentwicklung zu setzen. 

Abs. 3  

Die Formulierung «sofern sich Fach-

personal in Rufweite befindet» schafft 

Interpretationsspielraum. Zum Beispiel 

stellt sich die Frage, ob der Einsatz von 

technischen Hilfsmitteln wie Rufknöpfe 

oder Telefon zulässig wären oder nicht. 

Keinen Platz finden zudem Randzeiten, 

welche – im Ausnahmefall – durch er-

fahrenes und vergleichsweise «qualifi-

zierteres» Assistenzpersonal abge-

deckt werden könnten. 

Abs. 4  

Die folgende Aussage ist nicht klar: 

«(…) unter Aufsicht des anwesenden 

Fachpersonals dann in der Kinderbe-

treuung eingesetzt werden, wenn 

Fach- oder Assistenzpersonal im glei-

chen Raum anwesend ist.» Was hiesse 

das für Aktivitäten ausserhalb von 

Räumlichkeiten, beispielsweise auf ei-

nem Waldspielplatz?  

Personen im ersten Ausbildungs- oder 

Lehrjahr werden in Abs. 3 geregelt. 

Deshalb ist es nicht notwendig, sie in 

Abs. 4 als Ausnahme zusätzlich zu er-

wähnen. 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung, siehe Ausführungen bei 093, Stiftung 

Kindertagesstätten Bern, Art. 13a – Präzisierung im Vortrag 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Siehe auch hierzu die Ausführungen bei 093, Stiftung Kinderta-

gesstätten Bern, Art. 13a – auch zu Absatz 4 und den konkre-

ten Vorschlägen. Formulierung «im gleichen Raum anwesend» 

wird überprüft. 

 

 

 

 

 

 

 

Doch. Siehe Ausführungen bei 093, Stiftung Kindertagesstätten 

Bern, Art. 13a 
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Vorschlag: 

1 Zur Übernahme von Betreuungsver-

antwortung qualifiziert ist das Fachper-

sonal für Kinderbetreuung gemäss Arti-

kel 13 Absatz 1. 

2 Nach Massgabe der Leitung und 

nach Vorgaben durch das Fachperso-

nal werden Assistenzpersonal und üb-

riges Personal für die Kinderbetreuung 

eingesetzt. 

3 Personen gemäss Artikel 13 Absatz 3 

Buchstabe a (Lernende im ersten Lehr-

jahr) dürfen Kinder nur für einen sach-

bezogenen, zeitlich begrenzen Zeit-

raum allein betreuen, sofern 

Fachpersonal innert drei Minuten her-

beizuholen ist. 

4 Übriges Personal darf Kinder nur un-

ter direkter Aufsicht von Fach- oder As-

sistenzpersonal betreuen. 

085 FKS Spiel-

gruppen 

13   Bräuchte es da nicht auch noch eine 

Fachrichtung? Oder warum gilt eine 

Fachfrau Betreuung - für ältere Men-

schen als Fachpersonal in einer Kita? 

 

Vorschlag: …Fachfrau oder Fachmann 

Betreuung Kind mit EFZ 

Keine Berücksichtigung 

Siehe Ausführungen bei 052, EVP Kanton Bern, Art. 13 

085 FKS Spiel-

gruppen 

13a   Es ist zu unterschieden, wie die Ausbil-

dung der Spielgruppenleitenden ist. Es 

ist ein Unterschied, ob die Person le-

diglich die Basisausbildung hat oder 

Keine Berücksichtigung 

Mit der neuen Regelung gelten Spielgruppenleitende als 

Assistenzpersonal, während dem sie in der aktuellen Re-

gelung als nicht qualifiziert eingestuft werden. 
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über eine Spielgruppenleiter*Innen 

Diplom oder gar das Verbandsdiplom 

SSLV verfügt, welches der Zugang zur 

entstehenden Berufsprüfung «Frühe 

Kindheit und Sprache» (Arbeitstitel) 

sein wird. 

Die Kompetenzen für Spielgruppenlei-

tende mit Diplom müssen, innerhalb ei-

ner Kita, höher sein. Dies müsste se-

parat aufgelistet werden. 

Spielgruppenleitende mit Diplom verfü-

gen über hohe pädagogische Kompe-

tenzen. 

 

Vorschlag: 

Es ist zu unterschieden, wie die Ausbil-

dung der Spielgruppenleitenden ist. Es 

ist ein Unterschied, ob die Person le-

diglich die Basisausbildung hat oder 

über eine Spielgruppenleiter*Innen 

Diplom oder gar das Verbandsdiplom 

SSLV verfügt, welches der Zugang zur 

entstehenden Berufsprüfung «Frühe 

Kindheit und Sprache» (Arbeitstitel) 

sein wird. 

Die Kompetenzen für Spielgruppenlei-

tende mit Diplom müssen, innerhalb ei-

ner Kita, höher sein. Dies müsste se-

parat aufgelistet werden. 

Im Übrigen wird das erforderliche Ausbildungsniveau der Spiel-

gruppenleitenden in Überarbeitung des Art. 13 Abs. 2 definiert. 

Siehe 080, Kibesuisse, Art. 13 
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Spielgruppenleitende mit Diplom verfü-

gen über hohe pädagogische Kompe-

tenzen. 

093 Stiftung 

Kinderta-

gesstätten 

Bern 

13a   Wir begrüssen die Definition von Be-

treuungsverantwortung grundsätzlich 

im Sinne einer Bereinigung der beste-

henden Unklarheiten. Gleichzeitig ent-

stehen neue Problematiken. 

 

Abs. 3: «sofern sich Fachpersonal in 

Rufweite befindet» - diese Formulie-

rung schafft Interpretationsspielraum, 

ob beispielsweise der Einsatz von 

technischen Hilfsmitteln (Rufknöpfe, 

Telefon etc.) zulässig wären oder nicht. 

Zudem finden Randzeiten, welche – im 

Ausnahmefall- durch erfahrenes und 

vergleichsweise «qualifizierteres» As-

sistenzpersonal abgedeckt werden 

könnten, hier keinen Platz. 

 

Ziffer 4: Die Aussage hier ist nicht klar:  

«(…) unter Aufsicht des anwesenden 

Fachpersonals dann in der Kinderbe-

treuung eingesetzt werden, wenn 

Fach- oder Assistenzpersonal im glei-

chen Raum anwesend ist.» à Was 

hiesse das für Aktivitäten ausserhalb 

von Räumlichkeiten, beispielsweise auf 

einem Waldspielplatz?  

 

Teilweise Berücksichtigung 

 

 

 

 

 

Der Vortrag ist betr. Art. 13a Abs. 3 noch weiter zu präzisieren. 

Rufweite ist in seiner allgemeinsprachlichen Bedeutung zu ver-

stehen, nach Duden die «Entfernung, über die ein Ruf hörbar 

ist». Dies schliesst technische Hilfsmittel wie Rufknöpfe, Tele-

fone oder ähnliches aus.  

 

 

 

 

 

 

 

Der Vortrag ist betr. Art. 13a Abs. 4 noch weiter zu präzisieren. 

Ergänzend ist zu prüfen, ob auch der Verordnungstext noch 

weiter präzisiert werden kann. Es geht darum, dass das übrige 

Personal keine Kinder alleine betreuen darf, sondern stets nur 

zusammen mit Fach- oder Assistenzpersonal. Hier reicht die 

Anwesenheit des Fach- oder Assistenzpersonals in Rufweite 

nicht aus, es braucht mehr Nähe, ein gemeinsames Betreuen. 

Ist der Raum so gross wie eine Turnhalle, würde es aber auch 

nicht ausreichen, wenn an beiden Enden der Halle eine Gruppe 



 
 

 

 

 119/251 
 

Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

Personen im ersten Ausbildungs- oder 

Lehrjahr werden in Abs. 3 geregelt und 

müssen in Absatz 4 nicht als Aus-

nahme zusätzlich erwähnt werden? 

 

Vorschlag: 

1 Zur Übernahme von Betreuungsver-

antwortung qualifiziert ist das Fachper-

sonal für Kinderbetreuung gem. Art. 

13, Absatz 1 

2 Nach Massgabe der Leitung und 

nach Vorgaben durch das Fachperso-

nal wird Assistenzpersonal und übriges 

Personal für die Kinderbetreuung ein-

gesetzt. 

3 Personen gemäss Art. 13, Abs. 3a 

dürfen Kinder allein nur für einen sach-

bezogenen, zeitlich begrenzen Zeit-

raum betreuen, sofern Fachpersonal 

innert 3 Minuten herbeizuholen ist. 

 

 

4 Übriges Personal darf Kinder nur un-

ter direkter Aufsicht von Fach- oder As-

sistenzpersonal betreuen. 

allein betreut wird. Die Formulierung wird entsprechend über-

prüft. 

 

Doch, sie müssen in diesem Absatz 4 deshalb erwähnt werden, 

weil sie zum übrigen Personal gehören und ansonsten keine 

Kinder alleine betreuen dürften. Es entstünde ein Widerspruch 

zu Absatz 3. Werden sie beidenorts genannt, ist es klar. An-

dernfalls stellte sich die Frage, welcher Absatz vorgeht.  

 

 

Abs. 2 wird nicht übernommen, da an der Konzeption des Arti-

kels festgehalten wird. 

 

 

 

Abs. 3 wird so nicht übernommen. Das Fachpersonal muss in 

Rufweite sein. Die betreuende Person kann bei den betreuten 

Kindern bleiben und muss nur rufen. Und weder jemanden ho-

len, noch ein elektronisches Hilfsmittel oder ähnliches benut-

zen. 

 

 

Abs. 4: die Terminologie wird überprüft.  

093 Stiftung 

Kinderta-

gesstätten 

Bern 

13   Wir begrüssen die Unterscheidung in 

Fach-, Assistenz- und weiteres Perso-

nal. Gleichzeitig bringt die pauschale 

Kategorisierung neue Umsetzungs-

schwierigkeiten mit sich, weil viele ver-

schiedene Qualifikationen miteinander 

Art. 13 Abs. 2 wird teilweise überarbeitet. Siehe Ausführungen 

bei 080, kibesuisse, Art. 13 
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vermischt werden. In Kombination mit 

Art. 15 (Betreuungsschlüssel) ist dies 

problematisch. Insbesondere die Anfor-

derungen an Assistenzpersonal sind zu 

unklar definiert. Da das Assistenzper-

sonal nie die alleinige Verantwortung 

für eine Kindergruppe hat, darf die An-

forderung nicht zu hoch definiert sein. 

Die Ausbildung zur Spielgruppenlei-

tung scheint uns als Massstab richtig, 

diese umfasst rund 100 Stunden. 

 

Vorschlag: 

Art. 13.2 

Definition von Assistenzpersonal: 

nachweislich erworbene Kenntnisse in 

Pädagogik, Entwicklungspsychologie, 

Betreuung oder Pflege von Kindern im 

Umfang von 100 Stunden sowie prakti-

sche Berufserfahrung in der Betreuung 

von Kleinkindern von mindestens 2'000 

Stunden. 

096 Kinderbe-

treuung 

Zollikofen 

Kibez 

13a  Betreu-

ungsver-

antwor-

tung 

Betreuungsverantwortung: 

1 Wird unterstützt: Zur Sicherung der 

Betreuungsqualität ist es richtig und 

wichtig, dass die Betreuungsverantwor-

tung beim Fachpersonal liegt.  

2 Wir begrüssen ausdrücklich die Ent-

flechtung von Einsätzen mit der strikten 

Abhängigkeit von formalen Ausbil-

dungsgängen.  

Zur Kenntnis genommen 
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Wir erachten die neue Regelung, dass 

der Einsatz der verschiedenen Mitar-

beiter:innen grundsätzlich in der Ver-

antwortung der Leitung, liegt als Mehr-

wert,. Die Leitung kennt die 

individuellen Kompetenzen und kann 

diese gezielt, gemäss ihrem individuel-

len Lern- und Erfahrungsstand, einset-

zen. Dies gilt sowohl für das Fach- als 

auch für das Assistenzpersonal. Insbe-

sondere gilt dies aber für Personen in 

Ausbildung zur Fachperson nach Ab-

satz 1 im ersten Ausbildungs- bzw. 

Lehrjahr Unbestritten ist für uns, dass 

Lernende im 1. Ausbildungsjahr Beglei-

tung von Fachpersonal benötigen und 

die Kindertagesstätte diese als Ausbil-

dungsbetrieb sicherstellen muss.  

3 Wird unterstützt. Damit werden den 

Kompetenzen der Mitarbeiter:innen in-

dividuell Rechnung getragen. Die Be-

zeichnung «Rufweite» ist präziser als 

«unmittelbare Nähe». 

4 Wird unterstützt; damit wird die Be-

treuungsqualität gesichert, die Kompe-

tenzen des übrigen Personals und die 

Gruppenkonstellation werden berück-

sichtigt. 

096 Kinderbe-

treuung 

13  Personal Personal: 

Die geänderten Vorgaben zum Perso-

nal werden grundsätzlich begrüsst. Die 

Teilweise Berücksichtigung 
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Zollikofen 

Kibez 

neue Formulierung erlaubt eine klare 

Abgrenzung zwischen Fachpersonal 

und weiterem Personal und die ent-

sprechenden Einsatzmöglichkeiten. Die 

Bezeichnung von Assistenzpersonal 

wird ausdrücklich begrüsst. 

 

a) Es wird ausdrücklich begrüsst, dass 

Assistenzpersonal, an den Betreuungs-

schlüssel angerechnet werden kann.  

b) Zustimmung 

c) Zustimmung 

d) Die Abgrenzung zu Praktikantinnen 

und Praktikanten, die ein Jahresprakti-

kum im Vorfeld der Grundausbildung 

FaBeK EFZ absolvieren, muss präzi-

siert werden. Sie dürften u.E. NICHT 

zum Betreuungsschlüssel gerechnet 

werden. 

e) Die neue Formulierung wird be-

grüsst. Die Leitung der Kindertages-

stätte kann damit, basierend auf dem 

jeweiligen nach Lern- und Erfahrungs-

stand, die Einsatzmöglichkeiten der 

Personen ohne fachspezifischen Aus-

bildungsabschluss flexibler gestalten. 

Die damit geschaffene Perspektive für 

übriges Personal sich zu Assistenzper-

sonal zu entwickeln, bewerten wir posi-

tiv. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die GSI teilt diese Einschätzung – da solche Vorpraktika aber 

auch keine Praktika sind, die integrierter Bestandteil gemäss 

Studienplan einer Ausbildung sind, ist dies bereits gewährleis-

tet. Allenfalls kann dies im Vortrag präzisiert werden.  
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Vorschlag: 

d) Ergänzen mit:  

Ausgenommen sind Praktikantinnen 

und Praktikanten die ein Praktikum im 

Vorfeld der Ausbildung zur Fachfrau o-

der Fachmann Betreuung mit eidge-

nössischem Fähigkeitszeugnis (EFZ) 

absolvieren. 

 

Keine Berücksichtigung, da bereits mit vorgeschlagener Formu-

lierung gewährleistet. 

101 KiQ 13a   KiQ begrüsst die Definition von Betreu-

ungsverantwortung grundsätzlich im 

Sinne einer Bereinigung der bestehen-

den Unklarheiten. Gleichzeitig entste-

hen neue Problematiken. 

 

Abs. 2-4: «nach Massgabe der Lei-

tung»: KiQ begrüsst, dass der (päda-

gogischen) Leitung hier viel Kompe-

tenz übergeben wird, gleichzeitig geht 

damit eine gestiegene Anforderung 

einher, der angesichts der aktuellen 

Mindest-Anforderung für Leitung (FaBe 

EFZ mit drei Jahren Berufserfahrung) 

nicht Rechnung getragen wird. KiQ be-

dauert, dass hier versäumt wird, An-

reize für eine formale fachliche Weiter-

entwicklung zu setzen. 

 

Abs. 3: «sofern sich Fachpersonal in 

Rufweite befindet» - diese Formulie-

rung schafft Interpretationsspielraum, 

ob beispielsweise der Einsatz von 

 

 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung, siehe Ausführungen bei 014, Gemein-

derat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief 

Siehe überdies bei 080, Kibesuisse zur Art. 13a 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Rufweite: Keine Berücksichtigung, siehe Ausführungen bei 093, 

Stiftung Kindertagesstätten Bern, Art. 13a 
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technischen Hilfsmitteln (Rufknöpfe, 

Telefon etc.) zulässig wären oder nicht.  

Ziffer 4: Die Aussage hier ist nicht klar:  

«(…) unter Aufsicht des anwesenden 

Fachpersonals dann in der Kinderbe-

treuung eingesetzt werden, wenn 

Fach- oder Assistenzpersonal im glei-

chen Raum anwesend ist.»  Was 

hiesse das für Aktivitäten ausserhalb 

von Räumlichkeiten, beispielsweise auf 

einem Waldspielplatz?  

Personen im ersten Ausbildungs- oder 

Lehrjahr werden in Abs. 3 geregelt und 

müssen in Absatz 4 nicht als Aus-

nahme zusätzlich erwähnt werden? 

 

Vorschlag: 

1 Zur Übernahme von Betreuungsver-

antwortung qualifiziert ist das Fachper-

sonal für Kinderbetreuung gem. Art. 

13, Absatz 1 

2 Nach Massgabe der Leitung und 

nach Vorgaben durch das Fachperso-

nal wird Assistenzpersonal und übriges 

Personal für die Kinderbetreuung ein-

gesetzt. 

3 Personen gemäss Art. 13, Abs. 3a 

dürfen Kinder allein nur für einen sach-

bezogenen, zeitlich begrenzen Zeit-

raum betreuen, sofern Fachpersonal 

sich in der Kindertagesstätte befindet. 

 

 

Abs. 4: Formulierung wird geprüft, siehe ebenfalls Ausführun-

gen bei 093, Stiftung Kindertagesstätten Bern, Art. 13a – auch 

zu Absatz 4 und den konkreten Vorschlägen. 

 

 

 

 

 

 

Doch. Siehe auch Ausführungen bei 093, Stiftung Kindertages-

stätten Bern, Art. 13a 
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4 Übriges Personal darf Kinder nur un-

ter direkter Aufsicht von Fach- oder As-

sistenzpersonal betreuen. 

101 KiQ 13 2  Absatz 2:  

Bstb. a: die Formulierung «wie bei-

spielsweise» eröffnet einerseits Spiel-

raum und kann gleichzeitig missver-

ständlich mit der Aufzählung von zwei 

Optionen als abschliessende Liste 

missverstanden werden. Statt der ein-

zelnen Benennung von potenziellen 

Abschlüssen sollte hier eine eindeutige 

Formulierung und ein Mindestmass an 

fachspezifischen Ausbildungs-Lern-

stunden definiert werden. Damit könn-

ten beispielsweise auch Fachpersonen 

Gesundheit (EFZ), welche beispiels-

weise spezielle Erfahrung in der Säug-

lings- und Kleinkindpflege mitbringen, 

angemessen berücksichtigt und einge-

plant werden. Oder erfahrene Tages-

pflegepersonen, Menschen mit auslän-

dischen Diplomen, deren 

Anerkennungsverfahren noch offen ist, 

usw. 

Bstb. b-e: Die Formulierung «bei aus-

reichendem Lern- und Erfahrungs-

stand» lässt viel Interpretationsspiel-

raum offen. Wer definiert und 

kontrolliert diesen Lern- und Erfah-

rungsstand? 

Art. 13 Abs. 2 wird teilweise überarbeitet. Siehe Ausführungen 

bei 080, Kibesuisse, Art. 13 



 
 

 

 

 126/251 
 

Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

 

Schlussendlich werden damit sehr un-

terschiedliche Erfahrungshintergründe 

in denselben Topf geworfen. Als prob-

lematisch erachtet KiQ, dass eidgenös-

sische Ausbildungen insbesondere 

durch die Gruppe gemäss Buchstabe 

«e» indirekt unterwandert werden. Ein 

Anreiz für erwachsene Personen ge-

mäss Art. 13, Abs. 2e, einen Abschluss 

gemäss Abs. 1 anzustreben, würde 

entfallen.  

Gleichzeitig fehlen fachnahe Berufs-

gruppen in der Auflistung wie beispiels-

weise Personen mit Abschlüssen im 

medizinischen Bereich (beispielsweise 

Fachperson Gesundheit EFZ), zumal je 

nach Institution und Betreuung von 

Kindern mit besonderem Betreuungs- 

und Förderaufwand diese Kompeten-

zen sehr nutzbringend eingesetzt wer-

den können. 

Schlussendlich bedauert KiQ die For-

mulierung im Abs 2 Bst e «in einer Kin-

dertagesstätte». Es ist momentan unre-

alistisch. Eine praktische Erfahrung mit 

Kindern scheint uns genügend qualita-

tiv und in der Praktik realistischer ein-

setzbar. 

KiQ empfiehlt, auf ein kompliziertes 

«Einschlussverfahren» zu verzichten 
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und im Sinne eines Schutzes vor Aus-

beutung von Personen mit den «fal-

schen» beruflichen Hintergründen eher 

auf präzise Regelungen zum Aus-

schluss von anrechnungsfähigen Per-

sonen zu setzen. 

 

Vorschlag: 

Art. 13, Abs..2  

Als Assistenzpersonal für die Kinderbe-

treuung gelten 

a Personen in Ausbildung zur Fachper-

son nach Absatz 1. Ausgenommen da-

von sind Personen nach Absatz 3 

Buchstabe a. 

b volljährige Personen ohne einschlägi-

gen Berufsabschluss mit nachweisli-

chen Kenntnissen in Pädagogik, Ent-

wicklungspsychologie, Betreuung und 

Pflege von Kindern sowie einer min-

destens zweijährigen (Vollzeitäquiva-

lent) praktischen Berufserfahrung, wel-

che nicht unter Absatz 3 genannt 

werden. 

 

3 Folgende Personengruppen gelten 

als übriges Personal  

a Personen in Ausbildung zur Fachper-

son nach Absatz 1 im ersten Ausbil-

dungs- bzw. Lehrjahr, sofern sie noch 

nicht volljährig sind. 
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b Zivildienstleistende 

c Praktikantinnen und Praktikanten, 

bzw. Personen, die ohne Aussicht auf 

einen länger währenden Arbeits- oder 

anschliessenden Ausbildungsvertrag 

temporär angestellt sind. 

d Personen ohne einschlägigen Berufs-

abschluss und ohne nachweisliche 

Kenntnisse in Pädagogik, Entwick-

lungspsychologie, Betreuung und 

Pflege von Kindern und mit einer prak-

tischen Erfahrung von weniger als zwei 

Jahren 

e Minderjährige Personen, welche bei-

spielsweise aus Berufswahlgründen ein 

Praktikum absolvieren. 

104 Die Mitte 

Kanton 

Bern 

13   Geklärt: Assistenzpersonen und Ler-

nende 2.+3. Lehrjahr werden im Betreu-

ungsschlüssel berücksichtigt. 

Ja, bzw. Lernende im 2. + 3. Lehrjahr gehören zum Assistenz-

personal 

105 SSLV 13   Wir finden es stossend, dass Spiel-

gruppenleitende in jedem Fall nur als 

Assistenzpersonen gelten, während 

dessen Fachangestellte Betreuung mit 

der Fachrichtung Erwachsene, also 

aber ohne Praxis mit Kindern auch als 

Fachpersonal gelten. 

 

Es ist zu unterschieden, welches Aus-

bildungsniveau eine Spielgruppenlei-

tende vorweisen kann.  

Es ist ein Unterschied, ob die Person 

Art. 13 Abs. 2 wird teilweise überarbeitet. Siehe Ausführungen 

bei 080, Kibesuisse, Art. 13 

Betreffend Fachpersonen Betreuung ohne Fachrichtung Kinder 

siehe bei 052, EVP Kanton Bern, Art. 13 
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lediglich die Basisausbildung mit Zerti-

fikat (80 Lernstunden mit praktischer 

Berufserfahrung) absolviert hat oder 

über die Ausbildung Spielgruppenlei-

ter*Innen Diplom (200 Lernstunden) o-

der gar das Verbandsdiplom SSLV ver-

fügt, welches den Zugang zur 

entstehenden Berufsprüfung «Frühe 

Kindheit und Sprache» (Arbeitstitel) 

darstellen wird. 

 

Vorschlag: 

…Fachfrau oder Fachmann Betreuung 

Kind mit EFZ  

 

Abs. 2 Bst. a  

Personen mit einer fachspezifischen 

Ausbildung (z.B. FMS-Pädagogik) oder 

einer fachspezifischen Aus-bzw. Wei-

terbildung in einer Ausbildungsinstitu-

tion im Umfang von mindestens 200 

Lernstunden sowie einer praktischen 

Berufserfahrung im Umgang mit Kin-

dern von mindestens zwei Jahren (voll-

zeitäquivalent), z.B. Spielgruppenleite-

rin. 

 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

13   Der Kinderhut begrüsst grundsätzlich 

die Unterscheidung in Fach-, Assis-

tenz- und weiteres Personal. Gleichzei-

Art. 13 Abs. 2 wird teilweise überarbeitet. Siehe Ausführungen 

bei 080, Kibesuisse, Art. 13 
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tig bringt die pauschale Kategorisie-

rung neue Umsetzungsschwierigkeiten 

mit sich, weil viele verschiedene Quali-

fikationen miteinander vermischt wer-

den. In Kombination mit Art. 15 (Be-

treuungsschlüssel) ist dies 

problematisch.  

Abs. 1  

Der Kinderhut begrüsst die an dieser 

Stelle gleichwertige Anerkennung von 

EFZ- und HF-Abschlüssen als «Fach-

person». Gleichzeitig werden die unter-

schiedlichen Kompetenzniveaus in der 

Folge nicht mehr berücksichtigt, weder 

bei Art. 14 (Leitung) noch bei Art. 15 

(Betreuungsschlüssel). Das ist stos-

send, da so kein Anreiz für die Qualifi-

kation auf Tertiärniveau gesetzt wird. 

Unterschiedliche Kompetenzprofile 

sollten angemessen in der weiterfüh-

renden Logik berücksichtigt werden 

(vgl. Anmerkungen zu Art. 14 unter 

«Grundsätzliches» sowie zu Art. 13a 

und 15).  

 

Abs. 2  

a Die im Entwurf vorgeschlagene For-

mulierung «wie beispielsweise» eröff-

net einerseits Spielraum und kann an-

dererseits gleichzeitig mit der 
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Aufzählung von zwei Optionen als ab-

schliessende Liste missverstanden 

werden. Statt der einzelnen Benen-

nung von potenziellen Abschlüssen 

sollten hier eine eindeutige Formulie-

rung und ein Mindestmass an fachspe-

zifischen Ausbildungs-Lernstunden de-

finiert werden. Damit könnten 

beispielsweise auch Fachpersonen Ge-

sundheit (EFZ), die beispielsweise spe-

zielle Erfahrung in der Säuglings- und 

Kleinkindpflege mitbringen, erfahrene 

Tagespflegepersonen oder Menschen 

mit ausländischen Diplomen, deren An-

erkennungsverfahren noch offen ist, 

angemessen berücksichtigt und einge-

plant werden.  

Bzgl. des hier vorgeschlagenen «Alter-

nativvorschlages bei Beibehalten der 

Entwurfsversion» ist anzumerken, dass 

unbedingt die Kombination aus schuli-

schem Hintergrund und Berufserfah-

rung für eine Einstufung als «Assis-

tenzpersonal» gefordert werden sollte. 

Zudem sollte die «Ausbildung» nach-

vollziehbar überprüfbar sein, also ent-

weder dem formalen Bildungssystem 

zugeordnet (FMS Pädagogik) oder al-

ternativ mindestens einem Branchen-

diplom (z.B. Spielgruppenleitungs-Dip-

lom, nicht nur Zertifikatskurse, die z.T. 
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wenige Stunden oder keine Präsenz 

umfassen) entsprechend nachvollzieh-

bar an qualitätsgeprüften Institutionen 

absolviert worden sein.  

b bis e 

Die Formulierung «bei ausreichendem 

Lern- und Erfahrungsstand» lässt viel 

Interpretationsspielraum offen. Wer de-

finiert und kontrolliert diesen Lern- und 

Erfahrungsstand?  

Schlussendlich werden damit sehr un-

terschiedliche Erfahrungshintergründe 

in denselben Topf geworfen. Als prob-

lematisch erachtet der Kinderhut, dass 

eidgenössische Ausbildungen insbe-

sondere durch die in Bst. e definierte 

Gruppe indirekt unterwandert werden. 

Für diese Personen würde der Anreiz 

entfallen, einen Abschluss gemäss 

Abs. 1 anzustreben. Alternativ sollte 

insbesondere für diese Gruppe eine 

Weiterbildungsverpflichtung vorgese-

hen werden. 

 

Vorschlag: 

a Personen in Ausbildung zur Fachper-

son nach Absatz 1. Ausgenommen da-

von sind Personen nach Absatz 3 

Buchstabe a.  
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b volljährige Personen ohne einschlägi-

gen Berufsabschluss mit nachweisli-

chen Kenntnissen in Pädagogik, Ent-

wicklungspsychologie, Betreuung und 

Pflege von Kindern sowie einer min-

destens zweijährigen (vollzeitäquiva-

lent) praktischen Berufserfahrung, wel-

che nicht unter Absatz 3 genannt 

werden.  

 

Abs. 3 

Folgende Personengruppen gelten als 

übriges Personal  

a Personen in Ausbildung zur Fachper-

son nach Absatz 1 im ersten Ausbil-

dungs- bzw. Lehrjahr, sofern sie noch 

nicht volljährig sind.  

b Zivildienstleistende. 

c Praktikantinnen und Praktikanten, 

bzw. Personen, die ohne Aussicht auf 

einen länger währenden Arbeits- oder 

anschliessenden Ausbildungsvertrag 

temporär angestellt sind.  

d Personen ohne einschlägigen Berufs-

abschluss und ohne nachweisliche 

Kenntnisse in Pädagogik, Entwick-

lungspsychologie, Betreuung und 

Pflege von Kindern und mit einer prak-

tischen Erfahrung von weniger als zwei 

Jahren (vollzeitäquivalent) . 
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e Minderjährige Personen, welche bei-

spielsweise aus Berufswahlgründen ein 

Praktikum absolvieren. 

 

Alternativvorschlag bei Beibehalten der 

Entwurfsversion:  

Abs. 2  

a Personen mit einer behördlich aner-

kannten fachspezifischen Ausbildung 

(z.B. FMS Pädagogik) oder einer fach-

spezifischen Aus- bzw. Weiterbildung 

in einer behördlich anerkannten Ausbil-

dungsinstitution im Umfang von min-

destens 200 Lernstunden sowie einer 

praktischen Berufserfahrung im Um-

gang mit Kindern von mindestens zwei 

Jahren (vollzeitäquivalent).  

e Personen ohne fachspezifischen 

Ausbildungsabschluss mit mindestens 

dreijähriger Berufserfahrung in einer 

Kindertagesstätte und dem Nachweis 

über regelmässige Teilnahme an päda-

gogischen Weiterbildungen (auch Su-

pervision, extern begleitete Intervision 

u.ä.) und ausreichendem Lern- und Er-

fahrungsstand. 

 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

13a   Dem Assistenzpersonal soll je nach 

Einschätzung der Leitung mehr Verant-

wortung übergeben werden können. Es 

sollte wie Fachpersonal eingesetzt 

Lernende können dies auch üben, wenn für den Notfall gleich-

wohl noch jemand in der Nähe ist. Die Unterscheidung zwi-

schen Fach- und Assistenzpersonal verliert ihren Sinn, wenn 

die beiden Kategorien identisch eingesetzt werden können. Der 
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werden können und Gruppen nach 

Massgabe der Leitung alleine betreuen 

dürfen – auch wenn kein qualifiziertes 

Personal in Rufweite ist. Lernende 

müssen z. B. diese Verantwortung be-

reits gegen Ende der Lehre üben kön-

nen und nicht erst nach Lehrabschluss. 

 

Der Kinderhut begrüsst die Definition 

von Betreuungsverantwortung grund-

sätzlich in dem Sinne, dass sie die be-

stehenden Unklarheiten bereinigt. 

Gleichzeitig entstehen dadurch neue 

Problematiken.  

 

Abs. 2 bis 4  

Der Kinderhut begrüsst, dass mit der 

Formulierung «nach Massgabe der Lei-

tung» der (pädagogischen) Leitung hier 

viel Kompetenz übergeben wird. 

Gleichzeitig geht damit eine gestiegene 

Anforderung einher, der angesichts der 

aktuellen Mindestanforderung für Lei-

tung (FaBe EFZ mit drei Jahren Berufs-

erfahrung) nicht Rechnung getragen 

wird. Der Kinderhut bedauert, dass hier 

versäumt wird, Anreize für eine formale 

fachliche Weiterentwicklung zu setzen.  

 

 

Abs. 3  

Trägerverein Kinderhut ersucht hier um weitere Lockerungen, 

während andere Konsultationsteilnehmende um strengere Re-

gelungen ersuchen. Im Sinne einer ausgewogenen Berücksich-

tigung der verschiedenen Interessen (z.B. Wirtschaftlichkeit 

Kita, Qualität Kinderbetreuung) hält die GIS an ihrem Entwurf 

fest. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung, siehe bei 014, Gemeinderat Bern, Be-

merkungen aus Begleitbrief 

Siehe überdies bei 080, Kibesuisse zur Art. 13a 
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Die Formulierung «sofern sich Fach-

personal in Rufweite befindet» schafft 

Interpretationsspielraum. Zum Beispiel 

stellt sich die Frage, ob der Einsatz von 

technischen Hilfsmitteln wie Rufknöpfe 

oder Telefon zulässig wären oder nicht. 

Keinen Platz finden zudem Randzeiten, 

welche – im Ausnahmefall – durch er-

fahrenes und vergleichsweise «qualifi-

zierteres» Assistenzpersonal abge-

deckt werden könnten.  

Abs. 4  

Die folgende Aussage ist nicht klar: 

«(…) unter Aufsicht des anwesenden 

Fachpersonals dann in der Kinderbe-

treuung eingesetzt werden, wenn 

Fach- oder Assistenzpersonal im glei-

chen Raum anwesend ist.» Was hiesse 

das für Aktivitäten ausserhalb von 

Räumlichkeiten, beispielsweise auf ei-

nem Waldspielplatz?  

Personen im ersten Ausbildungs- oder 

Lehrjahr werden in Abs. 3 geregelt. 

Deshalb ist es nicht notwendig, sie in 

Abs. 4 als Ausnahme zusätzlich zu er-

wähnen. 

 

Vorschlag: 

Das Assistenzpersonal kann – nach 

Einschätzung der Leitung – Gruppen 

alleine betreuen. 

Abs. 3: Keine Berücksichtigung, siehe Ausführungen bei 093, 

Stiftung Kindertagesstätten Bern, Art. 13a 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abs. 4: Siehe auch Ausführungen bei 093, Stiftung Kinderta-

gesstätten Bern, Art. 13a – auch zu Absatz 4 und den konkre-

ten Vorschlägen. Die Formulierung «im gleichen Raum anwe-

send» wird überprüft. 

 

 

 

 

 

 

 

Doch. Siehe Ausführungen bei 093, Stiftung Kindertagesstätten 

Bern, Art. 13a 
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1 Zur Übernahme von Betreuungsver-

antwortung qualifiziert ist das Fachper-

sonal für Kinderbetreuung gemäss Arti-

kel 13 Absatz 1.  

2 Nach Massgabe der Leitung und 

nach Vorgaben durch das Fachperso-

nal werden Assistenzpersonal und üb-

riges Personal für die Kinderbetreuung 

eingesetzt.  

3 Personen gemäss Artikel 13 Absatz 3 

Buchstabe a (Lernende im ersten Lehr-

jahr) dürfen Kinder nur für einen sach-

bezogenen, zeitlich begrenzen Zeit-

raum allein betreuen, sofern 

Fachpersonal innert drei Minuten her-

beizuholen ist.  

4 Übriges Personal darf Kinder nur un-

ter direkter Aufsicht von Fach- oder As-

sistenzpersonal betreuen. 

 

Das ist so vorgesehen gemäss neuem Art. 13a Abs. 3 FKJV. 

093 Stiftung 

Kinderta-

gesstätten 

Bern 

15   Wir begrüssen sehr, dass gemäss Ver-

ordnungsentwurf die Verantwortung für 

die Personalplanung wieder mehr in 

die Hand der jeweiligen Betriebsleitun-

gen gegeben wird, die neben Qualifika-

tion und Gruppengrösse auch Eig-

nung/Erfahrung der Mitarbeitenden und 

Bedürfnisse der aktuellen Kinder-

gruppe in die Planung einbeziehen 

können. 

Zur Kenntnis genommen 
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014 Gemeinde-

rat Bern 

15   Die Anpassungen werden ausdrücklich 

begrüsst 

Zur Kenntnis genommen 

025 Gemeinde 

Lyss 

15   Erhöhung der Flexibilität bezüglich Be-

treuungsschlüssel wird begrüsst 

Zur Kenntnis genommen 

036 Gemeinde-

rat Thun 

15 1 & 

2 

 Zu Absatz 1 und 2: Die Anpassung, 

dass der Betreuungsschlüssel künftig 

für die Institution und nicht mehr pro 

Gruppe gelten soll, bringt mehr Flexibi-

lität für die Kitas, was grundsätzlich po-

sitiv bewertet wird. Der Betreuungs-

schlüssel scheint hinsichtlich der 

Gewährleistung einer «guten Qualität 

des Angebots» jedoch unangemessen, 

insbesondere bei grosser Kinderzahl, 

das heisst bei zu vielen Kindern im 

Vergleich zur Anzahl der Betreuenden. 

Das definierte Verhältnis Betreuungs-

personen zu Plätzen kann unter Um-

ständen für Betriebe Anreize schaffen, 

durch grosse Gruppen mit wenig Fach-

personal die Wirtschaftlichkeit zu ver-

bessern. Dies ist nicht im Sinne der 

Stadt Thun. 

Keine Berücksichtigung 

In Bezug auf die gesamte Kita gilt bereits heute ein Betreu-

ungsverhältnis von 1:5 respektive 2:12, 3:18 etc. In Bezug auf 

die Organisation von Betreuungsgruppen innerhalb der Institu-

tion will die GSI den Kitas gerade keine Vorgaben mehr ma-

chen, was vom Gemeinderat Thun ja grundsätzlich begrüsst 

wird. Wollte man stattdessen aber den Betreuungsschlüssel in 

Bezug auf das erforderliche Fachpersonal in der Institution ver-

schärfen, bräuchte es auch darüber noch einen politischen Dis-

kurs und eine Auseinandersetzung mit den (wirtschaftlichen) 

Konsequenzen für die Betriebe. Dies ist im Rahmen der vorlie-

genden Teilrevision nicht mehr möglich.  

Kindertagesstätten haben nebst dem Betreuungsschlüssel wei-

tere Qualitätsvorgaben zu erfüllen. Vgl. u.a. Art. 12 FKJV. 

036 Gemeinde-

rat Thun 

15 3  Zu Absatz 3: Die Platzzahlberechnung 

berücksichtigt nach wie vor die unter-

schiedlichen Bedürfnisse von Kindern 

unterschiedlichen Alters nicht. Eine Be-

rücksichtigung des fachlich anerkannt 

grossen Übergangs «Eintritt in den Kin-

dergarten» findet de facto durch Her-

absetzung des Schlüssels wie sie bis 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist (nähere Begründung siehe bei 014, 

Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief). 
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jetzt beschrieben ist, nicht statt. Gleich-

zeitig erfordert gerade dieser Übergang 

eine erhöhte Betreuung, dem über den 

Betreuungsschlüssel Rechnung getra-

gen werden sollte. 

 

Vorschlag: 

Absatz 3 (Analog Vorschlag Kibesu-

isse): 

lit. a für Kinder unter 18 Monate: 1,5 

Plätze 

lit. b für Kinder ab 18 Monate bis Ende 

2. Primarschuljahr: 1 Platz 

lit. c für Kinder ab der dritten Klasse: 

0,75 Plätze 

lit. d für Kinder mit besonderen Bedürf-

nissen unabhängig vom Alter: 1,5 

Plätze 

044 CJB 15   Nous saluons la souplesse apportée 

pour la constitution des différents 

groupes. 

Pris connaissance du commentaire. 

046 BKSE 15   Die unterschiedlichen Bedürfnisse von 

Kinder unterschiedlichen Alters muss 

beim Betreuungsschlüssel berücksich-

tigt werden. 

 

Vorschlag: 

Bisheriger Abs. 3 sinngemäss überneh-

men, wobei für Kinder bis 18 Monate 

1.5 Plätze zu rechnen sind. 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist (nähere Begründung siehe bei 014, 

Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief). 
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048 SP Kanton 

Bern 

15   Betreuungsschlüssel 

1a) Die bisherige Formulierung bezüg-

lich Betreuungsschlüssel und anwe-

sendem Fachpersonal pro Gruppe war 

zu einengend. Punktuell war damit ein 

Einhalten der Verordnung in der Praxis 

(fast) nicht möglich. Die nun vorge-

schlagene Auslegung des Betreuungs-

schlüssels für die ganze Kita, und da-

mit die Abkehr von fixen Gruppen, 

unterstützen wir. Es ist grundsätzlich 

richtig, dass den Kita Leitungen damit 

mehr Verantwortung bei der Einsatz-

planung des Fach- und Assistenzper-

sonals in den jeweiligen Gruppen zu-

kommt. Sie kennen die Fachkenntnisse 

und Kompetenzen ihrer Mitarbeiter:in-

nen. S. Bemerkung zu Art. 13 bezüg-

lich Anforderungen an Kita Leitungen. 

Der vorgeschlagene Betreuungsschlüs-

sel entspricht bezüglich dem anwesen-

dem Fachpersonal demjenigen der 

Verordnung über die Angebote zur so-

zialen Integration (ASIV). Diese Rege-

lung hat sich aus unserer Sicht be-

währt. 

Zur Kenntnis genommen 

052 EVP Kan-

ton Bern 

15   Siehe Bemerkung zu Art. 13a Siehe auch die Ausführungen der GSI dort (052, EVP Kanton 

Bern, Art. 13a) 

071 Handels- 

und Indust-

rieverein 

15   Art. 15 (Betreuungsschlüssel) Keine Berücksichtigung 
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des Kan-

tons Bern 

Die Wirtschaft begrüsst das Vorhaben, 

neu das Assistenzpersonal an den Be-

treuungsschlüssel anrechnen zu kön-

nen. Mit einem Betreuungsschlüssel für 

die gesamte Kindertagesstätte werden 

zwar Vorgaben zum Verhältnis des ein-

gesetzten (Fach-)Personals zu der An-

zahl der zu betreuenden Kinder ge-

macht, innerhalb der Kindertagesstätte 

können aber unterschiedliche Gruppen 

gebildet werden. Die Kindertagesstätten 

haben dadurch im Alltag mehr Flexibili-

tät, was die Wirtschaft sehr begrüsst. 

Gemäss dem neuen Abs. 2a kann «Üb-

riges Personal» nie an den Betreuungs-

schlüssel angerechnet werden. Die 

Wirtschaft fordert hier mehr Gestal-

tungsspielraum, die Kategorie sollte mit 

der Einschätzung der Kindertagesstät-

ten Leitung und bei Notstand als Assis-

tenzperson anrechenbar  

sein an den Betreuungsschlüssel. 

Im Sinne einer ausgewogenen Berücksichtigung der verschie-

denen Interessen (Wirtschaftlichkeit Kita, Qualität Kinderbetreu-

ung) hält die GIS an ihrem Entwurf fest. 

Mit der Unterteilung in Fach- und Assistenzpersonal und der 

damit einhergehenden Erweiterung des Personenkreises, wel-

ches zum Assistenzpersonal gezählt werden kann, sind Erleich-

terungen für die Kitas geschaffen worden. Eine professionelle 

Kinderbetreuung ist eng mit dem Betreuungsschlüssel ver-

knüpft. Für die Betreuung (noch) nicht qualifiziertes Personal 

muss deshalb explizit ausgeschieden werden. Art. 13 Abs. 2 

Bst. e (nach Konsultation neu: c) ermöglicht es jedoch dem üb-

rigen Personal, sich zu Assistenzpersonal weiterzuentwickeln.   

080 Kibesuisse 15   Die Einfachheit des Betreuungsschlüs-

sels findet bei erster Betrachtung gros-

sen Anklang, weil scheinbar Klarheit 

geschaffen wird. Gleichzeitig werden 

verschiedene Komponenten, wie etwa 

das Alter der Kinder und insbesondere 

die unterschiedlichen Qualifikationsni-

veaus des Personals und die damit 

einhergehenden Kompetenzen, nach 

Teilweise Berücksichtigung durch Präzisierung Vortrag 

Im Vergleich zur aktuellen FKJV gibt es mit den überarbei-

teten Bestimmungen wie vorgeschlagen verschiedene Er-

leichterungen: 

- Der Betreuungsschlüssel für Gruppen fällt weg 

- Erweiterung des bisherigen qualifizierten Personals 

(neu Assistenzpersonal, welches an den Betreu-

ungsschlüssel angerechnet werden kann). 

- Mehr Kompetenzen für Assistenzpersonal 
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wie vor nicht berücksichtigt und defi-

niert.  

Abs. 1a  

Hier ist unklar, was genau die Formu-

lierung «im Einsatz sein» heisst, insbe-

sondere in Kombination mit der Formu-

lierung in der Tabelle «bei belegten 

Plätzen». Da unter Art. 13a gemäss 

«Fassung Konsultationsverfahren» ge-

regelt ist, dass Assistenzpersonal 

keine alleinige Kompetenz hat (Fach-

personal in Rufweite), gibt es de facto 

wenig Verbesserung im Vergleich zur 

aktuellen Situation. Weder Randzeiten 

noch die unterschiedlichen tatsächli-

chen Kinderkonstellationen werden be-

rücksichtigt.  

Assistenzpersonal sowie in Ergänzung 

übriges Personal sollten grundsätzlich 

zum Betreuungsschlüssel zählen – na-

türlich in einem anderen Verhältnis als 

Fachpersonal. Der Betreuungsschlüs-

sel muss die Qualifikation der einzel-

nen Personen sowie das Alter der Kin-

der berücksichtigen. Hier rät kibesuisse 

dazu, die Empfehlungen aus der Ver-

bandsbroschüre «Richtlinien für die 

Betreuung von Kindern in Kindertages-

stätten» zu übernehmen (ggf. mit auf 

«ganze» Kinder gerundeten Zahlen) 

und angemessen zu erweitern. 

 

 

 

«im Einsatz sein» heisst, in der Kinderbetreuung, der unmittel-

baren pädagogischen Arbeit eingesetzt und nicht nur anwesend 

sein, aber mit Büroarbeit oder anderem beschäftigt. Inhaltlich 

wird daran festgehalten, es wird geprüft, ob dies im Vortrag 

noch besser zum Ausdruck gebracht oder allenfalls der Verord-

nungstext präzisiert werden kann. 

 

 

 

Randzeiten sind für Kinder schwierige Übergänge. Gerade hier 

ist Fachpersonal gefordert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Alter der Kinder wird in Art. 15 Abs. 3 berücksichtigt. Die 

unterschiedlichen Bedürfnisse der Kinder sind (u.a.) altersab-

hängig. 

 

Im Ergebnis unterscheiden sich die Regelungen der FKJV und 

von Kibesuisse nicht so sehr, wie es zunächst den Anschein 

macht. Den Kitas soll nach FKJV aber nur das Minimum an er-



 
 

 

 

 143/251 
 

Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

Abs. 3  

Die Berechnung der Plätze berücksich-

tigt nach wie vor nicht die unterschiedli-

chen Bedürfnisse von Kindern unter-

schiedlichen Alters. Insbesondere die 

jüngsten Kinder sollten länger höher 

gewichtet werden – dies muss mit ei-

ner entsprechenden Anpassung der 

Betreuungsgutscheinvorgaben einher-

gehen! 

 

Vorschlag: 

Für die gesamte Kindertagesstätte 

muss für die Betreuung der Kinder min-

destens das folgende Fach- und Assis-

tenzpersonal anwesend sein: 

a: für 1 bis 5 Plätze: eine Person 

b für 6 bis 12 Plätze: zwei Personen 

c für zusätzliche 6 Plätze: jeweils eine 

Person  

2 Mindestens die Hälfte des betreuen-

den Personals sind Fachpersonen ge-

mäss Artikel 13 Absatz 1. 

3 Massgebend bei der Berechnung der 

Plätze und damit bei der Beurteilung 

des Betreuungsschlüssels sind die an-

wesenden Kinder. 

4 Bei der Berechnung von Fach- und 

Assistenzpersonal werden Qualifika-

forderlichem Betreuungspersonal mit entsprechenden Qualifi-

kationen vorgeschrieben werden. Die FKJV überlässt es somit 

der Gestaltungsfreiheit der Kitas, mit zusätzlichen Betreuungs-

personen (u.a. übriges Personal) die für ihren Betrieb und die 

jeweiligen Aktivitäten sinnvollen Untergruppen zu bilden, so 

dass die Kinderbetreuung in der erforderlichen Qualität sicher-

gestellt werden kann.  

 

Abs. 3: Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung 

nicht Gegenstand dieser Vorlage ist (nähere Begründung siehe 

bei 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief). 

 

 

 

Vorschlag Abs. 1: Entspricht dem Konsultationsvorschlag 

 

Vorschlag Abs. 2: Diese Formulierung für einen neuen Abs. 2 

bringt keine Verbesserung – sie entspricht inhaltlich dem Kon-

sultationsvorschlag, welcher aber berücksichtigt, dass Men-

schen nicht halbiert werden können. 

 

 

Vorschlag Abs. 3: Soweit damit gemeint ist, dass ein Kind, wel-

ches zwar vertraglich einen Platz belegt, aber krankheitshalber 

abwesend ist, an diesem Tag betreffend den Betreuungs-

schlüssel nicht zu zählen ist, so ist die GSI einverstanden. Die 

für die Verordnung vorgeschlagene Formulierung ist jedoch vor 

dem Hintergrund der Gewichtung nach Abs. 3 Konsultationsent-

wurf missverständlich. Dass abwesende Kinder nicht zu zählen 

sind, kann aber im Vortrag präzisiert werden. 
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tion, Lern- und Erfahrungsstand ange-

messen berücksichtigt und Gewichtun-

gen vorgenommen. 

5 Übriges Personal wird im Betreu-

ungsschlüssel immer nur im Sinne ei-

ner Ergänzung berücksichtigt.  

6 Bei der Beurteilung des Betreuungs-

schlüssels sind die Plätze wie folgt be-

rechnet: 

a für Kinder unter achtzehn Monaten: 

1,5 Plätze, 

b für Kinder ab achtzehn Monaten vor 

dem Eintritt in den Kindergarten: 1 

Platz,  

c für Kinder ab Eintritt in den Kinder-

garten bis und mit 2. Klasse: 0,75 

Plätze,  

d für Kinder ab der dritten Klasse: 0,5 

Plätze,  

e für Kinder mit besonderen Bedürfnis-

sen unabhängig vom Alter: 1,5 Plätze.  

7 Bei stark reduzierter Kinderzahl in 

Randstunden genügt die alleinige An-

wesenheit von geeignetem Assistenz-

personal für maximal 30 Minuten pro 

Randzeit.  

8 Personen in Ausbildung zur Fachper-

son gemäss Artikel 13 Absatz 1 im 

zweiten Ausbildungs- bzw. Lehrjahr so-

wie übriges Personal gemäss Artikel 13 

Vorschlag Abs. 4: Auch dieser ergibt keine Änderung zum Kon-

sultationsvorschlag. Der Lern- und Erfahrungsstand muss ge-

mäss Art. 13 a berücksichtigt werden und hat damit auch einen 

Einfluss auf den Betreuungsschlüssel. 

Vorschlag Abs. 5: Es ist unklar was mit «Ergänzung zum 

Betreuungsschlüssel» gemeint ist. Der Betreuungsschlüs-

sel wird eingehalten oder nicht. Übriges Personal kann ge-

rade nicht zum Betreuungsschlüssel gerechnet werden. 

Vorschlag Abs. 6: keine Berücksichtigung, da beanstandete 

Regelung nicht Gegenstand dieser Vorlage ist (nähere Begrün-

dung siehe bei 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Be-

gleitbrief).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abs. 7 und 8 widersprechen sich. Übriges Personal ist nie As-

sistenzpersonal. Übergangsituationen sind für Kinder an-

spruchsvoll. Überdies finden hier auch Rückmeldungen an die 

Eltern statt. Hier ist Fachpersonal erforderlich. Daher keine Be-

rücksichtigung. 
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Absatz 3 gelten in der Regel nicht als 

geeignet im Sinne von Absatz 7. 

Im Übrigen scheint uns die vorgeschlagene Regelung kompli-

zierter und weniger verständlich als der Vorschlag gemäss 

Konsultationsvorlage. Die Einfachheit der neuen Regelung wird 

in anderen Rückmeldungen explizit begrüsst. Es wird sowohl 

materiell wie formell an dieser festgehalten. 

096 Kinderbe-

treuung 

Zollikofen 

Kibez 

15  Betreu-

ungs-

schlüssel 

 

Betreuungsschlüssel 

Die bisherige Formulierung bezüglich 

Betreuungsschlüssel und anwesendem 

Fachpersonal pro Gruppe war zu ein-

engend. Punktuell war damit das Ein-

halten der Verordnung nicht möglich.  

1a) Wir begrüssen eine flexiblere Aus-

legung des Betreuungsschlüssels für 

die ganze Kindertagesstäte und die 

Abkehr von fixen Gruppen. Dies ge-

währt einen grösseren Spielraum und 

ermöglicht Flexibilität im Alltag. Es ist 

richtig, dass den Leitungen damit mehr 

Verantwortung bei der Einsatzplanung 

des Fach- und Assistenzpersonals in 

den jeweiligen Gruppen zukommt. Sie 

kennen die Fachkenntnisse und Kom-

petenzen ihrer Mitarbeiter:innen. 

1a Abs 2) Die Vorgaben bezüglich 

Fachpersonal und Anzahl Kinder, wie 

in der Tabelle am Ende des Doku-

ments aufgeführt, werden ausdrücklich 

begrüsst. Sie entsprechen exakt den 

Vorgaben der früheren Verordnung 

ASIV. Diese haben sich in der Praxis 

bestens bewährt. 

Zur Kenntnis genommen 
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101 KiQ 15   Die Einfachheit des Betreuungsschlüs-

sels schafft Klarheit.  

 

KiQ begrüsst die neue Formulierung, 

die sich an die Romandie annähert und 

die Gewichtung der Kinder aufheben 

würde. Nur so kann man die Bedürf-

nisse der Eltern besser entgegenkom-

men, ohne die regelmässige Kapazi-

tätsbeschränkung, wenn eine Familie 

ein Baby betreuen lassen will und wir 

wegen ½ Platz keinen Platz anbieten 

können, obwohl ein paar Monate, so-

gar manchmal nur Wochen später, das 

Problem sich von allein löst. 

Wir möchten auch noch 2 Hinweise 

machen: 

- In der Tabelle sollte von betreu-

ten Kindern gesprochen wer-

den und nicht mehr von «beleg-

ten Plätzen», um die mögliche 

Konfusion mit dem Gewich-

tungssystem definitiv zu mei-

den. 

- Die Schritte sollten auf 7-Kinder 

stufigen erhöht werden. In der 

Romandie sind’s 5 bébés für 

eine erwachsene Person, 7 

Trotteurs und 10 Grands. Der 

Durchschnitt wäre also näher 

bei 7 als bei 6. 

Keine Berücksichtigung 

 

 

Das stimmt so nicht. Es geht um die gewichtet belegten Plätze 

und nicht um die Anzahl Kinder nach Köpfen. Die Gewichtung 

wird also beibehalten. 

Andere Eingaben verlangen sogar, dass Kinder länger (bis 18 

Monate) 1.5 Plätze belegen. Im Sinne einer ausgewogenen Be-

rücksichtigung der verschiedenen Interessen (z.B. Wirtschaft-

lichkeit Kita, Qualität Kinderbetreuung) hält die GIS an ihrem 

Entwurf fest. 

 

Siehe auch Ausführungen bei 080, kibesuisse, Art. 15 
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Vorschlag: 

Tabelle wie folgt anpassen: 

Total Personal Davon Fachperso-

nal 

Bei betreuten Kin-

dern wie folgt 

1 1 1 bis 6 

2 1 7 bis 14 

3 2 15 bis 21 

4 2 22 bis 28 

5 3 29 bis 35 

6 3 36 bis 42 

Usw.   

 

Abs 2: aufheben 

Abs 3: aufheben 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

15   Abs. 3: Der Faktor 1,5 sollte für Kinder 

bis 18 Monate gelten. Aufgrund der in-

tensiven kindlichen Entwicklung zwi-

schen 12 bis 18 Monaten nimmt der 

zusätzliche Aufwand bei Einjährigen 

nicht ab, sondern eher noch zu. 

 

Die Einfachheit des Betreuungsschlüs-

sels findet bei erster Betrachtung gros-

sen Anklang, weil scheinbar Klarheit 

geschaffen wird. Gleichzeitig werden 

verschiedene Komponenten, wie etwa 

das Alter der Kinder und insbesondere 

die unterschiedlichen Qualifikationsni-

veaus des Personals und die damit 

Abs. 3: Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung 

nicht Gegenstand dieser Vorlage ist (nähere Begründung siehe 

bei 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief). 

 

Betr. der restlichen Eingabe: Siehe Ausführungen bei 080, kibe-

suisse, Art. 15 (Vortrag wird präzisiert) 
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einhergehenden Kompetenzen, nach 

wie vor nicht berücksichtigt und defi-

niert. 

Abs. 1 

a Hier ist unklar, was genau die Formu-

lierung «im Einsatz sein» heisst, insbe-

sondere in Kombination mit der Formu-

lierung in der Tabelle «bei belegten 

Plätzen». Da unter Art. 13a gemäss 

«Fassung Konsultationsverfahren» ge-

regelt ist, dass Assistenzpersonal 

keine alleinige Kompetenz hat (Fach-

personal in Rufweite), gibt es de facto 

wenig Verbesserung im Vergleich zur 

aktuellen Situation. Weder Randzeiten 

noch die unterschiedlichen tatsächli-

chen Kinderkonstellationen werden be-

rücksichtigt. 

Assistenzpersonal sowie in Ergänzung 

übriges Personal sollten grundsätzlich 

zum Betreuungsschlüssel zählen – na-

türlich in einem anderen Verhältnis als 

Fachpersonal. Der Betreuungsschlüs-

sel muss die Qualifikation der einzel-

nen Personen sowie das Alter der Kin-

der berücksichtigen. Hier rät der 

Kinderhut dazu, die Empfehlungen aus 

der Verbandsbroschüre «Richtlinien für 

die Betreuung von Kindern in Kinderta-

gesstätten» zu übernehmen (ggf. mit 
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auf «ganze» Kinder gerundeten Zah-

len) und angemessen zu erweitern.  

Abs. 3  

Die Berechnung der Plätze berücksich-

tigt nach wie vor nicht die unterschiedli-

chen Bedürfnisse von Kindern unter-

schiedlichen Alters. Insbesondere die 

jüngsten Kinder sollten länger höher 

gewichtet werden – dies muss mit einer 

entsprechenden Anpassung der Be-

treuungsgutscheinvorgaben einherge-

hen! 

 

Vorschlag: 

Abs. 3, a: für Kinder unter 18 Monaten: 

1,5 Plätze  

Abs. 3, b: für Kinder ab 18 Monaten vor 

dem Eintritt in den Kindergarten: 1 

Platz 

 

 

1 Für die gesamte Kindertagesstätte 

muss für die Betreuung der Kinder min-

destens das folgende Fach- und Assis-

tenzpersonal anwesend sein:  

a: für 1 bis 5 Plätze: eine Person  

b für 6 bis 12 Plätze: zwei Personen  

c für zusätzliche 6 Plätze: jeweils eine 

Person 
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2 Mindestens die Hälfte des betreuen-

den Personals sind Fachpersonen ge-

mäss Artikel 13 Absatz 1.  

3 Massgebend bei der Berechnung der 

Plätze und damit bei der Beurteilung 

des Betreuungsschlüssels sind die an-

wesenden Kinder.  

4 Bei der Berechnung von Fach- und 

Assistenzpersonal werden Qualifika-

tion, Lern- und Erfahrungsstand ange-

messen berücksichtigt und Gewichtun-

gen vorgenommen.  

5 Übriges Personal wird im Betreu-

ungsschlüssel immer nur im Sinne ei-

ner Ergänzung berücksichtigt.  

6 Bei der Beurteilung des Betreuungs-

schlüssels sind die Plätze wie folgt be-

rechnet:  

a für Kinder unter achtzehn Monaten: 

1,5 Plätze,  

b für Kinder ab achtzehn Monaten vor 

dem Eintritt in den Kindergarten: 1 

Platz,  

c für Kinder ab Eintritt in den Kinder-

garten bis und mit 2. Klasse: 0,75 

Plätze,  

d für Kinder ab der dritten Klasse: 0,5 

Plätze,  

e für Kinder mit besonderen Bedürfnis-

sen unabhängig vom Alter: 1,5 Plätze.  
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7 Bei stark reduzierter Kinderzahl in 

Randstunden genügt die alleinige An-

wesenheit von geeignetem Assistenz-

personal für maximal 30 Minuten pro 

Randzeit.  

8 Personen in Ausbildung zur Fachper-

son gemäss Artikel 13 Absatz 1 im 

zweiten Ausbildungs- bzw. Lehrjahr so-

wie übriges Personal gemäss Artikel 13 

Absatz 3 gelten in der Regel nicht als 

geeignet im Sinne von Absatz 7. 

029 Gemeinde-

rat Muri 

16   Siehe unsere Ergänzung im Artikel 13a Siehe auch die Ausführungen der GSI dort (029, Gemeinderat 

Muri, Art. 13a) 

044 CJB 16   Quelles sont les modalités de prise 

en charge des stagiaires ? 

Voir art. 13, 13a et 15 OEJF 

080 Kibesuisse 16   Kibesuisse begrüsst die Aufhebung 

des wenig zweckdienlichen und als 

missverständlich erlebten Artikels 16. 

Zur Kenntnis genommen 

093 Stiftung 

Kinderta-

gesstätten 

Bern 

16   Wir begrüssten die Aufhebung des we-

nig zweckdienlichen und als missver-

ständlich erlebten Artikels 16. 

Zur Kenntnis genommen 

096 Kinderbe-

treuung 

Zollikofen 

Kibez 

16   s. Bemerkungen Artikel 13 b Siehe auch die Ausführungen der GSI dort (096, Kinderbetreu-

ung Zollikofen Kibez, Art. 13) 

101 KiQ 16   KiQ begrüsst die Aufhebung des wenig 

zweckdienlichen und als missverständ-

lich erlebten Artikels 16. 

Zur Kenntnis genommen 
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106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

16   Der Kinderhut begrüsst die Aufhebung 

des wenig zweckdienlichen und als 

missverständlich erlebten Artikels 16. 

Zur Kenntnis genommen 

014 Gemeinde-

rat Bern 

18 3  Abs. 3: Eine Auffrischung mindestens 

alle zwei Jahre steht bezüglich des 

Aufwands und der einzusetzenden Ar-

beitszeit der betroffenen Mitarbeiten-

den einer gründlicheren Kindernothil-

feausbildung entgegen. Zudem müsste 

bezüglich neuer Erkenntnisse auch re-

gelmässig eine Vertiefung stattfinden. 

Die hohe Kadenz allein leistet keine 

qualitative Sicherheit. 

 

Vorschlag: 

… mindestens alle drei Jahre mittels 

halb- oder ganztägigen Kurses vertie-

fen. 

Diese Bestimmung wird materiell nicht geändert, sondern nur 

formell an die neue Regelung betreffend die Betreuungsverant-

wortung angepasst. Daher kann diesem Anliegen auch nicht im 

Rahmen dieser Teilrevision entsprochen werden (nähere Be-

gründung siehe bei 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus 

Begleitbrief) 

080 Kibesuisse 18   Die Wiederholungskurse für alle Mitar-

beitenden inkl. Lernende sind sehr 

teuer und aufwendig. Daher ist hier 

eine weniger hohe Frequenz wün-

schenswert. 

 

Vorschlag: 

3 …und diese mindestens alle drei 

Jahre wiederholen. 

Keine Berücksichtigung, siehe 014, Gemeinderat Bern, Art. 18 

Abs. 3 

093 Stiftung 

Kinderta-

gesstätten 

Bern 

18   Die Wiederholungskurse für alle Mitar-

beitenden inkl. Lernende sind sehr 

teuer und aufwändig. Daher ist hier 

Keine Berücksichtigung, siehe 014, Gemeinderat Bern, Art. 18 

Abs. 3 



 
 

 

 

 153/251 
 

Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

eine weniger hohe Frequenz wün-

schenswert. 

 

Vorschlag: 

Abs. 3: …und diese mindestens alle 

drei Jahre wiederholen 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

18   Die Wiederholungskurse für alle Mitar-

beitenden inkl. Lernende sind sehr 

teuer und aufwendig. Daher ist hier 

eine weniger hohe Frequenz wün-

schenswert. 

Der Geltungsbereich für die TFO sollte 

ebenfalls erläutert werden. 

 

Vorschlag:  

3 …und diese mindestens alle drei 

Jahre wiederholen. 

 

Ergänzen 

Keine Berücksichtigung, siehe 014, Gemeinderat Bern, Art. 18 

Abs. 3 

 

 

Die Bestimmungen in der FKJV unter dem Abschnitt «2.1 Be-

willigung und Aufsicht Kindertagesstätten» hat keine Geltung 

für TFO. Für diese ist der neue Abschnitt «2.1b Bewilligung und 

Aufsicht Tagesfamilienorganisationen» massgeblich. 

Zum Vorschlag: Keine Berücksichtigung, siehe 014, Gemeinde-

rat Bern, Art. 18 Abs. 3 

029 Gemeinde-

rat Muri 

19   Grundsätzlich einverstanden. Wir fra-

gen uns nur, was wir machen, wenn 

der Kanton mit der Rückmeldung aus 

dem Strafregister im Verzug ist? 

Ein zügiges Verfahren mit zeitnaher Rückmeldung wird ange-

strebt, dies liegt nicht im alleinigen Einflussbereich der GSI. 

046 BKSE 19   Der Leumund muss entsprechend den 

Tagesfamilien regelmässig überprüft 

werden können. 

Ja. Dies wird aber nicht durch Art. 19 gewährleistet, sondern 

mit der Ergänzung von Art. 25 Abs. 1 FKJV. Siehe dazu auch 

die entsprechenden Ausführungen im Vortrag zu Art. 25 (Seite 

9 in Version für Konsultation). 

Gleichwohl kann Art. 19 Abs. 1 Bst. b entsprechend ergänzt 

werden. 

048 SP Kanton 

Bern 

19   Schutz vor Grenzüberschreitungen Zur Kenntnis genommen 
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Diese Anpassung erfolgt aufgrund der 

veränderten übergeordneten Bundes-

gesetzgebung. Der vorgeschlagene 

Ablauf ist für die Kita’s herausfordernd. 

Er muss sich in der Praxis noch be-

währen. 

080 Kibesuisse 19 1b,d  Abs. 1 Bst. b  

Die jährliche Wiederholungsmeldung 

fehlt (vgl. auch Art. 27l).  

Abs. 1 Bst. d  

Diese Bestimmung bedeutet konkret, 

dass eine Fachperson erst nach Rück-

meldung durch das AIS alleine plan- 

und einsetzbar ist. Die Anschlussfrage 

lautet deshalb, ob und wie das AIS 

eine speditive Bearbeitung gewährleis-

ten kann. 

 

Vorschlag:  

1 

b melden dem AIS zu diesem Zweck 

von allen Mitarbeiterinnen und Mitar-

beitern rechtzeitig im Voraus oder spä-

testens bei Vertragsunterzeichnung 

und danach jährlich die Personalien… 

Zu Abs. 1 Bst. b: Ist mit Änderung in Art. 25 Abs. 1 FKJV si-

chergestellt, gleichwohl Präzisierung in Art. 19 – siehe Ausfüh-

rungen bei 046, BKSE, Art. 19 

 

Siehe Ausführungen zu Nr. 029, Gemeinderat Muri, Art. 19 

085 FKS Spiel-

gruppen 

19   Die Leumundsprüfung ist für die Spiel-

gruppenleitenden auch wichtig. So-

lange die Spielgruppen keine Bewilli-

gung brauchen, ist die 

Leumundsprüfung nicht garantiert, 

Keine Berücksichtigung 

Betreffend Bewilligungspflicht Spielgruppen siehe Ausführun-

gen zu 085, FKS Spielgruppen, Allgemeine Bemerkungen so-

wie 085, FKS Spielgruppen, Art. 4 
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könnte aber natürlich bei einer Bewilli-

gungspflicht gefordert werden. 

Anbieterinnen und Anbieter von Spielgruppen können aber von 

den Spielgruppenleitenden Privat- und Sonderprivatauszug aus 

dem Strafregister verlangen. 

093 Stiftung 

Kinderta-

gesstätten 

Bern 

19   1b: jährliche Wiederholungsmeldung 

fehlt, vgl. Art. 27l (TFO).  

1d: Das heisst, eine Fachperson ist 

erst nach Rückmeldung durch das AIS 

alleine plan- und einsetzbar. Wie kann 

das AIS eine speditive Bearbeitung ge-

währleisten? 

 

Vorschlag: 

1b: melden dem AIS zu diesem Zweck 

von allen Mitarbeiterinnen und Mitar-

beitern rechtzeitig im Voraus oder spä-

testens bei Vertragsunterzeichnung 

und danach jährlich die Personalien … 

Teilweise Berücksichtigung 

Siehe Ausführungen bei 046, BKSE, Art. 19 

Siehe Ausführungen bei 029, Gemeinderat Muri, Art. 19 

096 Kinderbe-

treuung 

Zollikofen 

Kibez 

19   Entspricht der neuen übergeordneten 

Bundesgesetzgebung. Der vorgeschla-

gene Ablauf müsste sich in der Praxis 

noch bewähren. 

Siehe Ausführungen bei 029, Gemeinderat Muri, Art. 19 

101 KiQ 19   1b: jährliche Wiederholungsmeldung 

fehlt, vgl. Art. 27l (TFO).  

1d: Das heisst, eine Fachperson ist 

erst nach Rückmeldung durch das AIS 

alleine plan- und einsetzbar. Wie kann 

das AIS eine speditive Bearbeitung ge-

währleisten? 

 

Vorschlag: 

Teilweise Berücksichtigung 

Siehe Ausführungen bei 046, BKSE, Art. 19 

Siehe Ausführungen bei 029, Gemeinderat Muri, Art. 19 
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1b: melden dem AIS zu diesem Zweck 

von allen Mitarbeiterinnen und Mitar-

beitern rechtzeitig im Voraus oder spä-

testens bei Vertragsunterzeichnung 

und danach jährlich die Personalien … 

104 Die Mitte 

Kanton 

Bern 

19   Wir sind gespannt, wie und ob die Um-

setzung der Überprüfungen zeitnah und 

unkompliziert erfolgen werden können. 

Siehe Ausführungen bei 029, Gemeinderat Muri, Art. 19 

105 SSLV 19   Die Leumundsprüfung ist für die Spiel-

gruppenleitenden auch wichtig. So-

lange die Spielgruppen keine Bewilli-

gung brauchen, ist die 

Leumundsprüfung nicht garantiert, 

könnte aber natürlich bei einer Bewilli-

gungspflicht gefordert werden. 

Keine Berücksichtigung 

Betreffend Bewilligungspflicht Spielgruppen siehe Ausführun-

gen zu 085, FKS Spielgruppen, Allgemeine Bemerkungen so-

wie 085, FKS Spielgruppen, Art. 4 

Betreffend Leumundsprüfung siehe auch Ausführungen bei 

085, FKS Spielgruppen, Art. 19 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

19 1  Abs. 1 

d Diese Bestimmung bedeutet konkret, 

dass eine Fachperson erst nach Rück-

meldung durch das AIS alleine plan- 

und einsetzbar ist. Die Anschlussfrage 

lautet deshalb, ob und wie das AIS 

eine speditive Bearbeitung gewährleis-

ten kann. 

Siehe Ausführungen bei 029, Gemeinderat Muri, Art. 19 

080 Kibesuisse 21 2e  Kibesuisse stört sich am unklaren Be-

griff «Personalien»: Welche Angaben 

umfassen «die Personalien»? Und wie 

ist der Datenschutz bei der Übermitt-

lung dieser Angaben gewährleistet? 

Teilweise Berücksichtigung 

Die FKJV übernimmt die Terminologie vom Bundesrecht, vgl. 

Art. 17 Abs. 3 PAVO. Die Leumundsprüfung muss möglich, die 

Person eineindeutig identifizierbar sein. Man kann den Vortrag 

entsprechend präzisieren. 

Die Kantonsverwaltung hat den Datenschutz immer zu gewähr-

leisten (vgl. Datenschutzgesetz vom 19. Februar 1986 (KDSG; 

BSG 152.04) 
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101 KiQ 21   2e: «die Personalien» - Wie ist der Da-

tenschutz bei der Übermittlung der An-

gaben gewährleistet? Welche Angaben 

umfasst «die Personalien»? 

Teilweise Berücksichtigung 

Siehe Ausführungen bei 080, Kibesuisse, Art. 21 Abs. 2 Bst. e 

048 SP Kanton 

Bern 

25   s. Bemerkungen zu Art. 19 Zur Kenntnis genommen 

080 Kibesuisse 26 1  Kibesuisse geht davon aus, dass die 

gängige Praxis der Kontrollbesuche im 

Sinne einer «allgemeinen/zeitlich 

grosszügig eingegrenzten Vorankündi-

gung» beibehalten wird. In Ausnahme-

fällen wird ein komplett unangemelde-

ter Kontrollbesuch begrüsst, wenn zum 

Beispiel gemeldete Verstösse oder be-

gründete Verdachtsfälle vorliegen.  

Vereinzelt berichten Mitglieder von ent-

standenen Irritationen bei Kindern oder 

Verunsicherung beim Personal (z.B. 

aufgrund fehlenden Zugriffs auf rele-

vante Dokumente) im Rahmen von un-

angemeldeten Besuchen, daher be-

steht die Bitte nach einem Beibehalten 

einer sensiblen Umsetzungsgestaltung 

und allfälliges explizites Erläutern im 

Vortrag, was unter «unangemeldet» in 

der Handhabung zu verstehen ist. 

Die gängige Praxis wird beibehalten. 

Siehe auch Ausführungen bei 101, KiQ, Art. 26 

101 KiQ 26   Kontrollbesuche sollten in der Regel 

angemeldet und nur in Ausnahmefäl-

len, z.B. bei gemeldeten Verstössen o-

der begründeten Verdachtsfällen unan-

gemeldet. Als Grund ist hier 

Art. 26 wird materiell nicht geändert, sondern entspricht gelten-

dem Recht. Die Bestimmung wird einfach dahingehend präzi-

siert, dass sie auch die Möglichkeit einer Auslagerung nach Art. 

110 SLG abbildet. Daher kann diesem Anliegen auch nicht im 
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insbesondere eine festzustellende Irri-

tation bei den Kindern anzumerken und 

dass das anwesende Personal allen-

falls in Erklärungsnot gerät, weil es bei-

spielsweise keinen Zugriff auf rele-

vante Dokumente hat. 

 

Vorschlag: 

Abs. 1  

In den Kindertagesstätten werden re-

gelmässig und in der Regel angemel-

dete Kontrollen vor Ort durchgeführt. In 

begründeten Ausnahmefällen können 

Kontrollbesuche unangemeldet stattfin-

den. 

Rahmen dieser Teilrevision entsprochen werden (nähere Be-

gründung siehe bei 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus 

Begleitbrief). 

104 Die Mitte 

Kanton 

Bern 

26   Wir begrüssen die vorgesehene Rege-

lung zur Durchführung von Kontrollen. 

Zur Kenntnis genommen 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

26   Abs. 1: Es sollten in der Regel ange-

meldete Kontrollen durchgeführt wer-

den und nur bei Bedarf unangemeldete 

(z. B. wenn Hinweise auf Missstände 

bestehen).  

Gründe: Irritation der Kinder, Betreu-

ungspersonal vor Ort kann in der Regel 

nicht alle Fragen beantworten oder Un-

terlagen vorlegen. 

Die sollte so auch für die TFO gelten. 

 

Vorschlag: 

Keine Berücksichtigung 

Siehe Ausführungen bei 101, KiQ, Art. 26 
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Abs. 1: In den Kindertagesstätten und 

TFO werden regelmässig und in der 

Regel angemeldete Kontrollen vor Ort 

durchgeführt. 

108 Kibe Konol-

fingen 

26   Kontrollbesuche sollten in der Regel 

angemeldet und nur in Ausnahmefäl-

len, z.B. bei gemeldeten Verstössen o-

der begründeten Verdachtsfällen unan-

gemeldet. Als Grund ist hier 

insbesondere eine festzustellende Irri-

tation bei den Kindern anzumerken und 

dass das anwesende Personal allen-

falls in Erklärungsnot gerät, weil es bei-

spielsweise keinen Zugriff auf rele-

vante Dokumente hat. 

 

Vorschlag: 

Abs. 1  

In den Kindertagesstätten werden re-

gelmässig und in der Regel angemel-

dete Kontrollen vor Ort durchgeführt. In 

begründeten Ausnahmefällen können 

Kontrollbesuche unangemeldet stattfin-

den. 

Keine Berücksichtigung 

Siehe Ausführungen bei 101, KiQ, Art. 26 

 

022 Gemeinde-

rat Köniz 

27c 2  Absatz 2. Im Vortrag wird erwähnt, 

dass mit Blick auf das Aufsichtskon-

zept KESB und die bestehenden Sub-

delegationsverträge klar sei, dass die 

TFO bisher mit der Durchführung von 

standardisierten Aufsichtsprozessen 

und der Berichterstattung an die KESB 

Keine Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen bei 080, Kibesuisse, Art. 27c. 

 

Ergänzend:  

Art. 110 SLG bezieht sich auf Aufsichtsaufgaben, welche nicht 

direkt vom Gesetz delegiert worden sind. Also z.B. auf die Kon-

trollaufgaben, welche die zuständige Stelle der GSI nach Art. 
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nicht nur ihre Arbeitgeberpflichten er-

füllten, sondern einen Teil der staatli-

chen, operationellen Aufsichtsaufga-

ben durchführten, wofür sie auch 

entschädigt wurden. Dieses System 

hätte sich bewährt und solle daher mit 

der Regelung nach Art. 109 SLG im 

Grundsatz weitergeführt werden. Die 

Gemeinde Köniz ist erachtet es als 

höchst problematisch, wenn eine TFO 

ihre selber rekrutierten und von ihnen 

angestellten Tagesfamilien auch selbst 

beaufsichtigt (Rollen- und Interessens-

konflikt). Zu denken ist insbesondere 

daran, dass die TFO nach wirtschaft-

lich orientierten Gesichtspunkten da-

rauf angewiesen sein könnte, ihren Be-

darf an Tagesfamilien abzudecken und 

dabei immer in einem (mindestens wirt-

schaftlichen) Interessenskonflikt steht 

und die Gefahr besteht, dass wirt-

schaftliche Interessen der TFO über 

den aufsichts- resp. kindesschutzrecht-

lichen Aspekten stehen. Aufgrund die-

ser Überlegungen hat, wohl wie in an-

deren Gemeinden auch, die Gemeinde 

Köniz gemäss Art. 110 SLG die Auf-

sichtsaufgabe im Auftrag der bisher zu-

ständigen Kindes- und Erwachsenen-

schutzbehörde gemäss 

Subdelegationsvertrag ausgeübt. Im 

109 Abs. 2 SLG über die freischaffenden Betreuungspersonen 

in Tagesfamilien wahrnehmen muss. Oder die Kontrollen der 

Kitas, welche die zuständige Stelle der GSI gestützt auf Art. 

107 Abs. 1 SLG durchführen muss. Diese Aufgaben kann die 

GSI gestützt auf Art. 110 SLG auf Dritte übertragen. 

Art. 109 Abs. 1 SLG delegiert hier jedoch die Kontrollaufgaben 

direkt an die TFO und nimmt damit in Kauf, dass die Unabhän-

gigkeit nicht gewährleistet ist.  

Wer die Aufsicht in den Tagesfamilien durchführen wird, die 

keiner TFO angeschlossen sind, ist noch nicht festgelegt. Aktu-

ell laufen Verhandlungen mit regionalen Sozialdiensten bzw. 

TFO. 
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Vortrag wird einzig festgehalten, dass 

das AIS im Rahmen seiner Zuständig-

keit und gestützt auf Artikel 110 SLG 

auch Dritte mit der Durchführung der 

Kontrollen beauftragen kann. Wann 

dies der Fall sein könnte wird nicht 

ausgeführt. Der Gemeinderat von Kö-

niz ist dezidiert der Ansicht, dass diese 

Aufsichtstätigkeit in einem so heiklen 

Gebiet wie dem Kindesschutz eine rein 

staatliche Aufgabe bleiben muss und 

dass die Gemeinden aufgrund Art. 110 

SLG generell mit dieser Aufsichtsauf-

gabe aufgrund von Good Governance-

Überlegungen beauftragt werden soll-

ten. Es wäre wünschenswert, wenn 

diese Aufsichtstätigkeit vom AIS an 

dieselben Gemeinden delegiert würde, 

wie es das Kantonale Jugendamt für 

die Aufsichtstätigkeit im Bereich des 

Pflegekinderbereiches derzeit vorsieht 

(je KESB-Kreis eine Gemeinde). 

 

Vorschlag: 

Art. 27c Abs. 3 Bei Betreuungsperso-

nen in Tagesfamilien, die bei einer Ta-

gesfamilienorganisation angestellt sind, 

obliegt die Wahrnehmung der operatio-

nellen Aufsichtsaufgaben nach den 

Vorgaben des AIS der vom AIS beauf-

tragten Gemeinde. 
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022 Gemeinde-

rat Köniz 

27c  Indirekte 

Ände-

rung: Arti-

kel 7 ZAV 

Ab dem 1. Januar 2024 fällt die Auf-

sicht über Tagesfamilien nicht mehr in 

die Zuständigkeit der KESB, jedoch 

bleibt, sollte der Kanton die Ände-

rungsvorschläge der Gemeinde Köniz 

betr. Art. 27 c berücksichtigen, die Auf-

sichtstätigkeit ganz oder teilweise bei 

der Gemeinde. Deshalb ist die Ent-

schädigung in ebendieser Grössenord-

nung im Rahmen der SHV aufzuneh-

men. Dies wäre überdies auch nötig, 

sollte das AIS die Aufsichtstätigkeit wie 

im Vortrag ausgeführt, an Dritte dele-

gieren wollen. 

 

Vorschlag: 

An geeigneter Stelle (in der SHV) ist 

die Entschädigung analog Art. 7 f für 

die an Dritte delegierte Aufsichtstätig-

keit festzulegen. 

Keine Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen bei 025, Gemeinde Lyss, Artikel 7 ZAV 

027 Gemeinde-

rat Mün-

chenbuch-

see 

27e   Zeitrahmen auf 2 Jahre anpassen oder 

Subventionierung durch den Kanton 

(analog Kantone Freiburg und Solo-

thurn). 

 

Vorschlag: 

Einerseits muss zuerst ein Ausbil-

dungsplatz gefunden werden (oftmals 

ausserhalb der Region), andererseits 

ist die Grundkursausbildung für die 

TFO kostenaufwändig – rund CHF 

Keine Berücksichtigung.  

Ausbildungskosten sind auch bisher nicht entschädigt worden. 

Der Grundbildungskurs wird auch nach geltendem Recht zu-

mindest von den Betreuungspersonen mit Anschluss an eine 

TFO verlangt (vgl. Art. 33 Abs. 2 Bst. e). Die Änderung dieses 

Grundsatzes ist nicht Gegenstand der Teilrevision. In der 

Grundkursausbildung werden wichtige Inhalte zu Pädagogik, 

Recht und Kindersicherheit vermittelt. Der Kurs sollte deshalb 

baldmöglichst nach Abschluss eines Betreuungsvertrages ab-

geschlossen werden. 
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1'000.00 (vor allem wenn Betreuungs-

personen innerhalb eines Jahres den 

Vertrag mit der TFO wieder künden). 

Vorschlag: …müssen vor oder wäh-

rend den ersten zwei Jahren…. Oder: 

Der Kanton Bern übernimmt die Kos-

ten. 

034 Gemeinde 

Spiez 

27e 2  Abs 2 eine jährliche Überprüfung ist 

sehr kostspielig. Hier sollte überlegt 

werden ob nicht z.B. alle drei Jahre 

diese Überprüfung stattfindet und dafür 

jährlich eine Selbstverpflichtungserklä-

rung beim Aufsichtsbesuch eingeholt 

wird. 

 

Vorschlag: 

3 ……, was vor Beginn der Tätigkeit 

und danach alle drei Jahre zu überprü-

fen ist. 

Wir gehen davon aus, dass sich diese Bemerkung auf Absatz 3 

bezieht. Keine Berücksichtigung. Begründung: Die jährliche 

Überprüfungspflicht ergibt sich aus Bundesrecht (Art. 12 Abs. 2 

PAVO i.V.m. Art. 10 Abs. 2 PAVO) und kann im kantonalen 

Recht daher nicht verlängert werden 

034 Gemeinde 

Spiez 

27e 3  Abs 3 a hier sollte angestrebt werden, 

dass das AIS alle Betreuungspersonen 

und deren in ihrem Haushalt gehören-

den Personen durch Einsichtnahme in 

den Behördenauszug 2 aus dem Straf-

register erfolgen kann. 

 

Vorschlag: 

3a durch Einsichtnahme des AIS in den 

Behördenauszug 2 aus dem Strafregis-

ter. 

Keine Berücksichtigung 

Diese Lösung wird auch seitens Kanton angestrebt und soll, so-

weit nach Bundesrecht zulässig, auch umgesetzt werden. Nach 

den geltenden Bestimmungen ist das Einholen des Behörden-

auszugs jedoch aktuell für im gleichen Haushalt lebende Perso-

nen nicht möglich (vgl. Art. 7 PAVO). Auch die GSI erachtet 

dies als unbefriedigend und hat gegenüber dem Bundesamt für 

Justiz auch bereits eine entsprechende Anpassung angeregt. 

Mit der gewählten Formulierung in Art. 27e Abs. 3 wird sicher-

gestellt, dass die Leumundsprüfung immer dann, wenn die Ein-

sicht in den Behördenauszug 2 nach Bundesrecht zulässig ist, 

auch mittels Behördenauszug 2 zu vollziehen ist. Und dass im 
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Falle einer Anpassung der bundesrechtlichen Vorgaben ein 

umgehender Vollzug ohne Anpassung des kantonalen Rechts 

möglich sein wird. 

036 Gemeinde-

rat Thun 

27e   Die neuen Vorgaben, dass Betreu-

ungspersonen einen Grundbildungs-

kurs absolvieren müssen und keine 

Straftrat begangen haben dürfen, auf-

grund der das Kindeswohl gefährdet 

erscheint (und dies mit entsprechen-

den Auszügen zu kontrollieren ist), 

werden begrüsst. 

Zur Kenntnis genommen 

048 SP Kanton 

Bern 

27e   Eine jährliche Überprüfung wird in 

Frage gestellt; dieser Punkt ist zu über-

arbeiten. 

Keine Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen zu 034, Gemeinde Spiez, Art. 27e Abs. 2  

080 Kibesuisse 27e 1  Abs. 1  

kibesuisse fordert, dass definierte Be-

treuungspersonen die Tätigkeit im 

Falle einer Krankheitsvertretung oder 

Ähnliches nicht an andere Personen 

delegieren können, die so nicht als 

«Betreuungsperson» definiert wurden. 

Diese Ausschlussmöglichkeit könnte 

durch einen Zusatz, wie im Vorschlag 

ergänzt, berücksichtigt werden.  

Gemäss kibesuisse-Richtlinien müssen 

Betreuungspersonen die Tätigkeit per-

sönlich durchführen. Die TFO können 

so in die Pflicht genommen werden, 

sich daran zu halten. Ansonsten ist es 

nur im Arbeitsgesetz festgehalten und 

damit der Haltung der TFO überlassen, 

Dies müsste nach dem Verständnis der GSI bereits heute so 

sein – eine sprachliche Präzisierung würde aber wohl tatsäch-

lich Klarheit schaffen. 

 

Wird daher inhaltlich übernommen – konkrete Formulierung ist 

noch zu prüfen. 



 
 

 

 

 165/251 
 

Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

wie sie dies handhabt. Auch für frei-

schaffende Betreuungspersonen ist 

eine Bestimmung nötig, da für sie 

sonst gar keine Regelung besteht. 

 

Vorschlag: 

1 …Kindern Gewähr bieten. Die Be-

treuungsperson führt die Tätigkeit per-

sönlich aus und darf diese nicht an 

Dritte delegieren. 

 

080 Kibesuisse 27e 2  Abs. 2  

Gemäss den kibesuisse-Richtlinien zur 

Qualifikation von Betreuungspersonen 

in Tagesfamilien gehört zu den ver-

bindlichen Standards, dass diese sich 

regelmässig weiterbilden. Empfohlen 

wird eine jährliche pädagogische Wei-

terbildung im Umfang von sechs Lern-

stunden und ein Auffrischen des Not-

hilfe-Wissens alle fünf Jahre. 

Kibesuisse empfiehlt deshalb, für glei-

che Weiterbildungsbedingungen aller 

Betreuungspersonen in Tagesfamilien 

zu sorgen, mit oder ohne Anschluss an 

eine Organisation (vgl. Bemerkung un-

ter Art. 27k und Verweis auf Qualitäts-

sicherungsmassnahmen der TFO). 

 

Vorschlag: 

Berücksichtigung durch Präzisierung Vortrag 

Für die Betreuung in Tagesfamilien, die einer TFO angeschlos-

sen sind, werden Betreuungsgutscheine ausgestellt – also 

Staatsbeiträge gewährt. Zudem erfährt die Betreuung in Tages-

familien durch die Arbeit der TFO eine gewisse Professionali-

sierung. Beides rechtfertigt gewisse Unterscheidungen, betref-

fend die jeweiligen (qualitätssichernden) Vorgaben. Art. 27e 

FKJV soll aber uneingeschränkt für alle Betreuungspersonen in 

Tagesfamilien gelten.  

Eine regelmässige Weiterbildung und insbesondere die Auffri-

schung des Nothilfe-Wissens werden weiterhin empfohlen. Dies 

soll im Vortrag noch deutlicher festgehalten werden. Eine Emp-

fehlung im Verordnungstext festzuhalten ist rechtsetzerisch je-

doch nicht sinnvoll. 

Hinweis: die TFO sind gemäss Art. 27o Abs. 1 Bst. g FKJV ver-

pflichtet, eine regelmässige Weiterbildung ihrer Betreuungsper-

sonen sicherzustellen. 
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2 Eine regelmässige Weiterbildung zur 

Auffrischung und Aufrechterhalten des 

Fachwissens im Umfang von mindes-

tens sechs Stunden jährlich und ein 

Auffrischen des Nothilfe-Wissens min-

destens alle fünf Jahre werden emp-

fohlen. 

080 Kibesuisse 27e 3  Abs. 3  

Das «jährliche» Einholen von Privat-

auszügen für «die zu ihrem Haushalt 

gehörenden Personen» führt zu enor-

men Mehrkosten und darf nicht den 

Betroffenen auferlegt werden. Die Tä-

tigkeit als Tagesfamilie ist auch ohne 

zusätzliche Ausgaben wenig lukrativ. 

Deshalb empfiehlt kibesuisse, für wei-

tere volljährige Haushaltsmitglieder alle 

drei Jahre einen Privatauszug einzuho-

len und dazwischen mit der Selbstde-

klaration zu arbeiten. 

 

Vorschlag: 

3 Betreuungspersonen (…) was vor 

Beginn der Tätigkeit zu prüfen ist 

a durch Einsichtnahme des AIS in den 

Behördenauszug 2 aus dem Strafregis-

ter, soweit nach Bundesrecht zulässig, 

andernfalls 

Keine Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen zu 034, Gemeinde Spiez, Art. 27e Abs. 2 

und 3. 

Ergänzend sei hierzu ausgeführt, dass Art. 10 Abs. 2 PAVO in 

Bezug auf die «weiteren im gleichen Haushalt lebenden Perso-

nen» zwar tatsächlich als Kann-Bestimmung formuliert ist. Dar-

aus kann nach dem Verständnis der GSI jedoch nicht der 

Schluss gezogen werden, die Periodizität der Überprüfung sei 

im Belieben der Behörde oder der Kantone. Vielmehr ist auch 

Art. 7 PAVO (Überprüfung vor Beginn der Tätigkeit) betreffend 

die «weiteren im gleichen Haushalt lebenden Personen» eine 

Kann-Bestimmung. Der erläuternde Bericht des Bundesamts für 

Justiz1 begründet dies damit, dass eine «solche Überprüfung 

eines erweiterten Personenkreises» nicht in jedem Fall erfor-

derlich sei. Für die Erforderlichkeit beispielhaft genannt wird die 

Situation, in der «weitere Erwachsene im Haushalt der Pflege-

eltern leben». Daraus ist zu schliessen, dass dann, wenn die 

Situation es erfordert, dass weitere Personen überprüft werden 

müssen, diese Überprüfung auch vorzunehmen ist. Ist die 

Überprüfung erforderlich, so ist sie – wie bei den Betreuungs-

                                                   
1 Verordnung über das Straregister-Informationssystem VOSTRA, Erläuterungen, 19. Oktober 2022, Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln, Schlussbestimmungen, Art . 63 Aufhebung und Änderung anderer Erlasse, Erläuterungen zur PAVO, Seite 

133 unten (Link). 

https://www.bj.admin.ch/dam/bj/de/data/sicherheit/gesetzgebung/strafregister/erlaeuterungen-strev.pdf.download.pdf/erlaeuterungen-strev-d.pdf
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b durch Einverlangen eines Privataus-

zugs aus dem Strafregister 

c die Wiederholung der Einsichtnahme 

gemäss Buchstabe a findet jährlich, 

gemäss Buchstabe b alle drei Jahre 

statt. Anstelle eines jährliches Privat-

auszuges wird in den Zwischenjahren 

die Selbstverpflichtungserklärung nach 

Artikel 19 Absatz 2 eingeholt. 

personen – auch jährlich zu wiederholen. Eine andere Überprü-

fungsperiode lässt sich weder sachlich begründen, noch ist sie 

aus den bundesrechtlichen Vorgaben abzuleiten.  

080 Kibesuisse 27e 4  Abs. 4 

In Zeiten des allgegenwärtigen Fach-

kräfte- und Personalmangels wird auch 

die Rekrutierung von Betreuungsperso-

nen in Tagesfamilien zunehmend 

schwierig. Hier sollten Mittel zur Verfü-

gung gestellt werden, um die Kosten 

für die vorgegebenen Ausbildungs-

kurse zu übernehmen. Betreuungsper-

sonen in Tagesfamilien investieren be-

reits die Zeit für die Ausbildung, daher 

sollten sie nicht noch die Kurskosten 

übernehmen müssen. 

 

Vorschlag: 

4 Die Kosten für den Grundbildungskurs 

für Betreuungspersonen in Tagesfami-

lien sowie den Kindernothilfekurs wer-

den vom AIS übernommen. Das AIS 

entschädigt darüber hinaus für wahrge-

nommene Weiterbildungen die anfallen-

den effektiven Kurskosten. 

Keine Berücksichtigung.  

Von den Betreuungspersonen in Tagesfamilien wird schon 

heute eine vorgängige Aus- und regelmässige Weiterbildung 

erwartet (siehe Vortrag in Version für Konsultation zu Art. 27e 

Abs. 2, S. 14), ohne dass sich der Kanton an den Kosten betei-

ligt.  

Die vorliegende Revision muss kostenneutral umgesetzt wer-

den. Im Kantonsbudget stehen keine zusätzlichen Gelder zur 

Verfügung 
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096 Kinderbe-

treuung 

Zollikofen 

Kibez 

27e   Anforderung 

Wir hoffen das der Behördenauszug für 

all, über 18 Jährigen die im Haushalt 

leben, vom AIS eingeholt werden kann 

Eine jährliche Überprüfung wird in 

Frage gestellt, dieser Punkt ist zu über-

arbeiten 

Keine Berücksichtigung 

Siehe Ausführungen zu 034, Gemeinde Spiez, Art. 27e Abs. 2 

und 3 

100 Tagesel-

ternvermitt-

lung Spiez 

27e 3  Abs 3 eine jährliche Überprüfung ist 

sehr kostspielig. Hier sollte überlegt 

werden ob nicht z.B. alle drei Jahre 

diese Überprüfung stattfindet und dafür 

jährlich eine Selbstverpflichtungserklä-

rung beim Aufsichtsbesuch eingeholt 

wird 

 

Abs 3 a hier sollte angestrebt werden, 

dass das AIS alle Betreuungspersonen 

und deren in ihrem Haushalt gehören-

den Personen durch Einsichtnahme in 

den Behördenauszug 2 aus dem Straf-

register erfolgen kann 

 

Vorschlag: 

3 ……, was vor Beginn der Tätigkeit 

und danach alle drei Jahre zu überprü-

fen ist 

 

 

Keine Berücksichtigung: 

Siehe Ausführungen zu 034, Gemeinde Spiez, Art. 27e Abs. 2 

und 3 
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3a durch Einsichtnahme des AIS in den 

Behördenauszug 2 aus dem Strafregis-

ter 

3b weglassen 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

27e   Abs. 1: Der Kinderhut fordert, dass de-

finierte Betreuungspersonen die Tätig-

keit im Falle einer Krankheitsvertretung 

oder Ähnliches nicht an andere Perso-

nen delegieren können, die so nicht als 

«Betreuungsperson» definiert wurden. 

Diese Ausschlussmöglichkeit könnte 

durch einen Zusatz, wie im Vorschlag 

ergänzt, berücksichtigt werden. 

Gemäss kibesuisse-Richtlinien müssen 

Betreuungspersonen die Tätigkeit per-

sönlich durchführen. Die TFO können 

so in die Pflicht genommen werden, 

sich daran zu halten. Ansonsten ist es 

nur im Arbeitsgesetz festgehalten und 

damit der Haltung der TFO überlassen, 

wie sie dies handhabt. Auch für frei-

schaffende Betreuungspersonen ist 

eine Bestimmung nötig, da für sie 

sonst gar keine Regelung besteht.  

Abs. 2: Gemäss den kibesuisse-Richtli-

nien zur Qualifikation von Betreuungs-

personen in Tagesfamilien gehört zu 

den verbindlichen Standards, dass 

diese sich regelmässig weiterbilden. 

Empfohlen wird eine jährliche pädago-

gische Weiterbildung im Umfang von 

Teilweise Berücksichtigung (Abs. 1) 

Abs. 1: Siehe Ausführungen zu 080, Kibesuisse, Art. 27e Abs. 

1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abs. 2: Siehe Ausführungen zu 080, Kibesuisse, Art. 27e Abs. 

2 
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sechs Lernstunden und ein Auffrischen 

des Nothilfe-Wissens alle fünf Jahre. 

Der Kinderhut empfiehlt deshalb, für 

gleiche Weiterbildungsbedingungen al-

ler Betreuungspersonen in Tagesfami-

lien zu sorgen, mit oder ohne An-

schluss an eine Organisation (vgl. 

Bemerkung unter Art. 27k und Verweis 

auf Qualitätssicherungsmassnahmen 

der TFO).  

Abs. 3:Das «jährliche» Einholen von 

Privatauszügen für «die zu ihrem 

Haushalt gehörenden Personen» führt 

zu enormen Mehrkosten und darf nicht 

den Betroffenen auferlegt werden. Die 

Tätigkeit als Tagesfamilie ist auch 

ohne zusätzliche Ausgaben wenig luk-

rativ. Deshalb empfiehlt der Kinderhut, 

für weitere volljährige Haushaltsmitglie-

der alle drei Jahre einen Privatauszug 

einzuholen und dazwischen mit der 

Selbstdeklaration zu arbeiten.  

Abs. 4: In Zeiten des allgegenwärtigen 

Fachkräfte- und Personalmangels wird 

auch die Rekrutierung von Betreuungs-

personen in Tagesfamilien zunehmend 

schwierig. Hier sollten Mittel zur Verfü-

gung gestellt werden, um die Kosten 

für die vorgegebenen Ausbildungs-

kurse zu übernehmen. Betreuungsper-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abs. 3: Siehe Ausführungen zu 034, Gemeinde Spiez, Art. 27e 

Abs. 2 und 3. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abs. 4: Siehe Ausführungen zu 080, Kibesuisse, Art. 27e Abs. 

4 
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sonen in Tagesfamilien investieren be-

reits die Zeit für die Ausbildung, daher 

sollten sie nicht noch die Kurskosten 

übernehmen müssen. 

 

Vorschlag: 

1 …Kindern Gewähr bieten. Die Be-

treuungsperson führt die Tätigkeit per-

sönlich aus und darf diese nicht an 

Dritte delegieren.  

2 Eine regelmässige Weiterbildung zur 

Auffrischung und Aufrechterhalten des 

Fachwissens im Umfang von mindes-

tens sechs Stunden jährlich und ein 

Auffrischen des Nothilfe-Wissens min-

destens alle fünf Jahre werden emp-

fohlen.  

3 Betreuungspersonen (…) was vor 

Beginn der Tätigkeit zu prüfen ist 

a durch Einsichtnahme des AIS in den 

Behördenauszug 2 aus dem Strafregis-

ter, soweit nach Bundesrecht zulässig, 

andernfalls  

b durch Einverlangen eines Privataus-

zugs aus dem Strafregister  

c die Wiederholung der Einsichtnahme 

gemäss Buchstabe a findet jährlich, 

gemäss Buchstabe b alle drei Jahre 

statt. Anstelle eines jährliches Privat-

auszuges wird in den Zwischenjahren 
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die Selbstverpflichtungserklärung nach 

Artikel 19 Absatz 2 eingeholt.  

4 Die Kosten für den Grundbildungs-

kurs für Betreuungspersonen in Tages-

familien sowie den Kindernothilfekurs 

werden vom AIS übernommen. Das 

AIS entschädigt darüber hinaus für 

wahrgenommene Weiterbildungen die 

anfallenden effektiven Kurskosten. 

 

107 APAJ c/o 

Mylène 

Martial 

27e   2.Les AMF qui ne font pas partie d’une 

organisation n’ont pas de suivi quant à 

la formation et les cours de perfection-

nement. Cela étant, peut de cours spé-

cifiques à leur activité leurs sont propo-

sés au niveau régional et il semble 

qu’elles n’aient pas de contrôle ce ni-

veau-là. 

De plus, il ne semble pas justifiable 

d'avoir plus d'exigences envers des 

AMF faisant partie d'une organisation 

qu’envers les AMF hors organisation. 

Certaines ne veulent d’ailleurs pas s’af-

filier pour ne pas avoir ce genre d’obli-

gations qui sont parfois perçues 

comme une véritable contrainte. 

Pour les petites organisations, il n’est 

pas réaliste de mettre sur pied une for-

mation de base chaque année car le 

nombre de nouvelles AMF ne le permet 

pas. Organiser des formations avec 

Pas de prise en compte. Voir l’évaluation de la DSSI au n° 080, 

Kibesuisse, art. 27e, al. 2 OEJF. 

La disposition à se former et à se perfectionner fait déjà partie 

des critères d’aptitude fixés pour les AMF au point 4.2 du mo-

dèle de surveillance APEA. Les exigences de l'AMF ne sont 

donc pas renforcées à cet égard. 
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d’autres organisations paraît égale-

ment compliqué au vu de la distance 

de certains lieux de formation. 

Dans ce genre de cas, et en plus des 

cours d'urgence obligatoire, des ses-

sions sur des thèmes définis et/ou des 

rencontres pour faire de l’analyse de 

pratique seraient peut-être plus adap-

tés aux possibilités des petites organi-

sations et à l’activité des AMF.  

3b demander l’extrait du casier judi-

ciaire chaque année est onéreux pour 

les accueillantes. 

 

Proposition : 

3. Les cours de premier secours de-

vraient être considérés comme cours 

de base avec un rappel tous les 3, 4 

ans pour les AMF affiliées ou non affi-

liées à une organisation. 

Des cours de perfectionnement doivent 

être suivis chaque année (cours à 

thème, analyse de pratique, etc.,) par 

les AMF affiliées ou non affiliées à une 

organisation. 

3a solution idéale car sans frais pour 

les accueillants et qui peut être annua-

lisée 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Voir l’évaluation de la DSSI au n° 034, commune de Spiez, 

art. 27e, al. 2 et 3 OEJF. 

 

 

 

Voir l’évaluation de la DSSI au n° 080, Kibesuisse, art. 27e, 

al. 2 OEJF. 

La direction refuse d'augmenter les exigences envers les AMF 

non affiliées à une organisation. Elle recommande toutefois aux 

AMF de suivre régulièrement une formation continue (voir le 

rapport dans la version pour la consultation, art. 27e, al. 2, 

page 14). 

 

 

 

 

Voir l’évaluation de la DSSI au n° 034, commune de Spiez, 

art. 27e, al. 2 et 3 OEJF et au n° 080, Kibesuisse, art. 27e, 

al. 3. 
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3b déclaration d’engagement signé an-

nuellement par l’ensemble des per-

sonnes majeures vivant sous le même 

toit 

108 Kibe Konol-

fingen 

27e   Privatauszug einholen, dazwischen mit 

der Selbstdeklaration arbeiten. 

 

Vorschlag: 

1 (Ergänzung zum bestehenden Vor-

schlag) Die Betreuungsperson führt die 

Tätigkeit persönlich aus und kann 

diese nicht an dritte Personen delegie-

ren. 

3 Betreuungspersonen (…) was vor 

Beginn der Tätigkeit zu prüfen ist 

a durch Einsichtnahme des AIS in den 

Behördenauszug 2 aus dem Strafregis-

ter, soweit nach Bundesrecht zulässig, 

andernfalls 

b durch Einverlangen des AIS eines 

Privatauszugs aus dem Strafregister 

(Die Kosten sollten einheitlich abge-

wälzt werden) 

c die Wiederholung der Einsichtnahme 

gemäss 3a findet jährlich, gemäss 3b 

alle drei Jahre statt. Anstelle eines 

jährliches Privatauszuges wird in den 

Zwischenjahren die Selbstverpflich-

tungserklärung nach Artikel 19 Absatz 

2 eingeholt. 

Teilweise Berücksichtigung (Abs. 1) 

Siehe Ausführungen zu 080, Kibesuisse, Art. 27e Abs. 1 bis 4 
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026 Gemeinde 

Moutier 

27f   Est-ce que l’Accueillant(e) en milieu fa-

milial (AMF) doit tenir compte de l’in-

dice d’occupation de 0,5 place pour 

ses propres enfants âgés de plus de 

12 ans ? 

Si tel est le cas, l’offre d’accueil n’est 

plus la même et cela pénalise forte-

ment l’AMF. 

 

Proposition : 

Serait-ce envisageable d’appliquer ce 

taux d’encadrement uniquement le 

mercredi après-midi qui constitue le 

seul congé scolaire de la semaine pour 

les enfants de 12 ans et plus ? Et donc 

leur potentielle présence au sein du 

foyer ? Et de ne pas tenir compte de 

cet indice les autres jours, à l’exception 

de l’accueil de midi. Cette disposition 

offrirait une meilleure stabilité et orga-

nisation au niveau des horaires et per-

mettrait à l’AMF d’accueillir des enfants 

à la journée entière, sans risque de dé-

passer les normes d’encadrement à 

partir de 15h05 (heure des premiers re-

tours de l’école) 

Prise en compte partielle. Voir l’évaluation de la DSSI au 

n° 027, conseil municipal de Münchenbuchsee, art. 27f, al. 3. 

026 Gemeinde 

Moutier 

27k   Quelles sont les attentes et exigences 

relatives à la formation de base des 

AMF ? 

- Thème(s) 

L'article 27k, alinéa 3, lettre c comporte une imprécision de tra-

duction. La traduction exacte devrait être : « c. les accueillants 

ou accueillantes en milieu familial ont suivi le cours d’introduc-

tion requis pour l’exercice de leur activité et un cours de soins 
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- Durée de la formation (nombre de pé-

riodes)  

- Reconnaissance, attestation(s) 

Est-ce que le suivi et la participation à 

des conférences/ateliers/cours/ en lien 

avec les besoins et le développement 

de l’enfant peuvent compenser la for-

mation initiale ? 

 

À savoir que les possibilités et les 

offres de formation de base varient 

beaucoup d’un canton à l’autre et se 

font plutôt rares. D’où la difficulté d’ef-

fectuer cette formation avant l’engage-

ment ou au plus tard dans un délai de 

douze mois après l’engagement.  

De plus, selon les jours et horaires de 

ces cours d’introduction, il est impos-

sible de maintenir une activité profes-

sionnelle et d’accueillir des enfants du-

rant la journée. Outre les problèmes 

d’accueil, de proximité et de déplace-

ments, il y a encore celui des coûts. 

En effet, les frais de formation sont éle-

vés et peuvent être un frein pour les 

personnes intéressées ainsi que les 

structures. En ce qui concerne les exi-

gences minimales envers le personnel 

des organisations d’accueil familial de 

jour et selon les nouvelles conditions 

d’urgence aux enfants ». Il en va de même pour l'article 27e, 

alinéa 2. 

Ceci sera corrigé. 

 

La formation à la coordination de l’accueil familial de jour dis-

pense des contenus d'apprentissage spécifiquement axés sur 

les organisations d'accueil familial de jour – par exemple « or-

ganisation du travail de placement » ou « zone de tensions 

entre la famille et la famille de jour » – et son contenu ne 

coïncide pas avec celui de la formation ASE (CFC). C'est pour-

quoi l'alinéa 3, lettre b est maintenu. 
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applicables à l’autorisation, la per-

sonne responsable d’une structure 

d’accueil familial qui gère l’entièreté 

des tâches, doit être en possession 

d’un CFC d’assistante socioéducative 

pour ce qui est de la Surveillance et 

avoir suivi également une formation à 

la coordination de l’accueil familial de 

jour pour tous les autres aspects. 

 

Proposition : 

Mise en place et offre de formation ré-

pondant aux critères 

Éventuellement, élaboration d’un sup-

port de cours destiné aux structures 

qui pourraient se charger ensuite de 

l’animation de ce cours d’introduction. 

Est-ce qu’il y a des formations et des 

titres qui peuvent être jugés équiva-

lents et reconnus ? - CFC d’employée 

de commerce - Maturité profession-

nelle commerciale en lieu et place de 

la formation de coordination ? 

 

026 Gemeinde 

Moutier 

27l   Est-ce que les organisations d’accueil 

familial de jour pourront se procurer 

gratuitement les extraits de casier judi-

ciaire des accueillant(e)s et des per-

sonnes majeures du ménage, au 

même titre que les autorités de surveil-

Malheureusement, les dispositions actuelles de l'OPE ne per-

mettent pas de demander un extrait 2 du casier judiciaire des-

tiné aux autorités concernant autres personnes faisant partie du 

ménage (voir n° 034, commune de Spiez, art. 27e, al. 3). 

Les extraits destinés aux particuliers du casier judiciaire ne 

peuvent pas être demandés gratuitement. 
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lance actuelles (APEA / Services so-

ciaux) ? En effet, cela engendre des 

coûts importants pour les collabora-

teurs et les membres de leur famille. 

 

Est-ce qu’une déclaration d’engage-

ment sera établie spécifiquement pour 

les accueillant(e)s en milieu familial et 

mise à disposition des structures ? 

 

 

 

 

 

Oui 

026 Gemeinde 

Moutier 

27o   Ce mandat représente une charge de 

travail supplémentaire pour les organi-

sations d’accueil familial de jour. L’exé-

cution de la surveillance sous cette 

forme, peut entraver les rapports de 

confiance et de collaboration avec les 

AMF et est peu compatible avec le tra-

vail d’accompagnement (suivi/con-

seils/observations/etc.). Est-ce qu’un 

modèle sera mis à disposition pour do-

cumenter ces visites de surveillance et 

évaluer les différents critères et exi-

gences à remplir ? 

 

Proposition : 

Le modèle actuel de Surveillance 

APEA et les conventions de sous-délé-

gation permettent de fonctionner avec 

le principe de double contrôle. Ce pro-

cessus est un gage de sécurité et de 

qualité et représente également un 

Le fait que les TFO doivent assurer la surveillance opération-

nelle de leurs AMF découle directement de l'article 109, ali-

néa 1 LPASoc. Cela ne peut pas être modifié par une autre ré-

glementation dans l'OEJF. L'APEA ne sera plus compétente à 

partir du 1er janvier 2024. 

Il convient toutefois de noter que l’OIAS exercera à partir du 

1er janvier 2024 la surveillance sur les organisations d’accueil 

familial et leur fournira des directives et des documents concer-

nant l'exercice de leurs tâches de surveillance. 
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soutien précieux à la réflexion et l’ob-

jectivité de l’évaluation pour les organi-

sations d’accueil familial de jour. Dans 

la mesure du possible, il serait appré-

ciable de conserver une collaboration 

et une référence avec un service com-

pétent en matière de Surveillance. 

026 Gemeinde 

Moutier 

27p   Dans la présentation du 23.03.2023 re-

lative à la révision partielle OEJF et 

des changements qui en découlent 

pour les organisations d’accueil familial 

de jour, il est écrit que les données 

d’identité et le lieu de domicile de la 

personne accueillant des enfants doi-

vent être transmis avant la conclusion 

du contrat de travail à l’OIAS. Quel 

sera le délai de retour/validation des 

données ? 

En effet, lorsqu’il y a un nouvel enga-

gement, c’est souvent qu’il y a de la 

demande et des besoins à couvrir. 

 

Voir l’évaluation de la DSSI au n° 029, conseil municipal de 

Muri, art. 19. 

027 Gemeinde-

rat Mün-

chenbuch-

see 

27f 1  Abs. 1: Stimmt der Verweis auf Art. 4 

Abs. 1 lit. b? 

 

ja 

027 Gemeinde-

rat Mün-

chenbuch-

see 

27q 1  Abs. 1: Erhöhung der Entschädigung 

Vorschlag: 

…mit einem jährlichen Pauschalbetrag 

von CHF 500.00 pro Tagesfamilie ent-

schädigt. 

Keine Berücksichtigung.  

Die Umsetzung muss kostenneutral erfolgen. Die heutige Ent-

schädigung der KESB an die TFO beträgt gemäss Subdelegati-

onsvertrag ebenfalls die in Art. 27q Abs. 1 geregelten Fr. 200.  
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Wenn einer TFO staatliche Aufgaben 

übertragen werden, so soll dieser Auf-

wand auch angemessen entschädigt 

werden. 

027 Gemeinde-

rat Mün-

chenbuch-

see 

27f 3  Abs. 3 lit. e 

Vorschlag: 

Dadurch, dass Kinder ab 12 Jahren als 

«halber Betreuungsplatz» gerechnet 

werden, wird die Platzierung dieser 

Kinder noch schwieriger. U.E. benötigt 

es diese Abstufung nicht. Im Weiteren 

stellt sich die Frage, ob diese Berech-

nung auch bei den eigenen Kindern der 

Tagesfamilie gilt? 

Teilweise Berücksichtigung. 

Werden Kinder unter 12 Jahren in Tagesfamilien betreut, so ist 

sicherzustellen, dass sie dabei nicht gleichzeitig mit einer gros-

sen Anzahl Jugendlicher betreut werden, was die Betreuungs-

qualität beeinträchtigen würde – auch wenn diese grossen Kin-

der als Einzelne wenig Aufmerksamkeit benötigen. Bei eigenen 

Kindern, die sich im eigenen Umfeld befinden, soll diese Be-

rücksichtigung aber nicht gelten.  

Entsprechend soll der Abs. 3 Bst. e so angepasst werden, dass 

die eigenen Kinder nicht berücksichtig werden müssen. 

027 Gemeinde-

rat Mün-

chenbuch-

see 

27k 3  Abs. 3 lit. d: Hat ein/ eine FaBe durch 

die Ausbildung Kompetenzen in der 

fachlichen Beratung von Erziehungsbe-

rechtigten und Betreuungspersonen? 

 

Vorschlag: 

Abschluss Fachmann/ Fachfrau Be-

treuung EFZ; Inhalt dieser Berufsaus-

bildung (Quelle: bffBern): 

«Sie betreuen, begleiten, erziehen und 

fördern Kinder und Jugendliche von ih-

ren ersten Lebenstagen an bis zum 

Ende der obligatorischen Schulzeit. 

Dabei regen Sie Entwicklungsprozesse 

Teilweise Berücksichtigung. 

Eine FaBe hat Kompetenzen in der Betreuung von Kindern – 

und kann entsprechend auch andere Betreuungspersonen an-

leiten, wie sie ihre Aufgabe bestmöglich wahrnehmen. Dies tun 

FaBe auch in Kitas, wenn sie Assistenz- und übriges Personal 

fachlich anleiten.  

Die GSI erachtet es als zielführend, wenn diejenigen Personen, 

welche eine Tätigkeit beaufsichtigen sollen, auch über die Kom-

petenzen verfügen, um die beaufsichtigte Tätigkeit selber aus-

zuführen. Betreffend die Beratung von Erziehungsberechtigten 

ist zu sagen, dass FaBe in Kitas auch Elterngespräche führen 

und mit den Erziehungsberechtigten Probleme und Themen, 

die sich im Betreuungsalltag in der Kita ergeben, besprechen. 

Tatsächlich ist aber einzuräumen, dass den TFO nur die Auf-

gabe der fachlichen Begleitung der Betreuungspersonen in Ta-

gesfamilien obliegt (Art. 27o Abs. 1 Bst. e FKJV) und nicht der 
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an und schaffen aussichtsreiche Bedin-

gungen für vielseitige Lern- und Le-

benserfahrungen. 

Zu Ihren Aufgaben gehört die Gestal-

tung eines entwicklungsfördernden, ge-

sunden Alltags der betreuten Kinder 

und Jugendlichen. Sie erkennen die 

seelischen, geistigen und körperlichen 

Bedürfnisse der Kinder und Jugendli-

chen und handeln situationsgerecht.» 

 

Die FKJV spricht von der Befähigung, 

Erziehungsberechtigte sowie Betreu-

ungspersonen fachlich zu beraten und 

zu begleiten. Ebenfalls soll diese Per-

son die operationelle Aufsicht über die 

Tagesfamilien wahrnehmen. Für diese 

Aufgaben sind andere Berufsgruppen 

wohl geeigneter. Daher müsste spezifi-

ziert werden, welche «gleichwertigen 

Ausbildungen» vorliegend noch akzep-

tiert werden. 

fachlichen Beratung der Erziehungsberechtigten. Entsprechend 

ist Abs. 3 Bst. d Ziffer 2 (Version für Konsultation) zu streichen.  

Auch kann im Vortrag analog wie bei Art. 13 Abs. 1 ausgeführt 

werden, welche Ausbildungen insbesondere als gleichwertig er-

achtet werden. Und es soll – ebenfalls wie in Art 13 Abs. 1 – 

auch die Ausbildung in Kindheitspädagogik HF im Verord-

nungstext genannt werden. 

Gleichwohl wird überdies noch geprüft, ob als zusätzliche An-

forderung an Mitarbeitende mit Aufsichtsfunktion der Lehrgang 

Vermittlung verlangt werden soll. Damit würde den spezifischen 

Anforderungen an die Situation in Tagesfamilien besser Rech-

nung getragen.  

029 Gemeinde-

rat Muri 

27f   Das Wort "Minderjährige" ist in diesem 

Fall falsch gewählt. 

 

Vorschlag: c) Kinder… 

Teilweise Berücksichtigung. 

Der Begriff ist bewusst gewählt, da Buchstabe c auch für über 

12-Jährige gelten soll. Möglich ist aber auch «Kinder mit beson-

deren Bedürfnissen unabhängig des Alters».  

029 Gemeinde-

rat Muri 

27k   Der Artikel ist sehr ausführlich und de-

tailliert beschrieben. Die Anforderun-

gen für die Tageselternorganisationen 

sind damit sehr hoch, was ein Kosten-

treiber ist. Es ist zwar nachvollziehbar, 

Keine Berücksichtigung. 

Die TFO sind ab dem 1.1.2024 neu bewilligungspflichtig und 

von Gesetzes wegen verpflichtet, die Aufsicht über die bei 

ihnen angestellten Betreuungspersonen wahrzunehmen. Ent-
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dass die Professionalität in der Betreu-

ung von Kleinkindern wichtig ist, aber 

die Anforderungen in der Verordnung 

sind gar hoch. Der Artikel 33 der beste-

henden Verordnung reicht unseres Er-

achtens aus und bedarf keiner Anpas-

sung 

sprechend ist es neu auch erforderlich, die Bewilligungsvoraus-

setzungen und qualitätssichernden Kriterien festzulegen. Es ist 

vor diesem Hintergrund nicht möglich, bei der aktuellen Rege-

lung zu verbleiben.  

031 Gemeinde-

rat Oster-

mundigen 

27c   Der Kanton ist auch für die Aufsichts-

besuche der Betreuungspersonen in 

Tagesfamilien zuständig. Dieser Sach-

verhalt ist im Vortrag nicht präzise aus-

geführt. 

Der Gemeinde Ostermundigen ist es 

ein Anliegen, dass der Kanton seine 

Aufsichtspflicht konsequent wahr-

nimmt. 

Es wird geprüft, ob und wie der Vortrag diesbezüglich (Auf-

sichtsaufgaben Kanton betr. Betreuungspersonen ohne An-

schluss an TFO) bei Art. 27c Abs. 1 präzisiert oder ergänzt wer-

den kann. 

034 Gemeinde 

Spiez 

27a   Weiter macht es Sinn bereits ab einem 

Umfang von 8 Stunden pro Woche dies 

als regelmässig zu betrachten. 

 

Vorschlag: 

3b Sie einen Umfang pro von mehr als 

drei Stunden an einem Tag oder mehr 

als 8 Stunden pro Woche hat. 

Keine Berücksichtigung 

Siehe Ausführungen zu 080, Kibesuisse, Art. 27a 

 

Es fehlt die Begründung, weshalb 8 Stunden richtig sein sollen. 

034 Gemeinde 

Spiez 

27l   2b braucht es nicht. Wiederholung von 

Art. 27e 

1c sollte man weglassen, dies sollte 

einheitlich von AIS getätigt werden. 

Siehe bereits 27e. 

 

Vorschlag: 

Keine Berücksichtigung 

Art. 27e regelt allgemein die Anforderungen an die Betreuungs-

personen und die Aufsichtsstelle. Art. 27l regelt konkret die 

Pflichten der TFO. Entsprechend braucht es beide Bestimmun-

gen.  
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1b weglassen 

1c weglassen 

Dass das AIS betreffend die weiteren Personen auch einen Be-

hördenauszug 2 einholt, ist nach Bundesrecht nicht möglich. 

Siehe hierzu auch 034, Gemeinde Spiez, Art. 27e Abs. 3 

034 Gemeinde 

Spiez 

27g 1  Abs 1 hier werden unangemeldete Be-

suche schwierig, da die Vermittlerinnen 

meist auswärts am Vermitteln sind. 

Dies führt bei der AIS für Mehrkosten, 

wenn sie dann vor leeren Büroräum-

lichkeiten stehen. 

 

Vorschlag: 

1 …..mindestens aber einmal jährlich 

Kontrollen vor Ort durchgeführt und 

darüber Protokoll geführt. 

Wird angepasst 

Art. 27 g regelt die Aufsicht über die Tagesfamilien, nicht über 

die TFO. Entsprechend geht es nicht um die Vermittlerinnen, 

welche auswärts sind, sondern um die Betreuungspersonen. 

Die Anpassung wird aber gleichwohl so übernommen. Tatsäch-

lich ist bei Tagesfamilien das Risiko, vergeblich anzureisen, viel 

höher als bei Kitas. Im Einzelfall kann ein unangemeldeter Be-

such gleichwohl erforderlich sein – bspw. bei Nachkontrollen 

nach früheren Beanstandungen.  

034 Gemeinde 

Spiez 

27f 2  Abs 2 hier sollte es wie bisher gehand-

habt werden, dass die eigenen Kinder 

ab 12 Jahren nicht mitzählen 

3e diesen Artikel weglassen, da Kinder 

ab 12 Jahren wie bisher nicht mitge-

zählt werden sollen. 

 

Vorschlag: 

2 ……., insbesondere auch eigene Kin-

der unter 12 Jahren, unentgeltlich be-

treute Nachbarskinder und Kinder in 

Pflegeverhältnissen unter 12 Jahren. 

3e weglassen 

Teilweise Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen bei 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, 

Art. 27f Abs. 3. 

036 Gemeinde-

rat Thun 

27q   Der Betrag ist angesichts der wahrge-

nommenen Verantwortung und der Be-

dingung, die Besuche in der Regel un-

angemeldet durchzuführen, niedrig 

Teilweise Berücksichtigung 

Betreffend die unangemeldeten Besuche siehe Ausführungen 

bei 034, Gemeinde Spiez, Art. 27g Abs. 1. 
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angesetzt. Sollte bei unangemeldeten 

Besuchen niemand zu Hause sein, 

führt dies zu Zusatzaufwand, der in die 

Vergütung eingerechnet werden sollte. 

Der folgende, von Kibesuisse formu-

lierte Zusatz zu Ziffer 1, wird unter-

stützt. Zusätzlich sollte eine Formulie-

rung zum Teuerungsausgleich der 

Tätigkeit aufgenommen respektive auf 

ein anderweitiges Entschädigungsreg-

lement verwiesen werden, um die Fle-

xibilität bei der Betragsanpassung zu 

wahren. 

 

Vorschlag: 

Vorschlag analog Kibesuisse: 

1 Für die Wahrnehmung der operatio-

nellen Aufsichtsaufgaben nach Artikel 

27c Absatz 2 werden die Tagesfamili-

enorganisationen mit einem jährlichen 

Pauschalbetrag von minimal 480 Fran-

ken pro Tagesfamilie entschädigt. Eine 

Anpassung des Minimalbetrags an die 

Teuerung findet statt. 

Die heutige Entschädigung der KESB an die TFO beträgt eben-

falls die in Art. 27q Abs. 1 geregelten Fr. 200.– Der Subdelega-

tionsvertrag enthält keine Regelung zum Teuerungsausgleich. 

Die Revision muss grundsätzlich kostenneutral umgesetzt wer-

den. Siehe auch 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, Art. 27q 

Abs. 1 

Ob gleichwohl eine Anpassung der Entschädigung für die TFO 

an das Lohnsummenwachstum des Kantonspersonals analog 

des heutigen Art. 7 Abs. 5 ZAV betr. die Entschädigung der Ge-

meinden aufgrund der Budgetvorgaben möglich ist, wird ge-

prüft. 

036 Gemeinde-

rat Thun 

27f 3  Zu Absatz 3: Es werden bei der Zu-

sammenstellung des Betreuungsbe-

darfs folgende Umstände missachtet: 

lit. a: Kinder unter 18 Monate haben ei-

nen erhöhten Betreuungsbedarf (nicht 

bloss Säuglinge bis 12 Monate). 

Teilweise Berücksichtigung. 

Dass die Kinder nur bis zum Alter von 12 Monaten 1.5 Plätze 

belegen, entspricht der Regelung bei den Kitas – der Antrag, 

dass sie bis zum Alter von 18 Monaten 1.5 Plätze belegen sol-

len, wird daher nicht berücksichtigt. 
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lit. c: Dass Kinder mit besonderen Be-

dürfnissen hier einmalig als «Minder-

jährige» bezeichnet werden, ist nicht 

nachvollziehbar. 

lit. d: Pflegekinder sind wie eigene Kin-

der zu betrachten und nur mit Faktor 

1,5 zu berechnen, wenn besondere Be-

dürfnisse einen erhöhten Betreuungs-

aufwand erfordern. Diese neue Formu-

lierung geht davon aus, dass 

Pflegekinder in jedem Fall einen erhöh-

ten Betreuungsaufwand benötigen, 

was nicht der Realität entspricht. 

 

Vorschlag: 

lit. a Kinder unter 18 Monaten: 1,5 

Plätze, 

lit. b Kinder ab 18 Monaten bis 12 

Jahre: 1 Platz, 

lit. c Kinder mit besonderen Bedürfnis-

sen unabhängig vom Alter: 1,5 Plätze, 

lit. d Pflegekinder unter 12 Jahren 1 

Platz. 

Die Formulierung «unabhängig des Alters» anstelle «Minder-

jährig» kann übernommen werden. Vgl. Ausführungen zu 029, 

Gemeinderat Muri, Art. 27f  

An der Regelung, für Pflegekinder 1.5 Plätze zu berechnen, 

wird festgehalten. Es gilt der besonderen Situation von Pflege-

kindern und deren dadurch bestehenden Bedürfnissen ange-

messen Rechnung zu tragen. 

036 Gemeinde-

rat Thun 

27k 3  Absatz 3 ist in seinem Detaillierungs-

grad schwierig. Es wird der Organisa-

tion eine Personalstruktur vorgeschrie-

ben, die nicht zweckmässig ist. 

 

Zudem werden Qualifikationsprofile de-

finiert, die nicht den Anforderungen 

Teilweise Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, 27k 

Abs. 3 sowie bei 029, Gemeinderat Muri, Art. 27k 
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entsprechen. Eine Fachperson Betreu-

ung EFZ hat gemäss Qualifikationspro-

fil die Kompetenzen für die unmittel-

bare pädagogische Arbeit mit Kindern. 

Fachliche Beratung von Erwachsenen 

(Eltern/Betreuungspersonen) zählt 

nicht zum Profil. Hierzu ist in der Regel 

eine Zusatzqualifikation oder ein Terti-

ärabschluss notwendig. Kibesuisse 

empfiehlt, auf eine nicht zielführende 

Auflistung von Qualifikationsprofilen 

und nicht definierten Abschlüssen zu 

verzichten und stattdessen vom be-

währten Art. 33 (Qualitätssicherung 

durch die Tagesfamilienorganisation) 

Gebrauch zu machen. Art. 33 hat sich 

bewährt und sollte beibehalten werden. 

 

Vorschlag: 

Es wird folgende Formulierung zu Ab-

satz 3 vorgeschlagen: 

 

Die Tagesfamilienorganisationen sind 

dafür verantwortlich, dass die Qualität 

der Betreuung in den Tagesfamilien si-

chergestellt ist. Insbesondere sind sie 

dafür besorgt, dass 

 

a die organisatorischen und pädagogi-

schen Grundsätze sowie die Aufgaben 
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der Vermittlungsstelle umschrieben 

sind, 

 

b die Eignung der Betreuungspersonen 

in Tagesfamilien gemäss Art. 27e und 

des Tagesfamilienumfeldes. regelmäs-

sig überprüft wird, 

 

c die Vermittlerinnen und Vermittler 

über eine den Anforderungen entspre-

chende Grundausbildung verfügen, 

 

d ein Angebot an Weiterbildung für 

Vermittlerinnen und Vermittler sowie 

für Betreuungspersonen in Tagesfami-

lien besteht und regelmässig genutzt 

wird. 

036 Gemeinde-

rat Thun 

27r 3  Zu Absatz 3: Was heisst das genau? Siehe hierzu die Erläuterungen bei 080, Kibesuisse, Art. 27g 

Abs. 3 

044 CJB 27a   Idem commentaire article 4 (voir ci-des-

sus) 

Pris connaissance du commentaire. 

044 CJB 27i   Se pose la question des autorisations 

qui devront être délivrées. Ce nouveau 

système, bien qu’il permette une ré-

glementation plus complète, ne va-t-

il pas décourager (d’un point de vue 

administratif), les personnes / les 

groupes de personnes qui exerçaient 

jusqu’à présent sans autorisation ? 

Les organisations d’accueil familial de jour requièrent une auto-

risation et sont soumises à la surveillance du service compétent 

de la DSSI sur la base de l’article 108, alinéa 1 LPASoc. L'ar-

ticle 27i OEJF régit uniquement les compétences en matière 

d'autorisation et de surveillance des organisations. 

Nous ne comprenons malheureusement pas ce qui est de-

mandé ou contesté par le commentaire. 

046 BKSE 27f   Es müssen situativ auch vorüberge-

hende Ausnahmeregelungen möglich 

Teilweise Berücksichtigung. Begründung: 
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sein. Dadurch lassen sich im Einzelfall 

kostspielige und aufwändige Kindes-

schutzmassnahmen verhindern (vgl. 

Art 4). Dass eigenen Kinder unabhän-

gig ihres Alters voll einberechnet wer-

den, führt zu einer Verknappung des 

Angebots, da weniger Plätze zur Verfü-

gung stehen und die Tagesfamilien we-

niger entgeltliche Angebote anbieten 

können. Es ist nicht nachvollziehbar, 

weshalb ein eigenes 17-jähriges Kind 

noch einberechnet werden soll. Der 

Begriff Nachbarskinder lässt unnötigen 

Interpretationsspielraum offen. Wie 

weit wird die Nachbarschaft definiert? 

Dies sollte weggelassen werden. Wenn 

dies nicht weggelassen werden soll, 

dann müsste zumindest definiert wer-

den, dass die Betreuung regelmässig 

erfolgt. Unter Abs. 3 sollte die erste 

Schwelle bei 18 und nicht bereits bei 

12 Monaten gesetzt werden. Da ge-

mäss PAVO Kinder nur bis 12 Jahre 

berücksichtigt sind, sollten Kinder über 

12-jährig nicht angerechnet werden. 

 

Vorschlag: 

Abs. 2 Bei Beurteilung der nach Absatz 

1 maximal belegbaren Betreuungs-

plätze sind alle anwesenden Kinder 

Ein siebzehnjähriges Kind ist nicht mehr im schulpflichtigen Al-

ter und wird somit in keinem Fall berücksichtigt. 

Die Nachbarskinder werden beispielhaft erwähnt, deren präzise 

Definition ist daher entbehrlich. Wenn der Begriff aber Verwir-

rung stiftet, kann er auch weggelassen und nur von «unentgelt-

lich betreuten Kindern» gesprochen werden. Es geht darum 

deutlich zu machen, dass jedes Kind, welches von der Betreu-

ungsperson betreut oder beaufsichtigt wird, zu berücksichtigen 

ist, unabhängig davon, aus welchem Grund es sich im Haushalt 

der Betreuungsperson befindet und betreut wird. Die Betreuung 

muss für diese Berücksichtigung nicht regelmässig erfolgen. 

Wenn eine Betreuungsperson an einem Nachmittag fünf Tages-

kinder betreut, so darf sie nicht zusätzlich gleichzeitig noch un-

entgeltlich Nachbarskinder betreuen. Auch einmalig nicht und 

auch nicht nur für 2 Stunden. 

Betreffend die Berücksichtigung der Kinder über 12 Jahre siehe 

Ausführungen bei 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, Art. 27f 

Abs. 3, 

Betreffend die Gewichtung der Kinder unter 12 resp. unter 18 

Monate siehe bei 036, Gemeinderat Thun, Art. 27f Abs. 3 
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mitzuzählen, insbesondere auch ei-

gene Kinder unter 12 Jahren (, regel-

mässig unentgeltlich betreute Kinder) 

und Kinder in Pflegeverhältnissen. 

 

Abs. 3 Entsprechend ihrem unter-

schiedlichen Betreuungsbedarf bele-

gen in Tagesfamilien 

a Kinder unter 18 Monaten eineinhalb 

Betreuungsplätze, 

b Kinder über 18 Monaten und unter 12 

Jahren einen Betreuungsplatz, 

 

… e streichen. 

048 SP Kanton 

Bern 

27f   Die Regelung würde demnach für Kin-

der nicht gelten, die nicht aus der 

Nachbarschaft sind. 

 

Vorschlag: 

2 Bei Beurteilung der nach Absatz 1 

maximal belegbaren Betreuungsplätze 

sind alle anwesenden Kinder mitzuzäh-

len, insbesondere auch eigene Kinder, 

unentgeltlich betreute NachbarsKinder 

und Kinder in Pflegeverhältnissen. 

 

Doch, die Aufzählung ist beispielhaft («insbesondere»). Es sind 

alle anwesenden Kinder zu zählen (entsprechend der Gewich-

tung nach Abs. 3). Da der Begriff der Nachbarskinder aber of-

fenbar Verwirrung stiftet, ist zu prüfen, ob er gestrichen werden 

kann. 

Siehe überdies Ausführungen bei 046, BKSE, 27f und bei 027, 

Gemeinderat Münchenbuchsee, Art. 27f Abs. 3 

048 SP Kanton 

Bern 

27k   Es erschliesst sich uns nicht, weshalb 

ausschliesslich FaBe EFZ als Mindest-

anforderung an das Personal insbeson-

dere für die Aufsicht gelten soll. Dies 

ist zu überarbeiten. 

Teilweise Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, 27k 

Abs. 3 sowie bei 029, Gemeinderat Muri, Art. 27k. 

Überdies wird die Aufnahme einer Art «Bestandesgarantie» für 

langjährige Mitarbeitende geprüft. 
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Es muss zudem eine Regelung analog 

der Kita’s geben, damit langjährige Mit-

arbeitende, die sich über die Jahre 

Kompetenzen angeeignet haben, wei-

terhin als qualifiziert z.B. für die Auf-

sicht gelten. 

 

Vorschlag: 
d Über einen Abschluss als Fachfrau o-
der Fachmann Betreuung mit eidgenös-
sischem Fähigkeitszeugnis EFZ oder 
eine mindestens gleichwertige Ausbil-
dung verfügen müssen Mitarbeitende 
der Tagesfamilienorganisation mit … 

 

 

048 SP Kanton 

Bern 

27l   Zur Vereinfachung des ohnehin an-

spruchsvollen Ablaufs würden wir es 

begrüssen, alle im Haushalt lebenden 

volljährigen Personen von der TFO als 

«Betreuungspersonen» zu melden. Da-

mit wäre auch die Kostenübernahme 

durch den Kanton geklärt. Die jährliche 

Überprüfung ist zu überarbeiten (s. 

Art.27e). 

Keine Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen zu 034, Gemeinde Spiez, Art. 27e Abs. 2 

und 3 

Personen aus dem Haushalt einer Tagesfamilie, die sich gar 

nicht an der Betreuung der Kinder beteiligen, als Betreuungs-

personen zu melden, wäre nach dem Verständnis der GSI 

rechtswidrig.  

052 EVP Kan-

ton Bern 

27q   Die Entschädigung von TFO darf nicht 

von der Entschädigung anderer Leis-

tungserbringer (z.B. Sozialdiensten) ab-

weichen. 

Es ist unklar, was hier gemeint ist. Die in Art. 27q Abs. 1 gere-

gelte Entschädigung für die TFO entspricht der bisherigen Ent-

schädigung der KESB an die TFO. Siehe 027, Gemeinderat 

Münchenbuchsee, Art. 27q Abs. 1. 
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071 Handels- 

und Indust-

rieverein 

des Kan-

tons Bern 

27f   Art. 27f (Betreuungsplätze in Tagesfa-

milien) 

Die Wirtschaft fordert im Lichte von Ab-

bau von Bürokratie und mehr Transpa-

renz die Streichung dieses Artikels. Das 

Wichtigste sollte in Art. 4 ersichtlich 

sein, von einer Überregulierung sollte 

abgesehen werden. 

Keine Berücksichtigung.  

Die Regelung entspricht grösstenteils der heute gängigen Pra-

xis gemäss Aufsichtskonzept KESB, Ziffer 4.3.  

071 Handels- 

und Indust-

rieverein 

des Kan-

tons Bern 

27k, 

m 

  Art.27k und Art. 27m (Grundsatz und 

Gesuch) 

Die Wirtschaft erachtet die Vorgaben in 

Art. 27k und Art. 27m als ziemlich hoch 

für eine Tagesfamilie, welche bewilli-

gungspflichtig wird und fordert eine 

schlankere Handhabung und weniger 

Voraussetzungskriterien für Tagesfami-

lien. Ansonsten erweist sich dieses Vor-

haben als unüberwindbare Hürde. Das 

kann nicht im Sinne der Stärkung von 

Vereinbarkeit von Familie und Arbeit 

sein. 

Es sind nicht die Tagesfamilien, die bewilligungspflichtig wer-

den, sondern die TFO. 

Keine Berücksichtigung, da gar keine klaren Vorschläge ge-

macht werden. Im Übrigen siehe Ausführungen 027, Gemein-

derat Münchenbuchsee, 27k Abs. 3 sowie bei 029, Gemeinde-

rat Muri, Art. 27k 

079 OdA Sozia-

les Bern 

27k   Die Ausbildung Fachperson Betreuung 

EFZ beinhaltet den Kompetenzerwerb 

für die unmittelbare Begleitung und Be-

treuung von Kindern. Sie beinhaltet 

keinen Kompetenzerwerb für die fachli-

che Beratung von Erwachsenen (El-

tern/Betreuungspersonen usw.) oder 

Aufsichtsaufgaben. 

Auszug aus der Bildungsverordnung 

FaBe EFZ 

Teilweise Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, 27k 

Abs. 3 sowie bei 029, Gemeinderat Muri, Art. 27k. 

 

Die GSI teilt die Einschätzung der OdA Soziales Bern, dass 

Ausbildungen wie von ihr vorgeschlagen noch besser dazu be-

fähigen würden, die Aufsichtsaufgaben und die Begleitung der 

Betreuungspersonen wahrzunehmen. Aber auch hier gilt es 

sorgfältig abzuwägen zwischen den verschiedenen Interessen 
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1. Abschnitt: Gegenstand, Fachrichtun-

gen und Dauer 

Art. 1 Berufsbild und Fachrichtungen 

1 Fachfrauen und Fachmänner Betreu-

ung auf Stufe EFZ beherrschen na-

mentlich die folgenden Tätigkeiten und 

zeichnen sich durch folgende Kennt-

nisse, Fähigkeiten und Haltungen aus: 

a. Sie begleiten und unterstützen Kin-

der, Menschen mit einer Beeinträchti-

gung oder Menschen im Alter, sei es 

individuell oder in Gruppen, im Alltag. 

b. Sie gestalten Beziehungen zu den 

betreuten Personen professionell. 

c. Sie richten sich an den Bedürfnissen 

und Interessen der betreuten Personen 

aus und fördern deren Autonomie und 

Partizipation. 

d. Sie unterstützen die Bildung und 

Entwicklung der betreuten Personen 

und erhalten und fördern deren Le-

bensqualität. 

e. Sie handeln in spezifischen Begleit-

situationen professionell. 

f. Sie erbringen die Leistungen im Rah-

men der erworbenen Kompetenzen 

selbstständig und in enger Zusammen-

arbeit mit dem Team 

 

Vorschlag: 

und diese ausgewogen zu berücksichtigen (Personalrekrutie-

rung wie auch Kosten TFO vs. Angebotsqualität). In dieser Ab-

wägung erachtet die GSI die Anforderung einer Tertiärausbil-

dung als zu hohe Hürde, wird stattdessen aber prüfen, ob die 

Anforderungen mit dem Lehrgang Vermittlung ergänzt werden 

sollen (vgl. 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, 27k Abs. 3). In 

der Kombination FaBe und Lehrgang Vermittlung erachtet die 

GSI die Mitarbeitenden als ausreichend befähigt für ihre Aufga-

ben.  
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Für die fachliche Beratung von Erzie-

hungsberechtigten oder Betreuungs-

personen benötigen die Mitarbeitenden 

mind. eine Ausbildung als Sozialpäda-

gog*in HF/FH, Kindheitspädagog*in HF 

oder gleichwertige pädagogische Aus-

bildungen. 

080 Kibesuisse 27a   Abs. 1  

Die Formulierung «in ihrem Haushalt 

betreuen» wirft im Vergleich zu derjeni-

gen in Art. 4 Abs. 1 Bst. b «in einem 

privaten Haushalt» Fragen auf. Was 

bedeutet nun die Eingrenzung auf den 

Haushalt der Tagesfamilie im Umkehr-

schluss für die Betreuung von Kindern 

im privaten Umfeld, wie sie beispiels-

weise durch Nannys geleistet wird? 

Abs. 2 Bst. b  

Im Gegensatz zur hier definierten Ein-

schränkung für Tagesfamilien ist die 

Verwandtschaftsbeziehung für die Be-

treuung in der Kita nicht massgebend. 

Kinder können dort von ihren Eltern, 

Grosseltern, Tanten/Onkeln, Geschwis-

tern, etc. betreut werden, wenn die 

Personen die entsprechende Ausbil-

dung und Anstellung haben. 

Mitglieder von kibesuisse wünschen 

sich, dass die Tagesfamilienbetreuung 

auch durch Personen, welche mit dem 

Teilweise Berücksichtigung. 

Abs. 1: Siehe Ausführungen bei 080, Kibesuisse, Art. 4. Es gilt 

zu beachten, dass Nannies weder von den Bestimmungen zu 

den Tagesfamilien noch von Art. 4 erfasst werden. Nanny-Be-

treuung ist die Betreuung von (Geschwister-)Kindern in deren 

Haushalt. Bei dieser Form der Kinderbetreuung besteht regel-

mässig ein Arbeitsverhältnis zwischen den Eltern und der Kin-

derbetreuerin oder dem Kinderbetreuer. Die Eltern sind verant-

wortlich diese Person sorgfältig auszuwählen und zu 

beaufsichtigen. Eine staatliche Aufsicht gibt es nicht und es 

werden für diese Art von Kinderbetreuung auch keine Betreu-

ungsgutscheine ausgestellt. Daran wird mit der vorliegenden 

Teilrevision FKJV nichts geändert! 

Abs. 2 Bst. b: Keine Berücksichtigung. Begründung: 

Es gilt zum einen in der FKJV zu präzisieren, was als allgemei-

nes Angebot nach Art. 12 PAVO gilt und somit vom Staat zu 

beaufsichtigen ist, sowie für welche Betreuung von den TFO 

Betreuungsgutscheine angenommen werden können.  

Die Abgrenzung nach Verwandtschaftsgrad entspricht dem gel-

tenden Art. 32 Abs. 3 Bst. b FKJV. Werden Kinder innerhalb 

der engeren Familie betreut, sollen für diese Betreuungsver-

hältnisse keine Staatsbeiträge ausgerichtet werden, sie unter-

stehen aber auch keiner staatlichen Aufsicht.  

 



 
 

 

 

 194/251 
 

Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

betreuten Kind verwandt sind, akzep-

tiert wird. Dies gilt, sofern die Betreu-

ungsperson die entsprechenden Aus- 

und Weiterbildungen besucht hat und 

an einer TFO angeschlossen ist. Es ist 

nicht verständlich, warum die Ver-

wandtschaftsbeziehung bei der Bemes-

sung der Betreuung massgebend sein 

soll. 

Abs. 3 Bst. a  

In der «Fassung Konsultationsverfah-

ren» wird mit den vier Monaten für die 

Tagesfamilien ein anderer Umfang de-

finiert als die zwei Monate für Kinderta-

gesstätten (vgl. Art. 4 Abs. 2 Bst. a). Es 

gibt keinen Grund für diese unter-

schiedliche Handhabung.  

 

Abs. 3 Bst. b  

Tagesfamilien haben per se ein im Ver-

gleich zu Kitas reduziertes Angebot 

(gegebenenfalls nur ein Kind). Daher 

ist der Zusatz «pro Kind» auch nicht 

notwendig, weil es auch keine Abgren-

zung zu kommerziellen Hütediensten 

braucht. Zudem findet das Setting in 

Privaträumen statt und bedarf somit 

keiner «Pro-Kopf-Abgrenzung». Das 

Tagesfamilien-Angebot muss als Gan-

zes betrachtet werden und nicht mit 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen zu Abs. 3 Bst. a und b vermögen zu über-

zeugen. Es gilt auch zu verhindern, dass einzelne Betreuungs-

verhältnisse aus dem Gutscheinsystem fallen und damit die Ta-

gesfamilien benachteiligt würden. Die Anpassung wird 

übernommen. 
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Blick auf einzelne Betreuungsverhält-

nisse. 

 

Vorschlag:  

3 Als regelmässig im Sinne von Absatz 

1 gilt ein Angebot einer Betreuungsper-

son in Tagesfamilien, das  

a während mindestens zwei Monaten 

pro Jahr am Stück oder gesamthaft 39 

Wochen pro Jahr angeboten wird so-

wie  

b einen Umfang von mehr als drei 

Stunden pro Tag oder mehr als sechs 

Stunden pro Woche hat. 

080 Kibesuisse 27b   Die Regelung schafft einen zusätzli-

chen administrativen Aufwand für die 

Tagesfamilien, welche Betreuungsan-

gebote für berufstätige Eltern anbieten, 

welche beispielsweise im Schichtdienst 

arbeiten. kibesuisse würde es sehr be-

grüssen, wenn der administrative Auf-

wand nicht auf die TFO abgewälzt 

würde, sondern «schlanke» Dienst-

wege behördenseitig geschaffen wer-

den könnten. 

Teilweise Berücksichtigung 

Die Erläuterungen zum erforderlichen Vorgehen werden im Vor-

trag überarbeitet. Auch wird das Aufsichtskonzept für die TFO 

gewisse Ausführungen enthalten. Damit kann aber nicht für je-

den Einzelfall verhindert werden, dass die TFO zur Klärung das 

AIS werden beiziehen müssen.  

Eine Klärung ist dann erforderlich, wenn ein Kind regelmässig 

in einer Tagesfamilie übernachtet. Die TFO kennt die Situation 

vor Ort und kann falls erforderlich eine Anfrage beim AIS stel-

len. Unnötiger bürokratischer Aufwand sollte dadurch nicht ent-

stehen. 

080 Kibesuisse 27c   Abs. 2  

Die Übergabe der «operationellen» 

Aufsichtsaufgaben an die Tagesfamili-

enorganisation kann bei kleineren Or-

ganisationen mit wenig Personal zu 

Keine Berücksichtigung 

Dass die TFO die operationelle Aufsicht über ihre Tagesfami-

lien wahrnehmen müssen, ergibt sich direkt aus Art. 109 Abs. 1 

SLG. Dies kann nicht durch eine anderweitige Regelung in der 

FKJV geändert werden. Dass betreffend die Wahrnehmung der 
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Schwierigkeiten führen, da eine Unab-

hängigkeit zwischen Arbeitgeber-Ver-

bindlichkeiten und der behördlichen 

Aufsicht nicht gewährleistet werden 

kann. 

operationellen Aufsichtsaufgaben keine Unabhängigkeit ge-

währleistet ist, wird somit vom Gesetzgeber in Kauf genommen. 

Es gilt jedoch zu beachten, dass die GSI resp. das AIS wiede-

rum die Aufsicht über die TFO ausüben und den TFO betref-

fend die Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben mit einem Auf-

sichtskonzept auch Vorgaben machen wird (vgl. Wortlaut Art. 

27c Abs. 2 FKJV).  

080 Kibesuisse 27f 1  Abs. 1  

Hier wird auf die Bestimmung in Art. 4 

Abs. 1 Bst. b verwiesen, in dem vom 

«privatem Haushalt» die Rede ist. Hin-

gegen wird gemäss Art. 27a Abs. 1 der 

Haushalt der Betreuungsperson in Ta-

gesfamilien explizit genannt. Dies führt 

zu einer Nicht-Regulierung von entgelt-

lichen Betreuungsangeboten in priva-

ten Haushalten, die nicht im Haushalt 

der Tagesfamilie angeboten werden 

(z.B. Nannys). 

 

Vorschlag: 
1 Die in der Regel maximal zulässige 
Anzahl Kinder… 

Siehe die Ausführungen bei 080, kibesuisse, Art. 4 und bei 080, 

kibesuisse, Art. 27a. Tatsächlich wird das Angebot von soge-

nannten Nannies nicht reguliert – auch nicht von der PAVO. 

 

Betreffend den Vorschlag «in der Regel» siehe Ausführungen 

zu 034, Gemeinde Spiez, Art. 4 Abs. 1 

080 Kibesuisse 27f 2  Abs. 2  

Eigene Kinder ab zwölf Jahren sollten 

hier ebenso wie die unentgeltlichen 

Nachbarskinder nicht mitberechnet 

werden. Ansonsten werden hier nicht 

überprüfbare und unrealistische Bedin-

gungen geschaffen. 

 

Teilweise Berücksichtigung.  

Unentgeltlich betreute Kinder: Siehe 046, BKSE, 27f sowie Vor-

trag (Version für Konsultation) zu Art. 27f Abs. 1 und 2, Seite 

15. Eine Betreuungsperson soll in keiner Situation mehr als 5 

Kinder gleichzeitig betreuen. 

Eigene Kinder ab zwölf Jahren: Siehe 027, Gemeinderat Mün-

chenbuchsee, Art. 27f Abs. 3 
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Vorschlag: 
2 Bei der Beurteilung der nach Absatz 1 
maximal belegbaren Betreuungsplätze 
sind alle anwesenden Kinder mitzuzäh-
len, insbesondere auch eigene Kinder 
und Kinder in Pflegeverhältnissen. Un-
entgeltlich betreute Nachbarskinder 
können zeitlich begrenzt situativ in Ta-
gesfamilien ohne Berücksichtigung in 
der Berechnung der Betreuungsplätze 
anwesend sein. 

 

080 Kibesuisse 27f 3  Abs. 3 Bst. a und b  

Bei der Zusammenstellung gemäss Be-
treuungsbedarf werden folgende Um-
stände missachtet: Kinder unter 18 Mo-
naten (nicht bloss unter 12 Monaten) 
haben einen erhöhten Betreuungsbe-
darf. Dem muss auch über die entspre-
chende Anpassung der Betreuungsgut-
scheine Rechnung getragen werden.  

Die Erfahrung zeigt, dass Eltern von 
Kindern im Alter bis 18 Monate im Zwei-
felsfall eher auf die familienergänzende 
Bildung und Betreuung verzichten, an-
statt umfassender ins Berufsleben zu-
rückzukehren. Das ist in Zeiten des 
herrschenden Fachkräfte- und Perso-
nalmangels ein volkswirtschaftlicher 
Schaden, der schwerer wiegt als die po-
tenziellen Mehrausgaben für die Erhö-
hung der Betreuungsgutscheine. 

Teilweise Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen bei 036, Gemeinderat Thun, Art. 27f Abs. 

3 

Betreffend Kinder ab 12 Jahren siehe Ausführungen bei 027, 

Gemeinderat Münchenbuchsee, Art. 27f Abs. 3. 
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Abs. 3 Bst. c  

Dass Kinder mit besonderen Bedürfnis-
sen hier einmalig als «Minderjährige» 
bezeichnet werden, ist nicht nachvoll-
ziehbar. 

Abs. 3 Bst. d  

Pflegekinder sind wie eigene Kinder zu 
betrachten und nur mit Faktor 1,5 zu be-
rechnen, wenn besondere Bedürfnisse 
einen erhöhten Betreuungsaufwand er-
fordern. Diese neue Formulierung geht 
davon aus, dass Pflegekinder in jedem 
Fall einen erhöhten Betreuungsaufwand 
benötigen – was nicht der Realität ent-
spricht. 

Abs. 3 Bst. e  

Dass eigene Kinder über zwölf Jahre 
mit einem halben Platz angerechnet 
werden müssen, ist neu. Dies führt ins-
besondere in Mittagssituationen und 
Schulferien zu grossen Problemen für 
Tagesfamilien. Da gemäss PAVO Kin-
der immer nur bis zwölf Jahre berück-
sichtigt werden, empfiehlt kibesuisse ein 
Streichen von Buchstabe e. In einer so 
kleinen Gruppe von fünf Plätzen kann 
ein halber Platz praktisch nicht belegt 
werden. Tagesfamilien mit (mehreren) 
eigenen älteren Kindern, die noch zu 
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Hause wohnen, könnten zudem ihre Be-
treuungsplätze unter Umständen nicht 
mehr anbieten. 

Vorschlag: 

3 Entsprechend ihrem unterschiedlichen 

Betreuungsbedarf belegen in Tagesfa-

milien 
a. Kinder unter 18 Monaten: 1,5 

Plätze 
b. Kinder ab 18 Monaten bis zwölf 

Jahre: 1 Platz 
c. Kinder mit besonderen Bedürf-

nissen unabhängig vom Alter: 
1,5 Plätze 

d. Kinder ab zwölf Jahren: 0,5 
Plätze 

Für im Haushalt lebende Pflege- und ei-

gene Kinder gelten die Buchstaben a, b, 

und c. (Kinder ab zwölf Jahren werden 

nicht an den Betreuungsschlüssel an-

gerechnet). 

080 Kibesuisse 27g 1  Abs. 1  

Die Formulierung «in der Regel unange-
meldet» ist schwierig und führt unter 
Umständen zu einem unnötigen Mehr-
aufwand, weil vergebliche Besuche (Ta-
gesfamilie nicht anzutreffen aufgrund 
von Ausflug o.ä.) durchgeführt werden. 
Die in Art. 27q bezifferte Entschädigung 
ist daher unter keinen Umständen aus-
reichend und muss angepasst werden 
(vgl. Bemerkungen unter Art. 27q). 

Wird angepasst. Siehe Ausführungen bei 034, Gemeinde 

Spiez, Art. 27g Abs. 1 
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080 Kibesuisse 27g 3  Abs. 3  

Die hier gewählte Formulierung ist un-

verständlich. Was genau bedeutet «Im 

Übrigen gelten die Artikel 26 und 27 

sinngemäss»? Sind damit alle Buchsta-

ben von Art. 27 mitgemeint? 

Dies bedeutet, dass für die Tagesfamilien nicht neue oder an-

dere Regelung betreffend die Aufsicht geschaffen werden, son-

dern grundsätzlich die gleichen Regeln gelten wie bei den 

Kitas. Sinngemäss bedeutet, dass die Bestimmungen bei An-

wendung auf die allenfalls andere Situation bei den Tagesfami-

lien anzupassen sind – so haben die Betreuungspersonen 

keine Einsicht in ihre Buchhaltung zu gewähren o.ä. Das Be-

sichtigen der Räumlichkeiten, Gespräche mit Kindern etc. müs-

sen aber möglich sein. Ebenfalls «sinngemäss» ist die Bezeich-

nung der zuständigen Stelle zu verstehen. So führt bei 

Tagesfamilien mit TFO-Anschluss grundsätzlich nicht das AIS, 

sondern die TFO die Kontrollen durch und handelt im Falle von 

Beanstandungen. Betreffend Art. 27 ist zu beachten, dass nicht 

ein Betrieb geschlossen, sondern die weitere Kinderbetreuung 

untersagt würde. Die TFO regelt solches nach Möglichkeit im 

Rahmen der arbeitsrechtlichen Befugnisse. Genügt dies nicht, 

macht sie Meldung an das AIS (Art. 27p Abs. 2 Bst. b FKJV). In 

diesem Fall kann das AIS einen Kontrollbesuch durchführen 

und falls erforderlich nach Art. 27g Abs. 2 FKJV verfügen.  

Soweit mit «alle Buchstaben von Art. 27» gemeint ist, dass 

auch die Art. 27a–27r gelten sollen, so ist das NICHT der Fall. 

Sinngemäss gelten nur «Art. 26 Kontrollen» und «Art. 27 Bean-

standungen». 

Die Art. 27a fortfolgende sind eigenständige Artikel, die nicht zu 

Art. 27 gehören! 

080 Kibesuisse 27h   Die Formulierung «durch die bei ihnen 

angestellten Betreuungspersonen in Ta-

gesfamilien» öffnet Grauzonen für Ver-

mittlungsportale wie beispielsweise «ba-

bysitter24.ch». Dort kann eine 

unkontrollierte Vermittlung stattfinden, 

Keine Berücksichtigung 

Reine Vermittlungsportale sind keine TFO im Sinne der FKJV. 

Reines «Babysitting» ist keine Betreuung in Tagesfamilien. 

Was eine Betreuungsperson in Tagesfamilien ist, wird in Art. 

27a FKJV legal definiert. Wenn Betreuungspersonen eine Be-

treuung im Sinne von Art. 27a FKJV anbieten und sich hierfür 
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weil die vermittelten Personen nicht 

beim Portal angestellt sind und eigene 

Betreuungsvereinbarungen mit den El-

tern abschliessen. 

von so einem Portal vermitteln lassen, dann unterstehen sie 

selber der Meldepflicht nach Art. 27d FKJV und der Aufsicht 

durch das AIS. Der Betreuungsvertrag wäre diesfalls von den 

Eltern auch mit der Betreuungsperson abzuschliessen und 

nicht mit dem Portal. Dies entspricht auch dem Angebot von 

babysitting24.ch.  

Wenn Eltern eine Person als Nanny anstellen sind sie selber 

verantwortlich, die Person sorgfältig auszuwählen und zu be-

aufsichtigen. Es kann und soll nicht jedes erdenkliche Angebot 

reguliert werden. 

080 Kibesuisse 27k 3  Abs. 3  

Diese Bestimmung ist in ihrem Detaillie-
rungsgrad schwierig. Sie schreibt der 
TFO eine Personalstruktur vor, die nicht 
zweckmässig ist. Zudem werden Quali-
fikationsprofile definiert, die nicht den 
Anforderungen entsprechen: eine Fach-
person Betreuung EFZ hat gemäss 
Qualifikationsprofil die Kompetenzen für 
die unmittelbare pädagogische Arbeit 
mit Kindern. Die fachliche Beratung von 
Erwachsenen (Eltern/Betreuungsperso-
nen) zählt dagegen nicht zum Profil, 
denn dazu ist in der Regel eine Zu-
satzqualifikation oder ein Tertiärab-
schluss notwendig. 

Kibesuisse empfiehlt, auf die nicht ziel-

führende Auflistung von Qualifikations-

profilen und nicht definierten Abschlüs-

sen zu verzichten und stattdessen vom 

aktuell geltenden Art. 33 (Qualitätssi-

Teilweise Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen bei 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, 

27k Abs. 3 sowie bei 029, Gemeinderat Muri, Art. 27k 
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cherung durch die Tagesfamilienorgani-

sation) Gebrauch zu machen. Dieser 

hat sich in seiner Bedeutung bewährt 

und sollte – von einigen wenigen An-

passungen abgesehen – inhaltlich bei-

behalten werden. 

 

Vorschlag: 
3 Qualitätssicherung durch die Tagesfa-
milienorganisation 

a Tagesfamilienorganisationen sind da-
für verantwortlich, dass die Qualität der 
Betreuung in den Tagesfamilien sicher-
gestellt ist. 

b Insbesondere sind sie dafür besorgt, 
dass 

1)  die organisatorischen und pä-
dagogischen Grundsätze sowie 
die Aufgaben der Vermittlungs-
stelle umschrieben und einge-
halten sind 

2)  die Eignung der Betreuungs-
personen in Tagesfamilien ge-
mäss Artikel 27e und des Ta-
gesfamilienumfeldes 
regelmässig überprüft wird 

3)  die Vermittlerinnen und Vermitt-
ler über eine den Anforderungen 
entsprechende Grundausbil-
dung verfügen, 
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 ein Angebot an Weiterbildung für direkt 

oder indirekt in der Betreuung und Auf-

sicht eingesetzte Personen, wie bei-

spielsweise Vermittlerinnen und Vermitt-

ler, und für Betreuungspersonen in 

Tagesfamilien regelmässig genutzt wird. 

080 Kibesuisse 27l 1  Abs. 1  

In diesem Artikel ergeben sich Redun-
danzen zu Art. 27e hinsichtlich der di-
rekt in der Kinderbetreuung involvierten 
Personen (Betreuungspersonen in Ta-
gesfamilien sowie deren zum Haushalt 
gehörenden volljährigen Personen). Un-
ter Bst. b ist die jährliche Wiederholung 
der Meldung geregelt, im Gegensatz zur 
entsprechenden Bestimmung für Kitas 
unter Art. 19 Abs. 1 Bst. b, wo dieser 
Zusatz fehlt. Allgemein ist Bst. b redun-
dant gegenüber Art. 27d Abs. 3 bezie-
hungsweise Art. 27e Abs. 3 und könnte 
entsprechend gestrichen werden. 

Die Buchstaben a und c sind für Tages-

familienorganisationen in ihrer Auswir-

kung zu weitgehend. Beispielsweise 

wäre das Reinigungspersonal auf der 

Geschäftsstelle ebenfalls davon betrof-

fen. 

 

Vorschlag: 
a dürfen keine in der direkten oder indi-
rekten Kinderbetreuung involvierten 
Personen beschäftigen, die eine Straftat 

Teilweise Berücksichtigung: 

 

Betreffend angeblicher Redundanzen siehe Ausführungen bei 

034, Gemeinde Spiez, Art. 27l 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Anliegen, von Reinigungspersonal in den Büroräumlichkei-

ten der TFO keinen Strafregisterauszug verlangen zu müssen, 

ist nachvollziehbar. Es wird geprüft, welche Formulierung dies 

gewährleisten kann. 

 

 

 

Mitarbeitende, welche mittelbar mit der Kinderbetreuung be-

schäftigt sind (Aufsicht, Vermittlung etc.), sollen wie vorge-

schlagen den gleichen Anforderungen unterliegen, wie die Per-

sonen, die sie anleiten und beaufsichtigen. 
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begangen haben, aufgrund der das Kin-
deswohl gefährdet erscheint, 

c holen von ihren indirekt in der Kinder-
betreuung involvierten Mitarbeitenden, 
wie beispielsweise Vermittlerinnen und 
Vermittler oder die Tagesfamilien ander-
weitig begleitenden Mitarbeitenden, vor 
deren Anstellung und danach alle drei 
Jahre einen Privatauszug aus dem 
Strafregister ein. In den Zwischenjahren 
wird die Selbstverpflichtungserklärung 
nach Artikel 19 Absatz 2 eingeholt. 

d holen von allfälligen weiteren zum 

Haushalt ihrer Betreuungspersonen in 

Tagesfamilien gehörenden, volljährigen 

Personen vor der erstmaligen Betreu-

ungstätigkeit in dieser Tagesfamilie und 

danach alle drei Jahre einen Privataus-

zug aus dem Strafregister ein. In den 

Zwischenjahren wird die Selbstverpflich-

tungserklärung nach Artikel 19 Absatz 2 

eingeholt. 

 

 

Diese Änderung kann wegen der bundesrechtlichen Vorgaben 

nicht berücksichtigt werden. Siehe Ausführungen zu 034, Ge-

meinde Spiez, Art. 27e Abs. 2 und 3 

 

080 Kibesuisse 27o   Bst. g  

Hier wird indirekt eine Weiterbildungs-
verpflichtung «Gewährleistung…regel-
mässig genutzt» geregelt. Das weicht 
einerseits von den Personen ab, die 
nicht an eine TFO angeschlossen sind, 
denn diese müssen sich nicht weiterbil-
den. Andererseits greift diese Bestim-
mung zusätzlich in die Tagesfamilienor-
ganisation ein. Es stellt sich etwa die 

Keine Berücksichtigung 

Betreffend eine Weiterbildungsverpflichtung für Betreuungsper-

sonen ohne Anschluss an eine TFO siehe die Ausführungen bei 

080, Kibesuisse, Art. 27e Abs. 2. Die Unterscheidung betref-

fend Betreuungspersonen mit und ohne TFO-Anschluss ist in 

diesem Sinne beabsichtigt.  

Betreffend die Betreuungspersonen mit TFO-Anschluss: diese 

Regelung entspricht grundsätzlich dem aktuellen Art. 33 Abs. 2 

Bst. f. 
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Frage, ob Buchhaltungsmitarbeitende 
keine Weiterbildung brauchen.  

Deshalb schlägt kibesuisse vor, Bst. g 

zu streichen. Stattdessen soll auf eine 

Selbstverpflichtung zur Weiterbildung 

gemäss unserem Vorschlag bei Art. 27k 

Abs. 3 gesetzt werden. Die Weiterbil-

dung muss für alle Betreuungspersonen 

in Tagesfamilien geregelt sein, nicht nur 

für solche innerhalb einer TFO (vgl. un-

seren Vorschlag bei Art. 27e Abs. 2). 

Die FKJV macht den TFO dort Vorschriften, wo es um die Qua-

litätssicherung betreffend die Kinderbetreuung geht. Selbstver-

ständlich brauchen wohl auch Buchhaltungsmitarbeitende Wei-

terbildungen. Dies zu regeln soll aber in der unternehmerischen 

Freiheit der TFO verbleiben. 

080 Kibesuisse 27p   Bei Abs. 1 gibt es eine Redundanz der 
in der Verordnung bereits mehrfach er-
wähnten Meldepflichten. Allerdings wird 
mit der Formulierung «nach Abschluss 
Arbeitsvertrag» ein neuer Zeitpunkt defi-
niert, der im Gegensatz zur Formulie-
rung bei Art. 27l Abs. 1 Bst. b «vor der 
erstmaligen Betreuungstätigkeit» steht. 

Die Absätze 2 und 3 werden von kibe-

suisse begrüsst. 

Keine Berücksichtigung 

Bei Art. 27 l Abs. 1 Bst. b geht es um die Leumundsprüfung – 

diese findet i.d.R. statt, bevor eine Anstellung erfolgt ist, spä-

testens aber vor deren erstmaligen Betreuungstätigkeit. Bei Art. 

27p geht es um die Meldung, dass eine Anstellung erfolgt ist. 

Es kann im Einzelfall sein, dass eine Person, von der man die 

Personalien zur Leumundsprüfung eingereicht hat, dann doch 

nicht eingestellt wird. Erfolgt die Leumundsprüfung erst nach 

dem Abschluss des Arbeitsvertrags, muss die Meldung natür-

lich nicht zwingend zweimal erfolgen, solange eindeutig klar ist, 

dass die Meldung sowohl für die Leumundsprüfung wie auch 

als Anstellungsmeldung erfolgt. 

080 Kibesuisse 27q 1  Abs. 1 

Der vorgeschlagene Betrag von 200 
Franken ist angesichts der wahrgenom-
menen Verantwortung zu niedrig ange-
setzt. Sinnvoll wäre eine angemessene 
Vergütung, wie sie auch anderen Leis-
tungsnehmern gewährt wird, wie zum 

Teilweise Berücksichtigung 

Siehe 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, Art. 27q sowie 036, 

Gemeinderat Thun, Art. 27q 
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Beispiel 480 Franken pro Aufsichtsbe-
such.  

Zusätzlich sollte der Teuerungsaus-

gleich berücksichtigt beziehungsweise 

auf ein anderweitiges Entschädigungs-

reglement verwiesen werden, um Flexi-

bilität bei der Betragsanpassung wahren 

zu können. 

 

Vorschlag: 

1 Für die Wahrnehmung der operatio-

nellen Aufsichtsaufgaben nach Artikel 

27c Absatz 2 werden die Tagesfamilien-

organisationen mit einem jährlichen 

Pauschalbetrag von mindestens 480 

Franken pro Tagesfamilie entschädigt. 

Eine Anpassung des Minimalbetrags 

gemäss Teuerung findet statt. 

080 Kibesuisse 27r   Analog der Bemerkung bei Art. 27g 

Abs. 3 stellt sich die Frage, was diese 

Formulierung genau bedeutet 

Siehe hierzu die Erläuterungen unter 080, Kibesuisse, Art. 27g 

Abs. 3 

085 FKS Spiel-

gruppen 

27d   Nicht nur Tagesfamilien brauchen eine 

Bewilligung, sondern auch die Spiel-

gruppen. Dies ist dringend notwendig. 

Somit wären alle folgenden Artikel se-

parat auch für die Spielgruppen zu de-

finieren. Dies wäre relativ einfach um-

zusetzen, wenn man die Erreichung 

des Qualität-Label SSLV als Grundlage 

für eine Bewilligung zur Hand nehmen 

Keine Berücksichtigung 

Betreffend Bewilligungspflicht für Spielgruppen siehe Ausfüh-

rungen zu 085, FKS Spielgruppen, Allgemeine Bemerkungen 

sowie 085, FKS Spielgruppen, Art. 4 

Betreuungspersonen in Tagesfamilien benötigen keine Bewilli-

gung 
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würde. Der Berufsverband könnte so-

gar die Auditierung der Spielgruppen 

übernehmen, 

085 FKS Spiel-

gruppen 

27o   Da auch Spielgruppen meldepflichtig 

sind, stellt sich die Frage bezüglich Be-

willigungspflicht auch in dieser Hin-

sicht. 

Unklar, was mit dieser Eingabe verlangt wird. Art. 27o regelt die 

Aufgaben der TFO. 

Spielgruppen sind nicht meldepflichtig. Eine Bewilligungspflicht 

(Kita-Bewilligung) brauchen sie, wenn das Betreuungsangebot 

den Umfang von Art. 4 Abs. 2 FKJV erreicht. 

085 FKS Spiel-

gruppen 

27r   Aufsicht von Spielgruppen: durch die 

Anbindung an die Schulen wäre diese 

mit einem geringen Aufwand zu be-

werkstelligen, So wie dies nun im Kan-

ton Solothurn umgesetzt wird. 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

096 Kinderbe-

treuung 

Zollikofen 

Kibez 

27f   e Kinder im schulpflichtigen Alter ab 12 

Jahren bei gleichzeitiger Anwesenheit 

von Kindern unter 12 Jahren einen hal-

ben Betreuungsplatz. (Im Pavo heben 

wir eine Meldepflicht bis 12 Jahren) 

(wird so immer schwieriger noch genü-

gend Betreuungsplätze zu finden. 

Wenn Kinder über 12 Jahren 0,5 dazu 

gerechnet werden). 

 

Vorschlag:  

Streichen 

Teilweise Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen bei 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, 

Art. 27f Abs. 3 

096 Kinderbe-

treuung 

Zollikofen 

Kibez 

27g   Artikel 27g 

Keine Bemerkungen/ Keine grossen 

Veränderungen 

Zur Kenntnis genommen 
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096 Kinderbe-

treuung 

Zollikofen 

Kibez 

27k   Es erschliesst sich uns nicht, weshalb 
ausschliesslich FaBe EFZ als Mindest-
anforderung an das Personal insbeson-
dere für die Aufsicht gelten soll. Dies ist 
zu überarbeiten.  

Es muss zudem eine Regelung analog 

der Kita’s geben, damit langjährige Mit-

arbeitende, die sich über die Jahre 

Kompetenzen angeeignet haben, wei-

terhin als qualifiziert z.B. für die Auf-

sicht gelten.  

 

Vorschlag: 

d Über einen Abschluss als Fachfrau o-
der Fachmann Betreuung mit eidgenös-
sischem Fähigkeitszeugnis EFZ oder 
eine mindestens gleichwertige Ausbil-
dung verfügen müssen Mitarbeitende 
der Tagesfamilienorganisation mit …  

Teilweise Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen bei 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, 

27k Abs. 3 sowie bei 029, Gemeinderat Muri, Art. 27k. 

Überdies wird die Aufnahme einer Art «Bestandesgarantie» für 

langjährige Mitarbeitende geprüft – siehe Nr. 048 SP Kanton 

Bern zu Art. 27k 

096 Kinderbe-

treuung 

Zollikofen 

Kibez 

27l   Zur Vereinfachung des ohnehin an-

spruchsvollen Ablaufs würden wir es 

begrüssen, alle im Haushalt lebenden 

volljährigen Personen von der TFO als 

Betreuungspersonen zu melden. Damit 

wäre auch die Kostenübernahme durch 

den Kanton geklärt. Die jährliche Über-

prüfung ist zu überarbeiten. (s Art.27e). 

Keine Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen zu 034, Gemeinde Spiez, Art. 27e Abs. 2 

und 3 

Personen aus dem Haushalt einer Tagesfamilie, die sich gar 

nicht an der Betreuung der Kinder beteiligen, als Betreuungs-

personen zu melden, wäre nach dem Verständnis der GSI 

rechtswidrig. 

100 Tagesel-

ternvermitt-

lung Spiez 

27a   Weiter macht es Sinn bereits ab einem 

Umfang von 8 Stunden pro Woche dies 

als Regelmässig zu betrachten. 

Keine Berücksichtigung 

Siehe Ausführungen zu 080, Kibesuisse, Art. 27a 
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Vorschlag: 

3b Sie einen Umfang pro von mehr als 

drei Stunden an einem Tag oder mehr 

als 8 Stunden pro Woche hat. 

Es fehlt die Begründung, weshalb 8 Stunden richtig sein sollen. 

100 Tagesel-

ternvermitt-

lung Spiez 

27l   2b braucht es nicht. Wiederholung von 

Art. 27e 

1c sollte man weglassen, dies sollte 

einheitlich von AIS getätigt werden. 

Siehe bereits 27e. 

 

Vorschlag: 

1b weglassen 

1c weglassen 

Keine Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen bei 034, Gemeinde Spiez, Art. 27l 

100 Tagesel-

ternvermitt-

lung Spiez 

27g 1  Abs 1 hier werden unangemeldete Be-

suche schwierig, da die Vermittlerinnen 

meist auswärts am Vermitteln sind. 

Dies führt bei der AIS für Mehrkosten, 

wenn sie dann vor leeren Büroräum-

lichkeiten stehen. 

 

Vorschlag: 

1 …..mindestens aber einmal jährlich 

Kontrollen vor Ort durchgeführt und 

darüber Protokoll geführt. 

Wird angepasst 

Art. 27 g regelt die Aufsicht über die Tagesfamilien, nicht über 

die TFO (Büroräumlichkeiten). Die Bestimmung soll aber 

gleichwohl angepasst werden. Siehe Ausführungen bei 034, 

Gemeinde Spiez, Art. 27g Abs. 1 

100 Tagesel-

ternvermitt-

lung Spiez 

27f 2  Abs 2 hier sollte es wie bisher gehand-

habt werden, dass die eigenen Kinder 

ab 12 Jahren nicht mitzählen 

3e diesen Artikel weglassen, da Kinder 

ab 12 Jahren wie bisher nicht mitge-

zählt werden sollen. 

Teilweise Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen bei 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, 

Art. 27f Abs. 3 
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Vorschlag: 

2 ……., insbesondere auch eigene Kin-

der unter 12 Jahren, unentgeltlich be-

treute Nachbarskinder und Kinder in 

Pflegeverhältnissen unter 12 Jahren 

3e weglassen 

103 Primano 

Frühförde-

rung 

27d   Das Qualität-Label SSLV könnte als 

Grundlage für eine Bewilligung zur 

Hand genommen werden. Siehe Bro-

schüre Qualitätslabel SSLV 

(www.sslv.ch   https://sslv.ch/verweis-

auf-publikationen). 

Keine Berücksichtigung 

Betreffend Bewilligungspflicht für Spielgruppen siehe Ausfüh-

rungen zu 085, FKS Spielgruppen, Allgemeine Bemerkungen 

sowie 085, FKS Spielgruppen, Art. 4 

Betreuungspersonen in Tagesfamilien benötigen keine Bewilli-

gung – Art. 27d regelt deren Meldepflicht 

104 Die Mitte 

Kanton 

Bern 

27a   Wird unterstützt. Zur Kenntnis genommen 

105 SSLV 27d   Nicht nur Tagesfamilien brauchen eine 

Bewilligung, sondern auch die Spiel-

gruppen. Dies ist dringend notwendig. 

Somit wären alle folgenden Artikel se-

parat auch für die Spielgruppen zu de-

finieren. Dies wäre relativ einfach um-

zusetzen, wenn man die Erreichung 

des Qualität-Label SSLV als Grundlage 

für eine Bewilligung zur Hand nehmen 

würde. Der Berufsverband könnte so-

gar die Auditierung der Spielgruppen 

übernehmen, 

Keine Berücksichtigung 

Betreffend Bewilligungspflicht für Spielgruppen siehe Ausfüh-

rungen zu 085, FKS Spielgruppen, Allgemeine Bemerkungen 

sowie 085, FKS Spielgruppen, Art. 4 

Betreuungspersonen in Tagesfamilien benötigen keine Bewilli-

gung. 

http://www.sslv.ch/
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105 SSLV 27o   Da auch Spielgruppen meldepflichtig 

sind, stellt sich die Frage bezüglich Be-

willigungspflicht auch in dieser Hin-

sicht. 

Keine Berücksichtigung 

Siehe Ausführungen bei 085, FKS Spielgruppen, Art. 27o 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

27a 2  Abs. 2 

B Die professionelle, entschädigte und 

verbindlich geregelte Betreuung durch 

nahe Verwandten sollte möglich sein. 

In der Kita ist dies auch möglich und 

die Care-Arbeit wird dadurch sonst 

stark abgewertet. Es ist nicht verständ-

lich, warum die Verwandtschaftsbezie-

hung bei der Bemessung der Betreu-

ung massgebend sein soll. 

 

Vorschlag: 

Abs. 2, b: Ersatzlos streichen 

Keine Berücksichtigung 

Siehe Ausführungen zu 080, Kibesuisse, Art. 27a 

 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

27a 3  Abs. 3  

a In der «Fassung Konsultationsverfah-

ren» wird mit den vier Monaten für die 

Tagesfamilien ein anderer Umfang de-

finiert als die zwei Monate für Kinderta-

gesstätten (vgl. Art. 4 Abs. 2 Bst. a). Es 

gibt keinen Grund für diese unter-

schiedliche Handhabung. 

b Tagesfamilien haben per se ein im 

Vergleich zu Kitas reduziertes Angebot 

(gegebenenfalls nur ein Kind). Daher 

ist der Zusatz «pro Kind» auch nicht 

notwendig, weil es auch keine Abgren-

zung zu kommerziellen Hütediensten 

Wird angepasst 

Siehe Ausführungen zu 080, Kibesuisse, Art. 27a 
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braucht. Zudem findet das Setting in 

Privaträumen statt und bedarf somit 

keiner «Pro-Kopf-Abgrenzung». Das 

TagesfamilienAngebot muss als Gan-

zes betrachtet werden und nicht mit 

Blick auf einzelne Betreuungsverhält-

nisse. 

«Regelmässig» sollte weiterhin gelten, 

wenn die Betreuung pro Kind einen 

Umfang von mehr als 6 Stunden pro 

Woche beträgt. Gerade bei den TFO 

gibt es viele Betreuungsverhältnisse, 

welche zwischen 6 und 12 Stunden lie-

gen. Diese würden dann nicht mehr 

professionell betreut und begleitet wer-

den. Die Qualitätssicherung durch die 

Meldungspflicht würde entfallen. 

 

Vorschlag: 

Abs. 3  

Als regelmässig im Sinne von Absatz 1 

gilt ein Angebot einer Betreuungsper-

son in Tagesfamilien, das 

a während mindestens zwei Monaten 

pro Jahr am Stück oder gesamthaft 39 

Wochen pro Jahr angeboten wird so-

wie  

b einen Umfang von mehr als drei 

Stunden pro Tag oder mehr als sechs 

Stunden pro Woche hat. 
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106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

27b   Hier sollte die Formulierung übernom-

men werden, wie sie im Aufsichtskon-

zept des Kantons Bern steht unter 4.4 

Regelung bei Übernachtungen von Ta-

geskindern (Seite 6). 

 

Vorschlag: 

Formulierung aus dem Aufsichtskon-

zept des Kantons Bern übernehmen 

(siehe 4.4 Regelung bei Übernachtun-

gen von Tageskindern, Seite 6) 

Teilweise Berücksichtigung 

Die Formulierung aus dem Aufsichtskonzept wird analog im 

neuen Aufsichtskonzept übernommen werden. Die Abgrenzung 

in der FKJV zur Familienpflege ist beizubehalten. 

Siehe auch Ausführungen bei 080, Kibesuisse, Art. 27b  

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

27f   Abs. 1: Hier wird auf die Bestimmung 

in Art. 4 Abs. 1 Bst. b verwiesen, in 

dem vom «privatem Haushalt» die 

Rede ist. Hingegen wird gemäss Art. 

27a Abs. 1 der Haushalt der Betreu-

ungsperson in Tagesfamilien explizit 

genannt. Dies führt zu einer Nicht-Re-

gulierung von entgeltlichen Betreu-

ungsangeboten in privaten Haushalten, 

die nicht im Haushalt der Tagesfamilie 

angeboten werden (z.B. Nannys).  

Abs. 2: Eigene Kinder ab zwölf Jahren 

sollten hier ebenso wie die unentgeltli-

chen Nachbarskinder nicht mitberech-

net werden. Ansonsten werden hier 

nicht überprüfbare und unrealistische 

Bedingungen geschaffen.  

Abs. 3 Bst. a und b: Bei der Zusam-

menstellung gemäss Betreuungsbedarf 

Teilweise Berücksichtigung.  

Betreffend «privater Haushalt» siehe die Ausführungen bei 080, 

Kibesuisse, Art. 27f Abs. 1 – tatsächlich wird das Angebot von 

sogenannten Nannies nicht reguliert, auch nicht von der PAVO. 

Betreffend die weiteren Vorschläge siehe bei 080, Kibesuisse, 

Art. 27f Abs. 2 und 3  

Siehe auch Ausführungen bei 036, Gemeinderat Thun, Art. 27f 

Abs. 3 

Betreffend Kinder ab 12 Jahren siehe Ausführungen bei 027, 

Gemeinderat Münchenbuchsee, Art. 27f Abs. 3. 

Betreffend unentgeltlich betreute Kinder siehe auch noch 046, 

BKSE, Art. 27f. 
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werden folgende Umstände missach-

tet: Kinder unter 18 Monaten (nicht 

bloss unter 12 Monaten) haben einen 

erhöhten Betreuungsbedarf. Dem muss 

auch über die entsprechende Anpas-

sung der Betreuungsgutscheine Rech-

nung getragen werden.  

Die Erfahrung zeigt, dass Eltern von 

Kindern im Alter bis 18 Monate im 

Zweifelsfall eher auf die familienergän-

zende Bildung und Betreuung verzich-

ten, anstatt umfassender ins Berufsle-

ben zurückzukehren. Das ist in Zeiten 

des herrschenden Fachkräfte- und Per-

sonalmangels ein volkswirtschaftlicher 

Schaden, der schwerer wiegt als die 

potenziellen Mehrausgaben für die Er-

höhung der Betreuungsgutscheine.  

Abs. 3 Bst. c: Dass Kinder mit beson-

deren Bedürfnissen hier einmalig als 

«Minderjährige» bezeichnet werden, ist 

nicht nachvollziehbar.  

Abs. 3 Bst. d: Pflegekinder sind wie ei-

gene Kinder zu betrachten und nur mit 

Faktor 1,5 zu berechnen, wenn beson-

dere Bedürfnisse einen erhöhten Be-

treuungsaufwand erfordern. Diese 

neue Formulierung geht davon aus, 

dass Pflegekinder in jedem Fall einen 

erhöhten Betreuungsaufwand benöti-

gen – was nicht der Realität entspricht.  
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Abs. 3 Bst. e: Dass eigene Kinder über 

zwölf Jahre mit einem halben Platz an-

gerechnet werden müssen, ist neu. 

Dies führt insbesondere in Mittagssitu-

ationen und Schulferien zu grossen 

Problemen für Tagesfamilien. Da ge-

mäss PAVO Kinder immer nur bis zwölf 

Jahre berücksichtigt werden, empfiehlt 

der Kinderhut ein Streichen von Buch-

stabe e. In einer so kleinen Gruppe von 

fünf Plätzen kann ein halber Platz prak-

tisch nicht belegt werden. Tagesfami-

lien mit (mehreren) eigenen älteren 

Kindern, die noch zu Hause wohnen, 

könnten zudem ihre Betreuungsplätze 

unter Umständen nicht mehr anbieten. 

 

Vorschlag: 

1 Die in der Regel maximal zulässige 

Anzahl Kinder…  

2 Bei der Beurteilung der nach Absatz 

1 maximal belegbaren Betreuungs-

plätze sind alle anwesenden Kinder 

mitzuzählen, insbesondere auch ei-

gene Kinder und Kinder in Pflegever-

hältnissen. Unentgeltlich betreute 

Nachbarskinder können zeitlich be-

grenzt situativ in Tagesfamilien ohne 

Berücksichtigung in der Berechnung 

der Betreuungsplätze anwesend sein.  
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3 Entsprechend ihrem unterschiedli-

chen Betreuungsbedarf belegen in Ta-

gesfamilien  

a. Kinder unter 18 Monaten: 1,5 Plätze  

b. Kinder ab 18 Monaten bis zwölf 

Jahre: 1 Platz  

c. Kinder mit besonderen Bedürfnissen 

unabhängig vom Alter: 1,5 Plätze  

d. Kinder ab zwölf Jahren: 0,5 Plätze  

e. Für im Haushalt lebende Pflege- und 

eigene Kinder gelten die Buchstaben a, 

b, und c. Eigene Kinder und Pflegekin-

der ab zwölf Jahren werden nicht an 

den Betreuungsschlüssel angerechnet 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

27g   Abs. 1: Die Formulierung «in der Regel 

unangemeldet» ist schwierig und führt 

unter Umständen zu einem unnötigen 

Mehraufwand, weil vergebliche Besu-

che (Tagesfamilie nicht anzutreffen 

aufgrund von Ausflug o.ä.) durchge-

führt werden. Die in Art. 27q bezifferte 

Entschädigung ist daher unter keinen 

Umständen ausreichend und muss an-

gepasst werden (vgl. Bemerkungen un-

ter Art. 27q).  

Abs. 3: Die hier gewählte Formulierung 

ist unverständlich. Was genau bedeu-

tet «Im Übrigen gelten die Artikel 26 

und 27 sinngemäss»? Sind damit alle 

Buchstaben von Art. 27 mitgemeint? 

Absatz 1 wird angepasst. Siehe Ausführungen bei 034, Ge-

meinde Spiez, Art. 27g Abs. 1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Absatz 3: Siehe Erläuterungen bei 080, Kibesuisse. Art. 27g 

Abs. 3 
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106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

27k   Abs. 3, d: Wir begrüssen diese Min-

destanforderungen. Aufgrund der Qua-

litätssicherung und den steigenden An-

forderungen, den zu behandelnden 

Themen und den vielfältigen Hand-

lungsfeldern ist dies aus unserer Sicht 

sehr wichtig. 

Zur Kenntnis genommen 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

27q   Abs. 1: Der vorgeschlagene Betrag von 

200 Franken ist angesichts der wahr-

genommenen Verantwortung zu niedrig 

angesetzt. Sinnvoll wäre eine ange-

messene Vergütung, wie sie auch an-

deren Leistungsnehmern gewährt wird, 

wie zum Beispiel 480 Franken pro Auf-

sichtsbesuch.  

Zusätzlich sollte der Teuerungsaus-

gleich berücksichtigt beziehungsweise 

auf ein anderweitiges Entschädigungs-

reglement verwiesen werden, um Flexi-

bilität bei der Betragsanpassung wah-

ren zu können. 

 

Vorschlag: 

1 Für die Wahrnehmung der operatio-

nellen Aufsichtsaufgaben nach Artikel 

27c Absatz 2 werden die Tagesfamili-

enorganisationen mit einem jährlichen 

Pauschalbetrag von mindestens 480 

Franken pro Tagesfamilie entschädigt. 

Eine Anpassung des Minimalbetrags 

gemäss Teuerung findet statt. 

Teilweise Berücksichtigung 

Siehe 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, Art. 27q sowie 036, 

Gemeinderat Thun, Art. 27q  
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107 APAJ c/o 

Mylène 

Martial 

 

27a   3a : Le nombre de mois ne devrait pas 

être différent de celui d'une crèche.  

L’énoncé peut prêter à confusion. L’on 

pourrait comprendre que ça n’est qu’à 

partir du moment où les critères sont 

atteints que les AMF doivent s’annon-

cer. Pourtant si le placement est déjà 

prévu pour plus de quatre mois d’affi-

lée, l’annonce devrait se faire dès le 

premier jour. 

Si les organisations d’accueil de jour 

sont obligées d’annoncer les AMF dès 

le premier jour d’engament alors il se-

rait logique que les mêmes règles s’ap-

pliquent aux AMF travaillant hors orga-

nisation.  

Les critères sont trop nombreux et/ou 

la formulation est compliquée à com-

prendre :  

« Au minimum 4 mois d’affilée ou au 

total 39 semaines par années et  

Dure plus de 3h/ jours ou plus de 

12h/semaines par enfants » 

 

Proposition : 

Minimum 2 mois par année et 6h par 

semaine 

 

L’accueil est considéré comme régulier 

au sens de l’alinéa 1 si : 

Voir l’évaluation de la DSSI au n° 080, Kibesuisse, art. 27a 

OEJF. 



 
 

 

 

 219/251 
 

Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

Le placement est prévu (a lieu) pour 

un minimum de 2 mois d’affilée par an-

née et de 6h par semaine 

107 APAJ c/o 

Mylène 

Martial 

27f   2. Les propres enfants des AMF de 

l’âge de 12 ans ne doivent pas faire 

partie du nombre d’enfant accueillis.  

Cela réduirait considérablement les 

places d’accueil, et des contrats de 

placement actuels devraient être rési-

liés. 

Nous ne comprenons pas cette mesure 

qui limite le nombre de places d’accueil 

et qui de ce fait va à l’encontre d’une 

démarche d’augmentation des places 

d’accueil dans le canton de Berne. 

Seules les compétences d’accompa-

gnement et un éventuel contexte d’ha-

bitation inadapté (grandeur du lieu de 

placement, compétences de l’AMF) de-

vraient faire partis des critères pour 

que les enfants des AMF comptent 

dans le contingent. 

De plus cette mesure engendrerait 

d'autres problèmes lors des repas de 

midi et lors des vacances scolaires. 

 

Proposition : 

a. Enfants de moins de 12 mois : 

1,5 place 

b. Enfants de 12 mois à 12 ans : 

1 place 

Prise en compte partielle. 

Voir l’évaluation de la DSSI au n° 027, conseil municipal de 

Münchenbuchsee, art. 27f, al. 3. 
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c. Enfants à partir de 12 ans : 

0,5 place 

d. Enfants ayant des besoins 

spéciaux quel que soit leur âge : 

1,5 place 

 

e. Sous réserve de restriction 

spécifiques, les propres enfants des 

assistantes parentales ne sont plus 

pris en compte dans le nombre d’en-

fants accueillis dès l’âge de 12 ans. 

Par restrictions spécifiques, il faut en-

tendre : 

 La grandeur du domicile 

 Les compétences d’accompa-

gnement de l’AMF avec des enfants 

d’âges différents 

 Les besoins spécifiques des 

enfants de l’AMF 

107 APAJ c/o 

Mylène 

Martial 

27g   Des visites inopinées ne permettent 

pas d’établir un dialogue serein. Le 

mixte entre visites convenues et visites 

inopinées devrait être envisagé selon 

la situation. 

 

Des outils de communication devraient 

être mis sur pied à destination des pa-

rents qui placent leurs enfants chez 

une AMF qui travaille hors organisa-

tion. En effet, le retour des parents est 

important dans la qualité de la prise en 

Concernant les visites inopinées : l'article sera adapté, voir 

l’évaluation de la DSSI au n° 034, commune de Spiez, art. 27g, 

al. 1. 

 

 

En ce qui concerne les AMF qui ne sont affiliés à aucune orga-

nisation, l'OIAS est responsable de la surveillance. En cas de 

problème, les parents peuvent donc s'adresser à l'OIAS. 
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charge et les organisations sont aux 

centres de l’information et sont un trait 

d’union entre les différents acteurs. 

Il arrive parfois que des AMF quittent 

l’organisation car ils ne veulent pas 

suivre les recommandations émises 

par ces dernières. 

 

Proposition : 

1. Des visites organisées ou inopinées 

faisant l'objet d'un procès-verbal sont 

menées chez les AMF aussi souvent 

que nécessaire mais au moins une fois 

par an, dans le cas de la surveillance 

opérationnelle. 

 

La surveillance des AMF hors organi-

sation pourrait également se faire par 

les organisations elles-mêmes et pour 

leur secteur de placement. Cela évite-

rait que des AMF se soustraient aux 

adaptations demandées et cela per-

mettrait aux parents de contacter l’or-

ganisation en cas de besoin. 

Lorsque les AMF quittent l'organisation, ils ne peuvent plus re-

cevoir de bons de garde. Cela constitue tout de même une cer-

taine incitation à rester dans les organisations. Il est également 

vrai que les parents ont une plus grande responsabilité en ma-

tière de surveillance lorsque leur AMF n'appartient pas à une 

organisation. Cela incite éventuellement les parents à chercher 

un AMF affilié à une organisation. 

La DSSI estime toutefois qu'il n'est pas judicieux de prévoir 

dans l’OEJF une responsabilité parallèle de l'OIAS et des orga-

nisations pour les AMF qui ne sont pas affiliés à une organisa-

tion. 

107 APAJ c/o 

Mylène 

Martial 

27k   3a L'organisation d'une petite associa-

tion ne dispose pas nécessairement 

d’assez de personnel pour catégoriser 

chaque poste (poste de direction). 

L’expérience devrait être prise en 

compte dans les compétences re-

quises. 

Prise en compte partielle 

Nous ne sommes pas sûrs de bien comprendre cette objection. 

Il n'est toutefois pas nécessaire de confier chaque poste (poste 

de direction) à une personne différente. Ce qui est déterminant, 

c'est que toutes les compétences et qualifications nécessaires 

soient disponibles dans l'organisation, conformément à 

l’art. 27k, al. 3. 
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3b Une formation dans le domaine 

éducatif (niveau ES minimum) devrait 

être considérée comme conforme pour 

occuper un poste de coordinatrice. De 

plus, il semble que cela soit une condi-

tion pour pouvoir faire le suivi des pla-

cements (d1, d2, d3). 

La formation de coordinatrice devrait 

uniquement être destinée aux per-

sonnes n’ayant pas de formation dans 

le domaine éducatif ou social. 

 

Proposition : 

3a La direction dispose des compé-

tences requises en conduite du per-

sonnel et en gestion d'exploitation. 

Par compétences on entend : 

Une formation dans le domaine de la 

gestion et de conduite du personnel ou 

une expérience de minimum 3 ans 

dans la gestion et la conduite du per-

sonnel. 

 

3b Les personnes chargées de la coor-

dination disposent soit d'une formation 

de base dans le domaine socio-éduca-

tif (niveau ES minimum) soit d’une for-

mation à la coordination de l’accueil de 

jour. 

Voir l’évaluation de la DSSI au n° 026, Moutier, art. 27k. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ce qu'il faut entendre par « compétences » peut éventuelle-

ment encore être précisé dans le rapport. 

 

 

 

 

 

 

 

 

N'est pas pris en compte. 
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107 APAJ c/o 

Mylène 

Martial 

27l   Idem que l’art. 27e Pris connaissance du commentaire. 

107 APAJ c/o 

Mylène 

Martial 

27o   g. Qu’en est-il des AMF qui ne sont 

pas affiliées à une organisation. Il ne 

doit pas y avoir de disparité entre les 

exigences des AMF engagées dans 

une organisation et les AMF non affi-

liées. 

N'est pas pris en compte. 

Voir l’évaluation de la DSSI au n° 080, kibesuisse, art. 27o. 

107 APAJ c/o 

Mylène 

Martial 

27q   Montant forfaitaire bas si l’on compte 

les km, le temps d’entretien et l’établis-

sement du rapport. De plus, deux vi-

sites (première sur rendez- vous et une 

deuxième inopinée) devraient être pré-

vues. 

 

Proposition : 

Il semble qu’un montant de CHF 480.- 

ait été mentionné lors de la séance à 

Berne pour la première visite. 

Deux visites par année devraient être 

indemnisées à auteur de CHF 200.- 

par visite soit : 

Pour la première année d’engagement 

d’une AMF : une visite sur rendez-vous 

et une visite inopinée sur l’année, soit 

CHF 680.- 

Pour les années suivantes : une visite 

sur rendez-vous et une visite inopinée 

si nécessaire, soit CHF 400.-/an 

Prise en compte partielle. 

Voir l’évaluation de la DSSI au n° 027, conseil municipal de 

Münchenbuchsee, art. 27q et au n° 036, conseil municipal de 

Thoune, art. 27q. 
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Le tarif peut être adapté selon la con-

joncture. 

107 APAJ c/o 

Mylène 

Martial 

27r   1b les contrôles inopinés chez les res-

ponsables du service de coordination 

peuvent poser problème lorsque les 

petites organisations ne disposent pas 

de bureau externe et que les coordina-

trices travaillent à domicile et avec des 

horaires irréguliers. 

Dans ce cas de figure, et afin de res-

pecter la sphère privée, il parait indis-

pensable de s’annoncer. 

 

Proposition : 

1b Les contrôles sur place doivent être 

annoncés auprès des organisations ne 

disposant pas de bureau externe. 

Nous examinerons si le rapport peut être précisé en consé-

quence. 

108 Kibe Konol-

fingen 

27a   Vorschlag: 

Ziffer 3: «Als regelmässig im Sinne von 

Absatz 1 gilt ein Angebot einer Betreu-

ungsperson in Tagesfamilien, das  

a während mindestens zwei Monaten 

pro Jahr am Stück oder gesamthaft 39 

Wochen pro Jahr angeboten wird so-

wie  

b einen Umfang von mehr als drei 

Stunden pro Tag oder mehr als sechs 

Stunden pro Woche hat.» 

Wird angepasst 

Siehe Ausführungen zu 080, Kibesuisse, Art. 27a 

108 Kibe Konol-

fingen 

27f   Abs. 1: «Die «in der Regel» maximal 

zulässige Anzahl Kinder… hier findet 

ein Verweis (auf Art. 4) statt, in dem 

Teilweise Berücksichtigung.  
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vom «privatem Haushalt» die Rede ist, 

hingegen gemäss 27a, Absatz 1 wird 

der Haushalt der Betreuungsperson in 

Tagesfamilien explizit genannt. Dies 

führt zu einer Nicht-Regulierung von 

entgeltlichen Betreuungsangeboten in 

privaten Haushalten, die nicht im Haus-

halt der Tagesfamilie angeboten wer-

den (z.B. Nannies). 

Da gemäss PAVO Kinder immer nur 

bis 12 Jahre berücksichtigt werden, 

empfiehlt kibesuisse ein Streichen von 

Buchstabe e. 

 

Vorschlag: 

1 Die in der Regel maximal zulässige 

Anzahl Kinder… 

2 Bei der Beurteilung der nach Absatz 

1 maximal belegbaren Betreuungs-

plätze sind alle anwesenden Kinder 

mitzuzählen, insbesondere auch ei-

gene Kinder und Kinder in Pflegever-

hältnissen. Unentgeltlich betreute 

Nachbarskinder können zeitlich be-

grenzt situativ in Tagesfamilien ohne 

Berücksichtigung in die Berechnung 

der Betreuungsplätze anwesend sein. 

Ziff 3: Entsprechend ihrem unter-

schiedlichen Betreuungsbedarf bele-

gen in Tagesfamilien 

Betreffend «privater Haushalt» siehe Ausführungen bei 080, Ki-

besuisse, Art. 27f Abs. 1 – tatsächlich wird das Angebot von so-

genannten Nannies nicht reguliert, auch nicht von der PAVO. 

Betr. die weiteren Vorschläge siehe bei 080, Kibesuisse, Art. 

27f Abs. 2 und 3 

Siehe auch Ausführungen bei 036, Gemeinderat Thun, Art. 27f 

Abs. 3 

Betreffend Kinder ab 12 Jahren siehe Ausführungen bei 027, 

Gemeinderat Münchenbuchsee, Art. 27f Abs. 3. 

Betreffend unentgeltlich betreute Kinder siehe auch noch 046, 

BKSE, Art. 27f. 
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a. Kinder unter 18 Monate 1,5 

Plätze 

b. Kinder ab 18 Monaten bis 12 

Jahre: 1 Platz 

c. Kinder mit besonderen Be-

dürfnissen unabhängig vom Alter: 1,5 

Plätze 

d. Kinder ab 12 Jahre: 0.5 Plätze 

e. Für im Haushalt lebende 

Pflege- und eigene Kinder gelten die 

Buchstaben a, b, und c (Eigene und 

Pflegekinder ab 12 Jahren werden 

nicht an den Betreuungsschlüssel an-

gerechnet) 

108 Kibe Konol-

fingen 

27g   «in der Regel unangemeldet» ist 

schwierig: Dies führt unter Umständen 

zu einem unnötigen Mehraufwand, weil 

vergebliche Besuche (Tagesfamilie 

nicht anzutreffen aufgrund von Ausflug 

o.ä.) durchgeführt werden. Die in Art 

27q bezifferte Entschädigung ist daher 

unter keinen Umständen ausreichend 

und muss angepasst werden (vgl. Be-

merkungen unter 27q). 

 

Vorschlag: 

1 Im Rahmen der operationellen Auf-

sichtsaufgaben … mindestens aber 

einmal jährlich und in der Regel unan-

gemeldet  (streichen)… 

Wird angepasst.  

Siehe Ausführungen bei 034, Gemeinde Spiez, Art. 27g Abs. 1 
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108 Kibe Konol-

fingen 

27k   Abs. 3:  

d Über einen Abschluss als Fachfrau o-

der Fachmann Betreuung mit eidge-

nössischem Fähigkeitszeugnis EFZ o-

der eine mindestens gleichwertige 

Ausbildung oder so wie eine langjäh-

rige Berufserfahrung und Kompetenz 

verfügen müssen Mitarbeitende der Ta-

gesfamilien mit 

Teilweise Berücksichtigung. 

Die Aufnahme einer Art «Bestandesgarantie» für langjährige 

Mitarbeitende wird geprüft. Siehe Ausführungen bei 048, SP 

Kanton Bern, Art. 27k 

108 Kibe Konol-

fingen 

27l   c   holen vor der Anstellung in der Kin-

derbetreuung involvierten Mitarbeiten-

den (beispielsweise Vermittler:innen o-

der die Betreuungsperson in der 

Tagesfamilie) einen Privatauszug aus 

dem Strafregister ein. Danach alle 3 

Jahre In den Zwischenjahren wird die 

Selbstverpflichtungserklärung nach Ar-

tikel 19 Absatz 2 eingeholt. 

d   holen von allfälligen weiteren zum 

Haushalt ihrer Betreuungspersonen in 

Tagesfamilien gehörenden, volljährigen 

Personen vor der erstmaligen Betreu-

ungstätigkeit einen Strafregisterauszug 

ein und danach alle 3 Jahre. In den 

Zwischenjahren wird die Selbstver-

pflichtungserklärung nach Artikel 19 

Absatz 2 eingeholt. 

Teilweise Berücksichtigung 

Betreffend Betreuungspersonen in Tagesfamilien: die jährliche 

Überprüfungspflicht durch Einsicht in den Behördenauszug 2 

ergibt sich direkt aus Bundesrecht. Siehe Ausführungen zu 034, 

Gemeinde Spiez, Art. 27e Abs. 2 und 3 

 

Betreffend die weiteren Mitarbeitenden der TFO: Vgl. Ausfüh-

rungen zu 080, Kibesuisse, Art. 27l 

108 Kibe Konol-

fingen 

27o   Buchstabe g streichen Keine Berücksichtigung.  

Siehe Ausführungen bei 080, Kibesuisse, Art. 27o 

108 Kibe Konol-

fingen 

27q   Der Betrag ist angesichts der wahrge-

nommenen Verantwortung zu niedrig 

Teilweise Berücksichtigung 
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angesetzt. Sinnvoll wäre eine ange-

messene Vergütung, wie sie auch an-

deren Leistungsnehmern gewährt wird 

(480 Fr. pro Aufsichtsbesuch). Zusätz-

lich sollte eine Formulierung zum Teu-

erungsausgleich der Tätigkeit aufge-

nommen werden, resp. auf ein 

anderweitiges Entschädigungsregle-

ment verwiesen werden, um Flexibilität 

bei der Betragsanpassung wahren zu 

können. 

 

Vorschlag: 

1 Für die Wahrnehmung der operatio-

nellen Aufsichtsaufgaben nach Artikel 

27c Absatz 2 werden die Tagesfamili-

enorganisationen mit einem jährlichen 

Pauschalbetrag von mind. 480 Fr. pro 

Tagesfamilie entschädigt. Eine Anpas-

sung des Minimalbetrags gemäss Teu-

erung findet statt. 

Siehe 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, Art. 27q sowie 036, 

Gemeinderat Thun, Art. 27q 

026 Gemeinde 

Moutier 

  Article 

T1-1 

La ville de Moutier rejoindra le canton 

du Jura en date du 1er janvier 2026. Au 

vu de ce changement, il s’agira de bé-

néficier d’un régime transitoire déroga-

toire permettant de se soustraire aux 

nouvelles normes et exigences du can-

ton de Berne relatives à la révision par-

tielle de l’OEJF qui prévoit une entrée 

en vigueur au 31 décembre 2025 par le 

biais d’une nouvelle autorisation. 

Nous examinerons comment faire en sorte que les TFO de la 

commune de Moutier n'aient plus besoin d'autorisation selon 

l'OEJF. 



 
 

 

 

 229/251 
 

Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

Proposition : 

1. Demande de dérogation formelle de 

la part de la Municipalité de Moutier 

auprès de l’État de Berne avec soutien 

de la République et Canton du Jura 2. 

Accord d’exécution comme le prévoit 

l’art. 30, al. 2a du Concordat sur le 

transfert de Moutier. 

080 Kibesuisse T1-

1 

  Personen, die am 1. Januar 2024 über 

einen unbefristeten Arbeitsvertrag mit 

der Tagesfamilienorganisation verfügen 

und in diesem Rahmen Aufgaben ge-

mäss Art. 27k Abs. 3 Bst. b überneh-

men, dürfen dies auch weiterhin tun, 

auch wenn sie nicht über eine gefor-

derte Ausbildung gemäss Art. 27k (Vor-

schlag AIS) verfügen. 

Die Aufnahme einer Art «Bestandesgarantie» für langjährige 

Mitarbeitende wird geprüft – siehe Nr. 048 SP Kanton Bern zu 

Art. 27k 

108 Kibe Konol-

fingen 

  Artikel 

T1-1 

Personen, die am 01. Januar 2024 

über einen unbefristeten Arbeitsvertrag 

mit der Tagesfamilienorganisation ver-

fügen und in diesem Rahmen Aufga-

ben gemäss Art. 27k Abs 3d überneh-

men, dürfen dies auch weiterhin tun, 

auch wenn sie nicht über eine gefor-

derte Ausbildung gemäss Artikel 27k 

(Vorschlag AIS) verfügen. 

Die Aufnahme einer Art «Bestandesgarantie» für langjährige 

Mitarbeitende wird geprüft – siehe Nr. 048 SP Kanton Bern zu 

Art. 27k 

027 Gemeinde-

rat Mün-

chenbuch-

see 

30   Der neue Absatz ist obsolet, da in Abs. 

1 lit. b auf schulpflichtige Kinder nach 

Abschluss des Kindergartens verwie-

sen wird. Dies schliesst Kinder ab 12 

Jahren ein. 

Keine Berücksichtigung. 

Aus rechtsetzungstechnischen Gründen braucht es diesen 

neuen Absatz, weil sonst die Betreuung von über zwölfjährigen 

Kindern gar keine Betreuung in Tagesfamilien sein kann (vgl. 

Art. 27a Abs. 1). Siehe auch Vortrag zu Art. 30 Seite 20. 
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Vorschlag: 

Abs. 1a streichen. 

080 Kibesuisse 30   Die «Fassung Konsultationsverfahren» 

bei Abs. 1a ist unklar: Worauf genau be-

zieht sich die Formulierung und warum 

wird es explizit erwähnt? Kibesuisse er-

schliesst sich die Zuordnung und der 

Zweck des Satzes nicht. 

Vgl. Ausführungen bei 027, Gemeinderat Münchenbuchsee, 

Art. 30 

085 FKS Spiel-

gruppen 

30   Die Betreuungsgutscheine sollten für 

den Besuch der Spielgruppe ausgewei-

tete werden. Spielgruppen sind eine 

Ergänzung zu den Kitas und Tagesfa-

milien. Sie sind ein wichtiger Bestand-

teil der frühen Förderung und der 

Sprachförderung im Vorschulalter. 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

103 Primano 

Frühförde-

rung 

30   Die Betreuungsgutscheine sollten für 

den Besuch der Spielgruppe ausgewei-

tet werden. Spielgruppen sind eine Er-

gänzung zu den Kitas und Tagesfami-

lien. Sie sind ein wichtiger Bestandteil 

der frühen Förderung und der Sprach-

förderung im Vorschulalter. (siehe 

oben) 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

30   Betreuungsgutscheine sollten auch 

ausgerichtet werden für das Angebot 

der Nanny-Betreuung, sofern die Nan-

nys einer TFO angeschlossen sind. 

 

Vorschlag: 

Mit «für das Angebot der Nanny-Be-

treuung» ergänzen. 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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029 Gemeinde-

rat Muri 

33   Der bestehende Artikel 33 regelt ge-

nug. Diesen nicht aufheben, sondern 

den Artikel 27 ganz grundsätzlich kür-

zen und vereinfachen. 

Keine Berücksichtigung 

Siehe Ausführungen bei 029, Gemeinderat Muri, Art. 27k 

080 Kibesuisse 33   Der Inhalt des Artikels hat sich bewährt. 

Kibesuisse empfiehlt deshalb, bei Auf-

hebung des Artikels dessen – ange-

passten – Inhalt bei Art. 27k Abs. 3 auf-

zunehmen. 

Keine Berücksichtigung 

Siehe Ausführungen bei 029, Gemeinderat Muri, Art. 27k 

Die Inhalte des Art. 33 sind in Art. 27a ff enthalten. 

085 FKS Spiel-

gruppen 

33   Das Qualitätslabel vom Schweizeri-

schen Spielgruppen-LeiterInnen-Ver-

band (SSLV) wird seit 2022 angeboten 

und durch ein Audit vor Ort geprüft. 

Wer das Q-Label SSLV erreicht, hat 

die Auflage, gemäss den Qualitäts-

merkmalen zu arbeiten, die entspre-

chende Anzahl Stunden an Weiterbil-

dungen besucht zu haben und die 

nötigen Konzepte (Sicherheit, Hygiene, 

Pädagogik, Schutz, Verhalten) zu er-

stellen. Siehe Broschüre Qualitätslabel 

SSLV (www.sslv.ch   

https://sslv.ch/verweis-auf-publikatio-

nen). 

Anliegen unklar, allenfalls will man eine Qualitätssicherung 

auch für Spielgruppen. Diesfalls keine Berücksichtigung, da 

dies nicht Gegenstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung 

siehe bei 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleit-

brief) 

105 SSLV 33   Das Qualitätslabel vom Schweizeri-

schen Spielgruppen-LeiterInnen-Ver-

band (SSLV) wird seit 2022 angeboten 

und durch ein Audit vor Ort geprüft. 

Wer das Q-Label SSLV erreicht, hat 

die Auflage, gemäss den Qualitäts-

Anliegen unklar, allenfalls will man eine Qualitätssicherung 

auch für Spielgruppen. Diesfalls keine Berücksichtigung, da 

dies nicht Gegenstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung 

siehe bei 014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleit-

brief) 
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merkmalen zu arbeiten, die entspre-

chende Anzahl Stunden an Weiterbil-

dungen besucht zu haben und die nöti-

gen Konzepte (Sicherheit, Hygiene, 

Pädagogik, Schutz, Verhalten) zu er-

stellen. Siehe Broschüre Qualitätslabel 

SSLV (www.sslv.ch   

https://sslv.ch/verweis-auf-publikatio-

nen). 

034 Gemeinde 

Spiez 

34   34d fehlt Verweis wo Definition beson-

dere Bedürfnisse geregelt sind. 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

100 Tagesel-

ternvermitt-

lung Spiez 

34   34d fehlt Verweis wo Definition beson-

dere Bedürfnisse geregelt sind 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

014 Gemeinde-

rat Bern 

36 1  Regelmässige, freiwillig und unentgelt-

lich geleistete Arbeit bis sechs Stunden 

pro Woche sollen ebenfalls dem Bedarf 

angerechnet werden. Damit wird das 

zivilgesellschaftliche Engagement ge-

würdigt. 

 

Vorschlag: 

Abs. 1  

Bst. g (neu) welche sich durch regel-

mässige, freiwillig und unentgeltlich ge-

leistete Arbeit zum Wohle der  

Gemeinschaft gemäss Benevol-Stan-

dards einsetzen bis maximal sechs 

Stunden pro Woche. 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

http://www.sslv.ch/
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022 Gemeinde-

rat Köniz 

37 2  Art. 37 Abs. 2: Die Festlegung einer 

Differenz von maximal 20% zwischen 

dem erforderlichen und dem effektiven 

Beschäftigungspensum, um einen hö-

heren Betreuungsgutschein auszuge-

ben berücksichtigt aus Sicht der Ge-

meinde Köniz die Tatsache nicht, dass 

beispielsweise im Pflegebereich und im 

Schulbetrieb die effektiven Arbeitstage 

nicht frei wählbar sind und in begrün-

deten Einzelfällen auch mit zusätzli-

chen 20% der effektive Bedarf an ex-

terner Kinderbetreuung nicht 

abgedeckt werden kann. 

 

Vorschlag: 

Art. 37 Abs. 2 Die Wohnsitzgemeinde 

kann in begründeten Einzelfällen einen 

Betreuungsgutschein ausgeben, ob-

wohl das erforderliche Beschäftigungs-

pensum nach Artikel 38 Absatz 1 und 2 

nicht erreicht wird, wobei die Differenz 

zwischen dem erforderlichen und dem 

effektiven Beschäftigungspensum oder 

den effektiven Arbeitstagen nicht 

mehr als 40% betragen darf. 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

014 Gemeinde-

rat Bern 

38 1 & 

2 

 Das höhere minimale Beschäftigungs-

pensum ab Eintritt in den Kindergarten 

wird abgelehnt. Für den Entscheid der 

Familie sollen Entwicklungsstand und -

bedarf des Kindes stärker gewertet 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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werden als das Arbeitspensum der El-

tern. Aufgrund der meist besseren 

Wahlmöglichkeiten und tieferen Tarifie-

rung bei Tagesschulen sind Familien 

meist motiviert, die Tagesbetreuung 

der Schulen anzunehmen. 

 

Vorschlag: 

Abs. 1 und 2 sind ohne Unterscheidung 

bezüglich Kindergarteneintritt bei 120 

Prozent bzw. 20 % festzulegen. 

080 Kibesuisse 38  Grund-

sätzliches 

zu Art. 38 

Dass der Umfang des erforderlichen 

Beschäftigungspensums mit Eintritt in 

den Kindergarten um jeweils 20 Pro-

zentpunkte reduziert wird, erschliesst 

sich aus Sicht von Vereinbarkeitskrite-

rien nicht. Hier empfiehlt kibesuisse, 

den ganzen Abs. 2 zu streichen und 

entsprechend die Formulierung «vor 

Eintritt in den Kindergarten» unter Abs. 

1 Buchstaben a und b zu streichen. 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

101 KiQ 38  Grund-

sätzliches 

Dass der Umfang des erforderlichen 

Beschäftigungspensums mit Eintritt in 

den Kindergarten um jeweils 20 Pro-

zentpunkte reduziert wird, erschliesst 

sich aus Sicht von Vereinbarkeitskrite-

rien nicht. 

 

Vorschlag: 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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Hier empfiehlt KiQ, den ganzen Abs. 2 

zu streichen und entsprechend die For-

mulierung «vor Eintritt in den Kinder-

garten» unter Abs. 1 Buchstaben a und 

b zu streichen. 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

38   Dass der Umfang des erforderlichen 

Beschäftigungspensums mit Eintritt in 

den Kindergarten um jeweils 20 Pro-

zentpunkte reduziert wird, erschliesst 

sich aus Sicht von Vereinbarkeitskrite-

rien nicht. 

 

Vorschlag: 

Abs. 2 streichen 

Die Formulierung «vor Eintritt in den 

Kindergarten» unter Abs. 1 Buchstaben 

a und b streichen. 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

080 Kibesuisse 42  Grund-

sätzliches 

zu Art. 42 

Die Praxis zeigt, dass schulpflichtige 

Kinder mit ausserordentlichem Betreu-

ungs- und Förderaufwand, welche in 

Tagesfamilien betreut werden und 

gleichzeitig eine anerkannte heilpäda-

gogische Schule besuchen, aus dem 

genannten Raster der Aufwandsermitt-

lung herausfallen. Letzteres orientiert 

sich nämlich nur an Kindern im Vor-

schulalter. Entsprechend sollten in der 

Direktionsverordnung heilpädagogi-

sche Schulen als «Fachstellen» aner-

kannt werden, beziehungsweise der 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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Besuch einer solchen sollte als Indika-

tion für einen erhöhten Betreuungs- o-

der Förderaufwand anerkannt sein. 

101 KiQ 42  Grund-

sätzliches 

Die Praxis zeigt, dass schulpflichtige 

Kinder mit ausserordentlichem Betreu-

ungs- und Förderaufwand, welche in 

Tagesfamilien betreut werden und 

gleichzeitig eine anerkannte heilpäda-

gogische Schule besuchen, aus dem 

genannten Raster der Aufwandsermitt-

lung herausfallen. Letzteres orientiert 

sich nämlich nur an Kindern im Vor-

schulalter. Entsprechend sollten in der 

Direktionsverordnung heilpädagogi-

sche Schulen als «Fachstellen» aner-

kannt werden beziehungsweise der Be-

such einer solchen sollte als Indikation 

für einen erhöhten Betreuungs- oder 

Förderaufwand anerkannt sein. 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

42   Die Praxis zeigt, dass schulpflichtige 

Kinder mit ausserordentlichem Betreu-

ungs- und Förderaufwand, welche in 

Tagesfamilien betreut werden und 

gleichzeitig eine anerkannte heilpäda-

gogische Schule besuchen, aus dem 

genannten Raster der Aufwandsermitt-

lung herausfallen. Letzteres orientiert 

sich nämlich nur an Kindern im Vor-

schulalter. Entsprechend sollten in der 

Direktionsverordnung heilpädagogi-

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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sche Schulen als «Fachstellen» aner-

kannt werden, beziehungsweise der 

Besuch einer solchen sollte als Indika-

tion für einen erhöhten Betreuungs- o-

der Förderaufwand anerkannt sein. 

 

Vorschlag: 

Die heilpädagogische Schule zählt als 

Fachstelle. 

Der Besuch einer heilpädagogischen 

Schule zählt als Indikation für einen er-

höhten Betreuungs- und Förderauf-

wand. 

022 Gemeinde-

rat Köniz 

53 2  Art. 53 Abs. 2 lit. b: Der Abzug der Ge-

winnungskosten (insbesondere "Unter-

haltskosten" aus Ziffer 7.2 der Steuer-

erklärung) führt zu Konstellationen, 

dass sehr gut verdienende Personen 

(Einkommen über 200'000 CHF) eine 

maximale Vergünstigung erhalten. Es 

ist aus Sicht des Gemeinderats Köniz 

störend, dass Familien mit einem ho-

hen Einkommen maximal subventio-

niert werden. 

 

Vorschlag: 

Gewinnungskosten nicht mehr abzugs-

fähig machen, oder zumindest einen 

Maximalwert des Abzugs definieren. 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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080 Kibesuisse 53   Es stellt sich die Frage nach der Um-

setzbarkeit. Es ist mit mehr bürokrati-

schem Aufwand und Nachkorrekturen 

zu rechnen. 

Zur Kenntnis genommen 

014 Gemeinde-

rat Bern 

56   Der Tarifentwicklung bei den Kitas 

muss mit einer Anpassung der maxi-

malen Vergünstigung begegnet wer-

den. Erziehungsberechtigte mit tiefen 

Einkommen sind am härtesten betroffe-

nen von den erhöhten Tarifen, jedoch 

entlastet die Erhöhung der Maxima alle 

Familien mit Betreuungsgutscheinen, 

abnehmend mit erhöhtem massgeben-

dem Einkommen. Der Gemeinderat 

kann sich kein Bild zur Situation der 

Tarife bei Tagesfamilien machen und 

verzichtet darum auf eine Empfehlung. 

 

Vorschlag: 

Art. 56 

Maximale Vergünstigung 
1 Die maximale Vergünstigung für Kin-

der unter zwölf Monaten liegt bei 

a 150 Franken pro 20 Prozent Betreuung pro 

Woche in einer Kindertagesstätte, 

b xx Franken pro Betreuungsstunde in einer Ta-

gesfamilie. 

 
2 Die maximale Vergünstigung für Kin-

der ab zwölf Monaten vor Eintritt in den 

Kindergarten liegt bei 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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a 110 Franken pro 20 Prozent Betreuung pro 

Woche in einer Kindertagesstätte, 

b xx Franken pro Betreuungsstunde in einer Ta-
gesfamilie. 

3 Die maximale Vergünstigung für 

schulpflichtige Kinder ab dem Eintritt in 

den Kindergarten liegt bei 

a 82.50 Franken pro 20 Prozent Betreuung pro 

Woche in einer Kindertagesstätte, 

b xx Franken pro Betreuungsstunde in einer Ta-
gesfamilie. 

 

Neu Abs. 5: 

Die GSI kann die maximale Vergünsti-

gung nach Absatz 1 bis 3 jeweils auf 

Jahresbeginn im Umfang der vom Re-

gierungsrat für das Kantonspersonal 

beschlossenen Anhebung der Gehälter 

anpassen. 

080 Kibesuisse 56  Grund-

sätzliches 

zu Art. 56 

Wie erwähnt, bedauert kibesuisse den 

fehlenden Mut zur Anpassung der Fi-

nanzierungsartikel, mindestens um die 

Aufnahme einer Formulierung zum 

Teuerungsausgleich. 

Gleichzeitig ist nicht nachvollziehbar, 

warum die Tarifstruktur für die Bildung 

und Betreuung in Tagesfamilien andere 

Ansätze erfährt als in Kindertagesstät-

ten. In beiden Fällen sind die Eltern die 

Leidtragenden bei notwendigen Bei-

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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tragsanpassungen seitens der Organi-

sationen. Insbesondere nach Berück-

sichtigung der erhöhten Professionali-

täts- und Qualitätsanforderungen an 

die Organisationen (Personalqualifika-

tion etc.) sowie bei Berücksichtigung 

eines kindverträglicheren Betreuungs-

schlüssels empfiehlt kibesuisse hier 

Anpassungen. 

 

Vorschlag: 

1 Die maximale Vergünstigung für Kin-

der unter achtzehn Monaten liegt bei 

a 160 Franken pro 20 Prozent Betreu-

ung in einer Kindertagesstätte 

b 16 Franken pro Betreuungsstunde in 

einer Tagesfamilie 

 

2 Die maximale Vergünstigung für Kin-

der ab achtzehn Monaten vor Eintritt in 

den Kindergarten liegt bei 

a 130 Franken pro 20 Prozent Betreu-

ung pro Woche in einer Kindertages-

stätte 

b 13 Franken pro Stunde pro Betreu-

ungsstunde in einer Tagesfamilie 

 

3 die maximale Vergünstigung für 

schulpflichtige Kinder ab dem Eintritt in 

den Kindergarten liegt bei  
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a 97.50 Franken pro 20 Prozent Be-

treuung pro Woche in einer Kinderta-

gesstätte 

b 9.75 Franken pro Stunde pro Betreu-

ungsstunde in einer Tagesfamilie 

4 unverändert 

5 Die maximalen Vergünstigungen wer-

den jährlich zum Stichtag 31. Januar 

mit dem Landesindex abglichen und im 

Bedarfsfall nach oben korrigiert. Eine 

Unterschreitung der in Absatz 1, 2 und 

3 genannten Beträge als maximale 

Vergünstigung findet nicht statt. 

106 Trägerver-

ein Kinder-

hut 

56   Der Kinderhut bedauert den fehlenden 

Mut zur Anpassung der Finanzierungs-

artikel, mindestens um die Aufnahme 

einer Formulierung zum Teuerungs-

ausgleich.  

Gleichzeitig ist nicht nachvollziehbar, 

warum die Tarifstruktur für die Bildung 

und Betreuung in Tagesfamilien andere 

Ansätze erfährt als in Kindertagesstät-

ten. In beiden Fällen sind die Eltern die 

Leidtragenden bei notwendigen Bei-

tragsanpassungen seitens der Organi-

sationen. Insbesondere nach Berück-

sichtigung der erhöhten 

Professionalitäts- und Qualitätsanfor-

derungen an die Organisationen (Per-

sonalqualifikation etc.) sowie bei Be-

rücksichtigung eines 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 



 
 

 

 

 242/251 
 

Nr. Absender Art. Abs. Thema Kommentar Art der Berücksichtigung 

kindverträglicheren Betreuungsschlüs-

sels sind hier Anpassungen notwendig. 

 

Vorschlag: 

1 Die maximale Vergünstigung für Kin-

der unter achtzehn Monaten liegt bei 

a 160 Franken pro 20 Prozent Betreu-

ung in einer Kindertagesstätte 

b 16 Franken pro Betreuungsstunde in 

einer Tagesfamilie 

 

2 Die maximale Vergünstigung für Kin-

der ab achtzehn Monaten vor Eintritt in 

den Kindergarten liegt bei 

a 130 Franken pro 20 Prozent Betreu-

ung pro Woche in einer Kindertages-

stätte 

b 13 Franken pro Stunde pro Betreu-

ungsstunde in einer Tagesfamilie 

3 die maximale Vergünstigung für 

schulpflichtige Kinder ab dem Eintritt in 

den Kindergarten liegt bei  

a 97.50 Franken pro 20 Prozent Be-

treuung pro Woche in einer Kinderta-

gesstätte 

b 9.75 Franken pro Stunde pro Betreu-

ungsstunde in einer Tagesfamilie 

4 unverändert 

5 Die maximalen Vergünstigungen wer-

den jährlich zum Stichtag 31. Januar 

mit dem Landesindex abgeglichen und 
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im Bedarfsfall nach oben korrigiert. 

Eine Unterschreitung der in Absatz 1, 2 

und 3 genannten Beträge als maximale 

Vergünstigung findet nicht statt 

022 Gemeinde-

rat Köniz 

57 2  Art. 57 Abs. 2: 80'000 CHF als mass-

gebendes Einkommen, um eine Ein-

kommensverschlechterung prüfen zu 

können, ist aus Sicht der Gemeinde 

Köniz zu tief angesetzt. Mit der Festle-

gung einer Einkommensschwelle von 

CHF 80'000.- erhalten nur noch wenige 

Antragstellende mit einer Einkommens-

verschlechterung einen höheren Gut-

schein. Bei doppelverdienenden Eltern 

fällt fast niemand unter die Schwelle 

von 80'000 CHF. Somit wird der Gut-

schein auf ein Einkommen abgestützt, 

welches nicht mehr erreicht werden 

kann. Gerade für Neu-Eltern (1. Kind), 

welche den Umfang ihrer Erwerbsar-

beit an die neue Familiensituation an-

passen müssen, führt dies zu finanziel-

len Nachteilen. Dass die Diskrepanz 

zwischen dem aktuellen und dem vor-

herigen Einkommen bei der Bemes-

sung der Gutscheinhöhe nicht berück-

sichtigt werden kann, empfinden die 

Antragstellenden als unfair und belas-

tet ihre aktuelle sozioökonomische Si-

tuation. Die Gemeinde muss den An-

tragstellenden die neue Regelung 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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erklären, was zu grossem Beratungs-

aufwand führt, bei gleichzeitigem Un-

verständnis der Regelung seitens der 

Antragstellenden. 

 

Vorschlag: 

Den Grenzwert auf 100'000 CHF oder 

120'000 CHF anheben. 

031 Gemeinde-

rat Oster-

mundigen 

57 2  Die Verschärfung in Art. 57 Abs. 2 

FKJV wurde u.a. mit der Begründung 

gerechtfertigt, dass Erziehungsberech-

tigte mit einem höheren Einkommen e-

her eine Einkommenssenkung verkraf-

ten können. Dies gilt jedoch vor allem 

dann, wenn man als Referenzgrösse 

auf das Einkommen des laufenden Ka-

lenderjahres abstellt, nicht jedoch auf 

das Einkommen des dem Beginn der 

Tarifperiode vorangegangenen. Ein-

kommensverschlechterungen sind von 

Erziehungsberechtigten im Hinblick auf 

Betreuungsgutscheine in den seltens-

ten Fällen geplant, schlimmstenfalls 

sinkt das aktuelle Einkommen auf ei-

nen Bruchteil des vorigen Einkommens 

und so führt Art. 57 Abs. 2 FKJV, wie 

er derzeit ausgestaltet ist, zu stossen-

den Ergebnissen und läuft dem Zweck 

der Härtefallregelung zuwider. Dies 

trifft insbesondere Alleinerziehende 

(bei erstgeborenen Kindern und nach 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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Trennungen), aber auch Selbständig-

erwerbende mit einem schlecht laufen-

den Geschäftsjahr. Diese Personen 

sind bereits aufgrund ihrer Gesamtsitu-

ation stark belastet, weshalb es für sie 

immanent wichtig ist, dass auf die aktu-

ellen Einkommensverhältnisse abge-

stellt wird, so dass eine finanzielle Not-

lage angemessen gemindert werden 

kann. 

 

Vorschlag: 

Wir beantragen die ersatzlose Strei-

chung der Einkommensgrenze in Art. 

57 Abs. 2 FKJV und den Absatz so zu 

formulieren wie ehemals Art. 34m Abs. 

2 AISV oder dann folgendermassen: 

 Wenn das anrechenbare Ein-

kommen des laufenden Kalen-

derjahres weniger als xxxxxx 

(Vorschlag: 80'000) Franken 

beträgt und im Vergleich zum 

für die Gutscheinperiode anre-

chenbaren Einkommen nach 

Absatz 1 voraussichtlich mehr 

als 20 Prozent tiefer ist, ist auf 

Antrag der Erziehungsberech-

tigten auf das reduzierte Ein-

kommen abzustellen.  
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046 BKSE 57   Abs. 2 : Mit der Einführung der FKJV 

wurde die Härtefallregelung, wonach 

bei einer Verschlechterung des mass-

gebenden Einkommens des laufenden 

Kalenderjahres um mehr als 20 Pro-

zent das tiefere Einkommen die neue 

Bemessungsgrundlage bildet (vgl. Art. 

34m ASIV, bis 31.12.21 in Kraft), ver-

schärft, indem diese Regelung neu nur 

dann zur Anwendung kommt, wenn 

das anrechenbare Einkommen gemäss 

Art. 57 Abs. 1 FKJV weniger als 80'000 

Franken beträgt. Dies führt zu stossen-

den Resultaten. Als Beispiel dient fol-

gender, tatsächlich eingetretener Fall: 

Eine alleinerziehende Mutter reduzierte 

aufgrund ihrer ersten Mutterschaft ihr 

Arbeitspensum und ist auf Drittbetreu-

ung ihres Babys angewiesen. Bevor sie 

Mutter wurde, arbeitete sie zu 100% 

und hatte ein anrechenbares Einkom-

men von rund CHF 116'000.00 pro 

Jahr. Nach dem Mutterschaftsurlaub 

arbeitet sie nun noch zu 60% und hat 

ein anrechenbares Einkommen von 

rund CHF 75'000.00, was eine Ver-

schlechterung ihres Einkommens von 

rund 34% ausmacht. Würde man als 

anrechenbares Einkommen die CHF 

75'000.00 berücksichtigten, so hätte 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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sie Anspruch auf Betreuungsgut-

scheine von rund CHF 1'308.00/Monat, 

bei Berücksichtigung von CHF 

116'000.00 als anrechenbares Einkom-

men deren CHF 663.00/Monat, also 

CHF 645.00/Monat (CHF 7'740.00 im 

Jahr) weniger. 

 

Die Verschärfung in Art. 57 Abs. 2 

FKJV wurde u.a. mit der Begründung 

gerechtfertigt, dass Erziehungsberech-

tigte mit einem höheren Einkommen e-

her eine Einkommenssenkung verkraf-

ten können. Dies gilt jedoch vor allem 

dann, wenn man als Referenzgrösse 

auf das Einkommen des laufenden Ka-

lenderjahres abstellt, nicht jedoch auf 

das Einkommen des dem Beginn der 

Tarifperiode vorangegangenen. Ein-

kommensverschlechterungen sind von 

Erziehungsberechtigten im Hinblick auf 

Betreuungsgutscheine in den seltens-

ten Fällen geplant, schlimmstenfalls 

sinkt das aktuelle Einkommen auf ei-

nen Bruchteil des vorigen Einkommens 

und so führt Art. 57 Abs. 2 FKJV, wie 

er derzeit ausgestaltet ist, zu stossen-

den Ergebnissen und läuft dem Zweck 

der Härtefallregelung entgegen. Dies 

trifft insbesondere Alleinerziehende 

(bei erstgeborenen Kindern und nach 
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Trennungen), aber auch Selbständiger-

werbende mit einem schlecht laufen-

den Geschäftsjahr (so tausendfach er-

lebt während der Pandemie). Diese 

Personen sind bereits aufgrund ihrer 

Gesamtsituation stark belastet, wes-

halb es für sie immanent wichtig ist, 

dass auf die aktuellen Einkommensver-

hältnisse abgestellt wird, so dass eine 

finanzielle Notlage angemessen gemin-

dert werden kann. 

 

Vorschlag: 

Wir beantragen deshalb die ersatzlose 

Streichung der Einkommensgrenze in 

Art. 57 Abs. 2 FKJV und den Absatz so 

zu formulieren wie ehemals Art. 34m 

Abs. 2 AISV. Alternativ könnte fol-

gende Formulierung übernommen wer-

den: Wenn das anrechenbare Einkom-

men des laufenden Jahres weniger als 

xxxxxx (Vorschlag: 80'000) Franken 

beträgt und im Vergleich zum für die 

Gutscheinperiode anrechenbaren Ein-

kommen nach Absatz 1 voraussichtlich 

mehr als 20 Prozent tiefer ist, ist auf 

Antrag der Erziehungsberechtigten auf 

das reduzierte Einkommen abzustellen. 

022 Gemeinde-

rat Köniz 

59 2  Art. 59 Abs. 2: Dass Eltern von Kindern 

mit ausserordentlichem Betreuungs- o-

der Förderaufwand die Pauschale nur 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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noch erhalten sollen, wenn sie einen 

grundsätzlichen Anspruch auf Betreu-

ungsgutscheine haben, benachteiligt 

gutverdienende Eltern von Kindern mit 

ausserordentlichem Betreuungs- oder 

Förderaufwand. Die Gemeinde Köniz 

schlägt vor dem Hintergrund des Dis-

kriminierungsverbots vor, diese Ein-

schränkung für die Auszahlung der 

Pauschale für ausserordentlichen Be-

treuungs- oder Förderaufwand zu strei-

chen. 

 

Vorschlag: 

Art. 59 Abs. 2 ersatzlos streichen. 

 

Die Überarbeitung erfolgt aber in separatem Projekt aufgrund 

überwiesener Motion 213-2022, Michael Köpfli (GLP, Wohlen b. 

Bern). 

027 Gemeinde-

rat Mün-

chenbuch-

see 

60 4  Abs. 4: Es gibt Gemeinden, die Gesu-

che nur über die Webapplikation ak-

zeptieren. 

Vorschlag: 

Zusatz: Sofern die Gemeinde nicht an-

dere Vorgaben hat. 

Keine Berücksichtigung 

Die Möglichkeit des Papiergesuchs ist in verschiedenen Kons-

tellationen wichtig. Die im Konsultationsverfahren eingereichten 

Stellungnahmen sind sehr unterschiedlich. Die vorgeschlagene 

Regelung wird beibehalten. 

048 SP Kanton 

Bern 

60   Abs 4) Wird ausdrücklich begrüsst. Da-

mit ist die Zuständigkeit geklärt, wer 

Familien unterstützt, die ein Gesuch 

nicht über die Webapplikation einrei-

chen können. 

Zur Kenntnis genommen 

096 Kinderbe-

treuung 

Zollikofen 

Kibez 

60 4  Abs 4) Wird ausdrücklich begrüsst. Da-

mit ist die Zuständigkeit geklärt, wer 

Familien unterstützt, die ein Gesuch 

nicht über die Webapplikation einrei-

chen können. 

Zur Kenntnis genommen 
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014 Gemeinde-

rat Bern 

62 3  Absatz 3 Bst. b 

Die Regelung, wonach die Ausstellung 

eines Betreuungsgutscheins auf den 

Folgemonat nach Einreichung des voll-

ständigen Gesuchs erfolgt, erhöht in 

zweifacher Hinsicht unnötig die 

Schwelligkeit des ohnehin schon an-

spruchsvollen Systems. Personen, die 

die Anspruchsvoraussetzungen objek-

tiv erfüllen, erhalten z.B. wegen eines 

nicht rechtzeitig eingereichten Doku-

ments die Vergünstigung nicht von Be-

ginn an und sitzen auf hohen Kita-

Rechnungen, die sie nicht oder nur mit 

Mühe bezahlen können. Die Kitas wie-

derum sitzen auf uneinbringlichen For-

derungen 

In der Stadt Bern bezieht sich ein 

Grossteil der Beschwerden gegen die 

Verfügungen auf diese Regelung. Ab-

weichungen davon sind nur in begrün-

deten Ausnahmefällen möglich, was 

der Praxis den Handlungsspielraum 

einengt. Der Gemeinderat regt de lege 

ferenda an, den Gutschein auf den Be-

ginn des Monats auszustellen, in wel-

chem das Gesuch eingereicht wird 

(was eine nachträgliche Vervollständi-

gung erlaubt) Die Gesuchstellenden 

sind zur Mitwirkung verpflichtet und die 

Gemeinden haben die Möglichkeit zu 

Keine Berücksichtigung, da beanstandete Regelung nicht Ge-

genstand dieser Vorlage ist. (nähere Begründung siehe bei 

014, Gemeinderat Bern, Bemerkungen aus Begleitbrief) 
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einem Nichteintretensentscheid bei trö-

lerischem Verhalten. 

 

Vorschlag: 

b  auf den Beginn des Monats 

der Einreichung des Gesuchs und ab 

Beginn des Betreuungsverhältnisses 

ausgestellt, wobei in begründeten Aus-

nahmefällen auf einen früheren Zeit-

punkt abgestellt werden kann. 

 

 


